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1 Plangebiet 

1.1 Größe und Abgrenzung des Plangebietes 

Die Gemeinde Rickling liegt nordwestlich der Kreisstadt Bad Segeberg und südöstlich der kreisfreien 

Stadt Neumünster im Landkreis Segeberg. Die Entfernung zur Kreisstadt beträgt ca. 12 km. Neumünster 

liegt knapp 14 km entfernt. Des Weiteren befindet sich die Gemeinde Trappenkamp ca. 5 km nördlich 

von Rickling. 

Das ca. 3,56 ha große Plangebiet liegt mittig im Ricklinger Gemeindegebiet und im nördlichen Teil des 

Ortes. Es befindet sich nördlich der „Martin-Meiners-Straße“, östlich der „Dorfstraße“, südlich des „Ro-

senweges“ und westlich des „Grünen Weges“. Beplant wird ein Gebiet auf dem Grundstück „Dorfstraße 

31“, Flurstücksnummer 44/3, Gemarkung Neuerfrade/Rickling. Hierbei handelt es sich um ein Gebiet im 

unbeplanten Innenbereich. Zur Anpassung eines festgesetzten Knicks sowie zur Sicherstellung der ver-

kehrlichen Anbindung wird ein Teilbereich des östlich und südlich angrenzenden B-Plans Nr. 15 in den 

B-Plan Nr. 24 aufgenommen. Hier handelt es sich um Teilbereiche der Flurstücke 232, 233, 234, 235, 

236, 237, 238, 241, 242, 243, 246, 247 und 248. Ebenso wird ein Teilbereich der bestehenden Verkehrs-

flächen des „Grünen Weges“ (Flurstück 81) und der „Dorfstraße“ (Flurstück 350) aufgenommen. 

Die Lage im Raum sind der Abbildung 1 zu entnehmen. 

 
Abbildung 1: Lage des Plangebietes im Raum (DANord; topographische Karte) – ohne Maßstab 
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1.2 Bebauung und Nutzung im Bestand 

Das Plangebiet lässt sich in seinem bestehenden Zustand in zwei Teile gliedern. Der östliche Teil, welcher 

etwa drei Viertel des Plangebiets ausmacht, ist eine landwirtschaftliche Fläche. Der westliche Teil ist 

geprägt durch bestehende Bebauung. Hier befinden sich eine Gastwirtschaft mit ihrem zugehörigen 

„Gartenbereich“ sowie ein Schießstand am Rande des Geltungsbereiches. 

Der Geltungsbereich wird im Westen durch die Dorfstraße begrenzt. Der Grüne Weg begrenzt das Ge-

biet im Osten. Die Wohngebiete im Norden und Süden sowie der Spielplatz im Norden werden durch 

Knicks vom Plangebiet abgegrenzt. Diese Knickstrukturen sind bei der Planung zu berücksichtigen. Das 

Wohngebiet im Norden ist zum Teil durch den Bebauungsplan (B-Plan) Nr. 5 „Rosenweg“ festgesetzt. 

Das Wohngebiet im Süden grenzt mit einem festgesetzten Knick an den Geltungsbereich des B-Plans 

Nr. 24 an. Der Knick liegt mittig zwischen den Geltungsbereichen und wird durch den B-Plan Nr. 15 

„nördlich der Straße Eichbalken, östlich der Dorfstraße, westlich des Grünen Weges“ (1. Änderung) be-

reits planungsrechtlich abgesichert. 

 
Abbildung 2: Auszug aus dem Luftbild mit Kennzeichnung des Geltungsbereichs (DANord; Luftbild) – ohne Maßstab 
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1.3 Verkehrssituation 

Das Plangebiet wird für den Kfz-Verkehr durch die Dorfstraße im Westen, die Martin-Meiners-Straße im 

Süden und den Grünen Weg im Osten erschlossen. Für die künftige verkehrliche Erschließung von Süden 

und Osten aus werden Knickdurchbrüche erforderlich. Im Bestand sind bereits zwei Anbindungen vor-

gesehen, die eine verkehrliche Verbindung zwischen dem bestehenden Wohngebiet an der Martin-Mei-

ners-Straße und dem neuen Wohngebiet ermöglichen. Diese befinden sich zwischen den Flurstücken 

236 und 237 sowie zwischen den Flurstücken 243 und 247. Die Ortsmitte liegt entlang der Dorfstraße 

etwa 600 m entfernt.  

Durch den Ort verläuft in Nord-Süd-Richtung die Kreisstraße (K) 52, welche Rickling mit der Gemeinde 

Trappenkamp im Norden und mit dem Ortsteil Fehrenbötel im Süden verbindet. Des Weiteren zweigt 

am nördlichen Ortsrand die K 114 nach Westen hin ab und führt im weiteren Verlauf nach Neumünster. 

Sowohl nördlich als auch südlich des Ortes befinden sich Auffahrten auf die Bundesstraße (B) 205, wel-

che nach Neumünster (11 km), nach knapp  

8 km an die Bundesautobahn (BAB) 21 und nach etwa 18 km an die Autobahn (A) 7 führt. Sowohl in Bad 

Segeberg als auch in Neumünster besteht Anschluss an das BAB-Netz. Für den Kfz-Verkehr besteht für 

Rickling demnach eine sehr gute Anbindung. 

Im Hinblick auf den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) befindet sich im Süden Ricklings in ca.  

1,3 km Entfernung zum Plangebiet ein Bahnhof, welcher vom schienengebundenen Regionalverkehr 

zwischen 5 Uhr morgens und 1 Uhr nachts im Stundentakt in Richtung Neumünster sowie Bad Segeberg 

angefahren wird.  

Zudem bieten die Buslinien 7915 (Neumünster – Braak – Willingrade – Rickling) und 7930 (Bad Segeberg 

– Rickling – Trappenkamp) an der fußläufig erreichbaren Haltestelle „Rickling, Doppeleiche“ ein regel-

mäßiges, teils im 60 Minuten-Takt verkehrendes Angebot sowie am Samstag einen 2-Stunden-Takt. 

1.4 Technische Infrastruktur 

Die technische Infrastruktur ist im öffentlichen Straßenraum bereits vorhanden und wird für die neue 

Planung entsprechend ergänzt. 

1.5 Altlasten und altlastverdächtige Flächen 

In den übergeordneten Planungen, wie Regional- und Kreisplanungen, als auch auf der Ebene der Flä-

chennutzungsplanung sind keine Aussagen und Hinweise zu Altlasten oder altlastverdächtigen Flächen 

im Sinne von § 2 Abs. 5 und 6 Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) gemacht worden.  

Im Zuge der frühzeitigen Behördenbeteiligung wurde durch die untere Bodenschutzbehörde des Kreises 

Segebergs mitgeteilt, dass der im Plangebiet befindliche Schießstand als altlastenrelevante Vornutzung 

einzustufen ist. Da diese Nutzung aufgrund eines langjährigen Pachtvertrages weiterhin Bestandsschutz 

genießt, entsteht derzeit kein Handlungsbedarf für Untersuchungen. Ein Gefährdungspotenzial für sen-

siblere Nutzungen im Sinne von § 1 Abs. 6 BauGB ist erst im Falle der Nutzungsaufgabe und der beab-

sichtigten planungsrechtlichen Folgenutzung relevant. 

Die Gemeinde nutzt daher das Instrument des § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB, um die Zulässigkeit der Folgenut-

zung an klare, nachgelagerte Voraussetzungen zu knüpfen. Die planungsrechtliche Nachnutzung durch 

das festgesetzte Mischgebiet wird erst dann zugelassen, wenn 

nach Aufgabe des Schießstandes eine Altlastenuntersuchung erfolgt, 
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die Gefährdungssituation nach BBodSchG / BBodSchV bewertet wurde und sämtliche erforderlichen 

Maßnahmen zur Sicherung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse umgesetzt worden sind. 

Im Bauleitplanverfahren selbst erfolgt keine Vorabuntersuchung, da der Bestandsschutz fortbesteht 

und der Zeitpunkt einer Nutzungsaufgabe derzeit nicht absehbar ist. Die Zulässigkeit wird damit im Bau-

genehmigungsverfahren geregelt, indem die Nachweisung der oben aufgeführten Punkte Vorausset-

zung der Genehmigung für die Folgenutzung werden. 

Durch diese Regelung wird gewährleistet, dass die künftigen Nutzungen des Mischgebiets nur dann auf-

genommen werden dürfen, wenn der Boden schadlos oder entsprechend gesichert behandelt worden 

ist. Gleichzeitig vermeidet man so eine unverhältnismäßige sowie aufgrund des vorhandenen Bestands 

nur eingeschränkt mögliche Vorprüfung im Planungsstadium der Bauleitplanung. 
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2 Planerische Vorgaben  

Planung hat laut dem Raumordnungsgesetz (ROG) die Aufgabe, eine planmäßige Ordnung, Sicherung 

und Entwicklung von Gebietseinheiten herbeizuführen. Um den Raum dauerhaft nutzen zu können, 

müssen unterschiedliche Ansprüche an den Raum koordiniert werden. Im Sinne einer nachhaltigen 

Raumentwicklung sind die wirtschaftlichen und sozialen Ansprüche an den Raum mit seinen ökologi-

schen Funktionen in Einklang zu bringen. Die Konkretisierung dieser Zielvorgaben erfolgt in den ineinan-

dergreifenden Planungen auf Landesebene in der Regionalplanung und auf kommunaler Ebene in der 

Flächennutzungsplanung und Bebauungsplanung. 

2.1 Landesentwicklungsplanung (LEP) 2021  

Die Landesentwicklungsplanung (LEP) 2021 stellt die Ziele und Grundsätze für die räumliche Entwicklung 

des Landes Schleswig-Holstein dar. 

Rickling besitzt keine zentralörtliche Funktion. Die Gemeinde liegt ca. 5 km südlich des Unterzentrums 

Trappenkamp. Des Weiteren grenzt der 10 km-Umkreis von Neumünster im Nordwesten und der  

10 km-Umkreis von Bad Segeberg im Südosten an. 

Das gesamte Gemeindegebiet befindet sich im ländlichen Raum. Diese Räume sollen als eigenständige, 

gleichwertige, zukunftsfähige Räume gestärkt werden, ohne deren Funktion als Natur- und Erlebnis-

raum zu beeinträchtigen. Die Daseinsvorsorge in diesen Räumen soll gesichert werden. Gleichzeitig ist 

die gute Erreichbarkeit dieser sicherzustellen. 

Für Gemeinden im ländlichen Raum ohne zentralörtliche Funktion gilt ein begrenzter wohnbaulicher 

Entwicklungsrahmen. Dort können im Zeitraum 2022 bis 2036 bezogen auf ihren Wohnungsbestand am 

31. Dezember 2020 neue Wohnungen im Umfang von bis zu 10 Prozent gebaut werden (wohnbaulicher 

Entwicklungsrahmen, LEP 2021, Kap. 3.6.1). Eine ausführlichere Betrachtung des wohnbaulichen Ent-

wicklungsrahmens erfolgt im Kapitel 2.7 „Wohnbaulicher Entwicklungsrahmen“. Der wohnbauliche Ent-

wicklungsrahmen wird durch den B-Plan Nr. 24 eingehalten. 

Im LEP wird eine Biotopverbundachse – Landesebene (ohne Küste und Elbe) dargestellt, welche den 

baulichen Zusammenhang der Gemeinde im Süden tangiert. Mit dem Biotopverbund wird das Überle-

ben von Pflanzen- und Tierarten in der intensiv genutzten Kulturlandschaft gesichert. Tiere und Pflanzen 

haben hier die Möglichkeit, zwischen den Gebieten zu wechseln und sich in neuen Lebensräumen zu 

etablieren. 

Im LEP befindet sich die Gemeinde Rickling im Entwicklungsraum für Tourismus und Erholung. Ein Auf-

bau entsprechender Strukturen soll auf bestehenden Strukturen erfolgen und interkommunal abge-

stimmt werden. 

Rickling ist im LEP durch eine eingleisige Bahnstrecke sowie die B 205 erschlossen. 

Mit der Schaffung der planerischen Voraussetzungen für die Umsetzung eines Wohngebiets folgt die 

Gemeinde Rickling den Vorgaben des Landesentwicklungsplans. Es wird ein Wohngebiet unter Einhal-

tung des wohnbaulichen Entwicklungsrahmens in unmittelbarer Nähe übergeordneter Infrastrukturein-

richtungen geschaffen, welches den Darstellungen des LEPs entspricht. Des Weiteren ist keine Beein-

trächtigung des Unterzentrums Trappenkamp zu erwarten. Auch eine wesentliche Beeinträchtigung des 

ortstypischen Landschaftsbilds sowie des Biotopverbunds durch das Vorhaben kann ausgeschlossen 

werden. 
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Abbildung 3: Auszug aus Landesentwicklungsplan (2021) – ohne Maßstab 
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2.2 Regionalplan für den Planungsraum I (1998) 

Die Grundsätze der Landesentwicklungsplanung werden in teilräumlichen Regionalplänen konkretisiert. 

Die Gemeinde Rickling liegt im Planungsraum I des Regionalplans Schleswig-Holstein (1998). Die Regio-

nalpläne befinden sich derzeit in Neuaufstellung, wonach die Gemeinde in Zukunft dem Planungsraum 

III angehören soll. Grundsätzlich werden Regionalpläne auf Grundlage des aktuell geltenden LEPs auf-

gestellt. 

Die Gemeinde Rickling befindet sich aktuell im Planungsraum I des Regionalplans für die Kreise Herzog-

tum Lauenburg, Pinneberg, Segeberg und Stormarn.  

Die Gemeinde Rickling befindet sich in einem ländlichen Raum. Dieser soll in seiner funktionellen Vielfalt 

erhalten und weiterentwickelt werden. Dies beinhaltet auch eine funktionale Stärkung der zentralen 

Orte. Gleichzeitig befindet sich Rickling innerhalb der Nahbereichsgrenze des Unterzentrums Bornhö-

ved-Trappenkamp. Rickling darf dieses zwar in seiner Funktion nicht beeinträchtigen, gleichzeitig soll es 

jedoch zur Stärkung des Nahbereichs genutzt werden. Für Rickling wurde in diesem Zuge festgelegt, 

dass bei der Entwicklung der Gemeinde die Einrichtungen der Inneren Mission im Süden des Ortes sowie 

die gute Gewerbe- und Dienstleistungsausstattung zu berücksichtigen sind. Die Siedlungsentwicklung 

soll dabei vorwiegend im Ortsteil Rickling stattfinden. 

Im Zuge der Neuaufstellung des Regionalplans liegt ein Großteil des Ortes Rickling in einem Vorbehalts-

gebiet für den Grundwasserschutz. Das Grundwasser ist vor Verunreinigungen zu schützen und die 

Grundwasserneubildung zu fördern. Die Festlegung dient der langfristigen Sicherung der Wasserversor-

gung, weshalb diese Gebiete in besonderem Maße von Versiegelungen und verunreinigenden Nutzun-

gen zu schützen sind. 

Östlich und westlich des Ortes sind Gebiete mit besonderer Bedeutung für den Abbau oberflächennaher 

Rohstoffe festgelegt. Hier hat die Rohstoffgewinnung grundsätzlich Vorrang anderen Nutzungen gegen-

über. Im Zuge der Neuaufstellung des Regionalplans entfällt dieses Vorranggebiet. 

Rickling liegt in einem Gebiet mit besonderer Bedeutung für Tourismus und Erholung.  

Hinsichtlich der Verkehrsinfrastruktur sind die B 205 und die Bahnstrecke zwischen Bad Oldesloe und 

Neumünster bedeutend. Letztere befindet sich laut aktuell gültigem Regionalplan außer Betrieb, mit 

der Neuaufstellung des Regionalplans ist sie aber wieder als eingleisige Bahnstrecke in Betrieb darge-

stellt. 

Auf regionalplanerischer Ebene ist für das Vorhaben insbesondere das Vorbehaltsgebiet für den 

Grundwasserschutz relevant. Durch die Planungen sind jedoch keine wassergefährdenden Nutzungen 

zu erwarten. Dennoch ist dieser Belang zu beachten und im Zuge der Abwägung nach § 1 Abs. 7 ggf. 

zu berücksichtigen. Das Vorhaben folgt ansonsten den Festlegungen des Regionalplans in dem Sinne, 

dass diesem nicht widersprochen wird. 
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Abbildung 4: Auszug aus dem Regionalplan Planungsraum I (2004) – ohne Maßstab 

 

Abbildung 5: Auszug aus dem Entwurf für den Regionalplan Planungsraum III (2025) – ohne Maßstab 
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2.3 Landschaftsrahmenplan für den Planungsraum III (2020) 

Das Gemeindegebiet liegt im Planungsraum III mit der kreisfreien Stadt Lübeck, den Kreisen Dithmar-

schen, Herzogtum Lauenburg, Ostholstein, Pinneberg, Segeberg, Steinburg und Stormarn. Für den Gel-

tungsbereich des B-Planes sind die folgenden Aussagen planungsrelevant: 

• Lage in einem Trinkwassergewinnungsbiet (keine rechtliche Bindung) 
• Ausweisung als Bereich mit hoher Empfindlichkeit des Grundwassers, grundsätzlich sind hier 

Beeinträchtigungen des Grundwassers zu unterlassen 
• Lage in einem Gebiet mit besonderer Erholungseignung. 

 

Weitere Details hierzu sind in Kapitel 5 Umweltbericht enthalten. 

 

2.4 Flächennutzungsplan (1975) 

Gemäß § 5 BauGB stellt der Flächennutzungsplan (F-Plan) als vorbereitender Bauleitplan die sich aus 

der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung nach den vorausseh-

baren Bedürfnissen der Gemeinde für das gesamte Gemeindegebiet in den Grundzügen dar. 

Im aktuell geltenden F-Plan der Gemeinde Rickling vom 23.09.1975 ist der westliche Teil als Dorfgebiet 

dargestellt. Dieser Teil umfasst die Gastwirtschaft und den dazugehörigen „Gartenbereich“. Der östliche 

Teil wird derzeit als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. 

Die vorgenannte Ausweisung des Dorfgebietes und der Fläche für die Landwirtschaft entspricht nicht 

den geplanten Festsetzungen des B-Plans Nr. 24. Dieser sieht die Ausweisung eines Mischgebietes 

(§ 6 BauNVO), eines allgemeinen Wohngebiets (§ 4 BauNVO) sowie eine Grünfläche vor. 

Die vorgenannten Aspekte begründen das Erfordernis einer Änderung des F-Plans. Es handelt sich bei 

dieser Änderung um die 24. Änderung, welche parallel zum Bebauungsplanverfahren durchgeführt wird. 

 
Abbildung 6: Auszug aus dem rechtskräftigen F-Plan (1975) mit Kennzeichnung der Änderungsfläche und der angrenzenden 
16. Änderung (2017) – ohne Maßstab 
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2.5  Landschaftsplan der Gemeinde Rickling (2002/2006) 

Der Landschaftsplan der Gemeinde Rickling von 2006 mit Bestandsteil von 2002 weist im Entwicklungs-

teil die hier überplante Fläche bereits zur Siedlungsentwicklung aus. An den Rändern im Norden und 

Süden des Gebietes grenzen jeweils Knicks das Gebiet ein sowie entlang des Grünen Weges an der 

Ostseite als Redder. Der hier vorliegende Bebauungsplan entwickelt sich somit aus dem gültigen Land-

schaftsplan. 

Das ehemals unmittelbar im Süden folgende Grundstück ist mittlerweile bebaut. Nördlich des Gebietes 

sind die Wohnbauflächen und ein Kinderspielplatz dargestellt und auf dem Grünen Weg ist hier eine 

Reitwegeverbindung ausgewiesen.  

Die bestehenden Knicks sind in der Planung zu berücksichtigen und mit einer Schutz- und Pufferzone 

von 3,00 m Breite versehen. Die bestehenden Knicks werden entwidmet. Für die Anbindung durch neue 

Straßen sind Knickdurchbrüche bzw. Aufweitungen bestehender Zufahrten vorgesehen.. 

Weitere Details zum Landschaftsplan sind dem Umweltbericht zu entnehmen. 

 

2.6 Gemeindeentwicklungskonzept der Gemeinde Rickling (2025) 

Die Gemeinde Rickling hat ein Gemeindeentwicklungskonzept (GEK) aufstellen lassen, welches am 

05.03.2025 beschlossen wurde. Ziel dieses GEK ist es, eine strategische Grundlage für politische Ent-

scheidungen und künftige Entwicklungen in der Gemeinde zu bilden. Das Konzept umfasst eine Be-

standsanalyse, eine Potenzialflächenanalyse für die bauliche Weiterentwicklung der Gemeinde und ei-

nen Katalog an Handlungsempfehlungen. 

Die Gemeinde wird im GEK als „attraktiver Wohn- und Lebensort“ eingestuft, was durch ihre Lage zwi-

schen zwei Zentren, die guten Verkehrsanbindungen sowie die Verortung im ländlichen Raum und damit 

zwischen attraktiven Natur- und Erholungsräumen begründet wird. Dementsprechend hat die Ge-

meinde Potenzial für eine weitere wohnbauliche Entwicklung. Aus der Betrachtung der Bevölkerungs-

entwicklung im Zusammenhang mit den Baufertigstellungen in den vergangenen Jahren wurde festge-

stellt, dass die Gemeinde durch ihre Wohnungspolitik Einfluss auf die Bevölkerungsentwicklung nehmen 

kann. Eine Problematik durch Leerstände gibt es in der Gemeinde nicht. Die im Zuge des Konzepts durch-

geführte Wohnraumbedarfsprognose identifiziert bis zum Jahr 2040 einen Bedarf von 78 bis 96 neuen 

Wohnungen. 
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Das Plangebiet wird in der Potenzialflächenanalyse des Konzepts als „Flächenpotenzial nach Land-

schaftsplan“ dargestellt. Des Weiteren wird in der Gesamtkarte des Konzeptes im Plangebiet ein Poten-

zial für einen zentralen Treffpunkt dargestellt. 

Abbildung 7: Potenzialflächenkarte des Gemeindeentwicklungskonzepts – ohne Maßstab 

Basierend auf den identifizierten Innenentwicklungs- und Flächenentwicklungspotenzialen wird die Ge-

meinde zukünftig eine flächen- und ressourcenoptimierte Baulandpolitik verfolgen. Grundsätzlich soll 

eine behutsame Aktivierung der Potenziale praktiziert werden. Dabei soll berücksichtigt werden, dass 

die Schaffung neuer Wohneinheiten auch eine positive Bevölkerungsentwicklung mit sich zieht. Die 

neuen Wohnungen sollen dabei für sämtliche Bevölkerungsgruppen bedarfsgerecht gestaltet werden. 

Dabei kommt insbesondere Wohnungen für Ein- und Zweipersonenhaushalte eine besondere Bedeu-

tung zu. Diese bieten zum einen bedarfsgerechten Wohnraum für die im Zuge des demographischen 

Wandels wachsende Anzahl an Senior:innen in der Gemeinde. Zum anderen kann durch den Umzug 

dieser Bevölkerungsgruppe in die kleineren, bedarfsgerechten Wohnungen gleichzeitig Wohnraum für 

Familien frei werden. 

Die Empfehlungen des GEK stehen dem B-Plan 24 nicht entgegen. Der Geltungsbereich liegt in einer im 

GEK dargestellten Potenzialfläche. Die vorgesehene gemischte Bebauungstypologie schafft Wohnraum 

für unterschiedliche demographische Gruppen. Zudem ist auch eine Grünfläche geplant, welche als 

Treffpunkt genutzt werden kann. 
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Abbildung 8: Gesamtkarte des Gemeindeentwicklungskonzepts – ohne Maßstab 

 
Umweltrelevante übergeordnete Planungen sind im Kapitel 5 „Teil II Umweltbericht“ angeführt. 
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2.7 Wohnbaulicher Entwicklungsrahmen 

Die Gemeinde Rickling ist eine Gemeinde im ländlichen Raum ohne zentralörtliche Funktion. 

Damit können bis 2036 in Rickling gemessen an ihrem Wohnungsbestand vom 31.12.2020 neue Woh-

nungen im Umfang von bis zu 10 Prozent gebaut werden, Ziff. 3.6.1 Abs. 3 LEP -Fortschreibung 2021.  

Rickling hatte am 31.12.2020 einen Wohnungsbestand von 1.167 Wohneinheiten (WE). Unter Beach-

tung des 10-Prozent-Rahmens verbleiben zunächst 117 WE. Hiervon sind die anrechenbaren Baufertig-

stellungen der Jahre 2022-2024 sowie realisierbare Innenentwicklungs-Baulandpotenziale abzuziehen. 

Zur Ermittlung der anzurechnenden Wohneinheiten gilt folgendes: 

„Wohneinheiten, die in Mehrfamilienhäusern und Wohnheimen sowie durch Baumaßnahmen an beste-

henden Gebäuden, wie zum Beispiel einen Dachausbau entstehen, werden aufgrund der Änderung jetzt 

nur noch zur Hälfte auf den wohnbaulichen Entwicklungsrahmen angerechnet. Dies gilt auch für andere, 

kleine Wohnungen in flächensparender Bauweise mit einer Richtgröße von 50 Quadratmetern Wohnflä-

che.“ (Landesverordnung zur Änderung der Landesverordnung über den Landesentwicklungsplan 

Schleswig-Holstein – Fortschreibung 2021" vom 5. Februar 2025 (GVOBl. Schl.-H. 2025/28). 

Die Baufertigstellungen liegen für das Jahr 2022 und 2023 durch das Amt Boostedt-Rickling vor. Insge-

samt sind 64 WE errichtet worden, von welchen 49 Wohneinheiten auf den wohnbaulichen Entwick-

lungsrahmen anzurechnen sind.  

Die Baufertigstellungen für das Jahr 2024 werden den Baufertigstellungen des Statistikamtes Nord ent-

nommen. Im Jahr 2024 sind insgesamt 5 WE fertiggestellt worden, davon 3 durch Neubau. Von den 2 

WE durch Baumaßnahmen sind daher nur 1 WE anzurechnen.  

Insgesamt sind damit 53 WE bereits von den verfügbaren 117 WE abzuziehen. Es verbleiben 64 WE. 

Des Weiteren sind die realisierbaren Innenentwicklungspotenziale der Gemeinde zu berücksichtigen 

und von den 64 verfügbaren Wohneinheiten abzuziehen. 

Eine Betrachtung der Innenentwicklungspotenziale erfolgte im Gemeindeentwicklungskonzept der Ge-

meinde Rickling (2025). 

ANZAHL ART 

12 X  Potenzialfläche mit Baurecht / Baulücke nach § 34 

BauGB 

10 X Grundstück mit Nachverdichtungspotenzial 

 

4 X Flächenpotenzial nach Landschaftsplan (ca. 13 ha) 

4 X  Sonstiges Flächenpotenzial (ca. 8 ha) 

18 X Ausschlussfläche 

Abbildung 9: Innenentwicklungs- und Flächenpotenzial nach CIMA 2024 
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Potenzialfläche mit Baurecht / Baulücke nach § 34 BauGB: 

Die im Gemeindeentwicklungskonzept ermittelten 12 potenzielle Baulücken nach § 34 BauGB stehen 

der Gemeinde Rickling für eine Bebauung derzeit nicht zur Verfügung. Die Baulücken befinden sich im 

Privateigentum. Der Gemeinde ist keine Entwicklungsabsicht der Eigentümer:innen bekannt. Dabei ist 

zu beachten, dass auch bei einer zukünftig möglichen Bauabsicht einzelner Eigentümer:innen aufgrund 

der jeweiligen Flächengrößen nur eine sehr geringe Anzahl an WE gebaut werden könnte, welche den 

Wohnraumbedarf der Gemeinde nicht abdecken würde.  

Grundstück mit Nachverdichtung: 

Die im Gemeindeentwicklungskonzept ermittelten Potenzialflächen zur Bebauung von Hintergrundstü-

cken stehen der Gemeinde Rickling für eine Bebauung nicht zur Verfügung, da es sich hierbei um Privat-

gärten handelt. Eine Entwicklungsabsicht der Eigentümer:innen ist der Gemeinde nicht bekannt. Dar-

über hinaus wäre zu prüfen, ob eine Entwicklung nach § 34 BauGB zulässig ist. Auch im Fall einer zu-

künftigen Bauabsicht seitens einzelner Eigentümer:innen könnte lediglich eine geringe Anzahl an 

Wohneinheiten für die Gemeinde realisiert werden. Dabei handelt es sich bei Bauabsichten von Hinter-

grundstücken meist um die Schaffung von nur einer WE für Familienangehörige der Eigentümer:innen. 

Flächenpotenzial nach Landschaftsplan / sonstiges Flächenpotenzial: 

Die im Gemeindeentwicklungskonzept dargestellten Flächenpotenziale nach Landschaftsplan / sonsti-

ges Flächenpotenzial stellen teilweise große Innenbereichspotenziale, teilweise an den Innenbereich 

angrenzende Flächenpotenziale dar. Aufgrund ihrer Größe und in Teilen auch Lage im Außenbereich ist 

hier die Aufstellung eines B-Planes erforderlich. Die Gemeinde hat sich dazu entschieden, eine der vier 

dargestellten Flächenpotenziale nach Landschaftsplan (Geltungsbereich des B-Plans Nr. 24) zur Schaf-

fung von Wohnraum zu beplanen und planungsrechtlich zu steuern. Die Fläche ist von drei Seiten von 

Bebauung umgeben und durch die Erschließungsstraße am östlichen Rand abgegrenzt. Die Fläche bietet 

das Potenzial, im Innenbereich eine größere Lücke zu schließen und den Bedarf an Wohnraum i.V.m. 

unterschiedlichen Wohnformen zu schaffen, u.a. Mehrfamilienhäuser. Dies entspricht sowohl den ak-

tuellen Wohnraumbedarfen als auch dem Planungsziel der sparsamen Flächennutzung. Mit der Entwick-

lung einer Fläche innerhalb bestehender Siedlungsstrukturen sowie der Reduzierung von Versiegelung 

(insb. bei Mehrfamilienhäusern mehr WE auf geringer Fläche) kann die Gemeinde eine nachhaltige und 

geordnete städtebauliche Siedlungsentwicklung gewährleisten. Durch die Ausschöpfung des Flächenpo-

tenzials des Bebauungsplans Nr. 24 werden insgesamt 58 Wohneinheiten geschaffen. Von diesen sind 40 auf 

den wohnbaulichen Entwicklungsrahmen anzurechnen. 

BEBAUUNG B-PLAN NR. 24 ANZAHL WE HIERVON ANZURECHNENDE WE 

2 MFH MIT JE 8 WE 16 8 

4 EINZELHÄUSER MIT JE 4 WE ALS 

REIHENWOHNUNG 

16 8 

12 DOPPELHAUSHÄLFTEN MIT JE 1 

WE 

12 12 

10 EINFAMILIENHÄUSER MIT JE 1 

WE 

10 10 

1 EINZELHAUS MIT MAX. 4 WE (BE-

STANDSGENEHMIGUNG) 

4 2 

GESAMT 58 40 

Abbildung 10: Anzurechnende Wohneinheiten des B-Plans Nr. 24 
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Des Weiteren sind anderweitige Planungen der Gemeinde für das Jahr 2025 abzuziehen. Insgesamt sind 

dies weitere 24 anzurechnende WE. 

 

SONSTIGE BEBAUUNG ANZAHL WE HIERVON ANZURECHNENDE WE 

AM KIESBERG (2 MFH MIT JE 4 WE) 8 4 

MEISENWEG B-PLAN 16  4 4 

MEISENWEG B-PLAN 16 

(8 DHH MIT JE 2 WE) 

16 16 

GESAMT 28 24 

 

Abbildung 11: Anzurechnende Wohneinheiten sonstiger Planungen 

Unter Berücksichtigung der Baufertigstellungen, der derzeit nicht zur Verfügung stehenden Baulü-

cken/Grundstücke und der Planungen der Gemeinde für 2025 wird mit dem B-Plan Nr. 24 bis zum Jahr 

2036 das wohnbauliche Entwicklungspotenzial ausgeschöpft. Die zulässigen Wohneinheiten des B-Plans 

Nr. 24 wurden so reduziert, dass der B-Plan dem wohnbaulichen Entwicklungsrahmen entspricht. 

 

WOHNBAULICHER ENTWICKLUNGS-

RAHMEN  

WOHNEINHEITEN GESAMT ANZURECHNENDE WOHNEINHEI-

TEN 

BAUFERTIGSTELLUNGEN 2022-2024 69 53 

BAULÜCKEN/NACHVERDICHTUNG - - 

B-PLAN NR. 24 58 40 

SONSTIGE PLANUNGEN 28 24 

GESAMT 155 117 

  

Abbildung 12: Wohnbaulicher Entwicklungsrahmen - Gesamtbetrachtung 

 

Abschließendes Fazit 

Die im Gemeindeentwicklungskonzept dargestellten Innenentwicklungspotenziale befinden sich im Pri-

vateigentum und stehen daher der Gemeinde nicht zur Verfügung. Eine Entwicklungsabsicht der Eigen-

tümer:innen ist nicht bekannt. Damit stehen diese Flächen nicht als „realisierbare Innenentwicklungs-

potenziale“ zur Verfügung. Des Weiteren bieten die Flächen nicht ausreichend Potenzial zur Deckung 

des Wohnraumbedarfs und könnten zudem kein vielfältiges, benötigtes Wohnraumangebot abdecken. 

Das durch den Bebauungsplan Nr. 24 vorgesehene Baugebiet stellt selbst eine Maßnahme der Innen-

entwicklung dar, da es sich um eine von Bebauung umgebene Fläche handelt, die zur Schließung einer 

innerörtlichen Lücke beiträgt.  

Durch die Umsetzung dieser Planung wird das wohnbauliche Entwicklungspotenzial der Gemeinde bis 

zum Jahr 2036 ausgeschöpft. Eine weitergehende Reduzierung des wohnbaulichen Entwicklungsrah-

mens aufgrund theoretischer, nicht aktivierbarer Baulücken ist nicht sinnvoll. Vor diesem Hintergrund 

sieht die Gemeinde die Notwendigkeit, mit der Umsetzung des Bebauungsplans Nr. 24 dem bestehen-

den Wohnraumbedarf gerecht zu werden. 
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3 Planaufstellung 

3.1 Erfordernis und Ziel der Planaufstellung 

Rickling ist eine Gemeinde, der im Landesentwicklungsplan und dementsprechend auch im Regionalplan 

keine zentralörtliche Funktion zugewiesen wurde. Dennoch spielt die Gemeinde Rickling aufgrund der 

räumlichen Nähe zum Unterzentrum Bornhöved-Trappenkamp eine wichtige Rolle. Dem Ort wohnt hier 

eine Rolle als Gewerbe- und Dienstleistungsstandort bei. Um diesen Standort zu stärken, bietet sich die 

Schaffung von Wohnraum an.  

Auch das GEK trifft aufgrund der Lage Ricklings zwischen zwei Zentren, der guten Verkehrsanbindungen 

sowie der Verortung im ländlichen Raum zwischen attraktiven Naturräumen, die Einstufung eines at-

traktiven Wohn- und Lebensortes. Dementsprechend besteht Potenzial einer wohnbaulichen Entwick-

lung und damit die Möglichkeit der Einflussnahme auf die Bevölkerungsentwicklung durch die Schaffung 

neuen Wohnraums. Dadurch kann zum einen bedarfsgerechter Wohnraum für die alternde Bevölke-

rung, zum anderen aber auch für neu zuziehende Familien geschaffen werden. Die attraktive Lage der 

Gemeinde gewährleistet dabei das Potenzial zuziehender Einwohner:innen. Die im Zuge des Konzepts 

durchgeführte Wohnraumbedarfsprognose identifiziert bis zum Jahr 2040 einen Bedarf von 78 bis 96 

neuen Wohnungen. Das Plangebiet wird in der Potenzialflächenanalyse des Konzepts als „Flächenpo-

tenzial nach Landschaftsplan“ dargestellt. 

Die Gemeinde folgt den Zielsetzungen des Gemeindeentwicklungskonzepts (GEK) und entwickelt zur 

Deckung des Wohnraumbedarfs eine im Landschaftsplan ausgewiesene Potenzialfläche. Gleichzeitig soll 

die bestehende Nutzung des Gasthofs planungsrechtlich gesichert werden. Der Schießstand hat Be-

standsschutz. 

Aufgrund der vorhandenen Mischung aus Wohnen, Gasthof und Vereinsnutzungen ist für diesen Teil-

bereich die Festlegung eines Mischgebiets gemäß § 6 BauNVO städtebaulich sinnvoll. Sie ermöglicht die 

verträgliche Kombination von Wohn- und nicht wesentlich störenden gewerblichen Nutzungen, sichert 

den Bestand des Gasthofs und schafft die Voraussetzung für eine geordnete Weiterentwicklung des 

Standorts unter Vermeidung von Nutzungskonflikten. 

Daher hat die Gemeinde Rickling am 11.12.2024 den Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 

24 gefasst, um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Ausweisung eines Allgemeinen Wohn-

gebiets sowie eines Mischgebiets zu schaffen. 

Wesentliche Ziele sind die Schaffung bedarfsgerechten Wohnraums bei gleichzeitiger Wahrung des 

Ortsbildes. Dementsprechend sieht das Konzept Mehrfamilienhäuser, Doppelhäuser, Einfamilienhäuser 

sowie Einzelhäuser mit Reihenhausscheiben oder Reihenwohnungen vor. Des Weiteren werden die be-

nachbarten Baugebiete sowie die städtebaulichen Strukturen im Bestand berücksichtigt. 
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3.2 Planverfahren 

Für das zu beplanende Gebiet ist bisher keine Bebauungsplanung erfolgt. 

Nun soll nach §§ 8 – 10 BauGB ein qualifizierter Bebauungsplan mit dazugehöriger Flächennutzungs-

planänderung auf dem Gebiet aufgestellt werden. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 11. Dezember 

2024 gefasst. 

Angrenzende rechtskräftige B-Pläne  

Im Norden angrenzend liegt der B-Plan Nr. 5, welcher das Wohngebiet im Norden planungsrechtlich 

absichert. Es liegen keine Überschneidungen vor. 

Im Süden und Osten angrenzend liegt der B-Plan Nr. 15 mit einer wirksamen Änderung, in welchem das 

Wohngebiet im Süden gem. § 4 BauNVO als allgemeines Wohngebiet festgesetzt ist sowie die Knicks im 

Süden und Osten gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB als zu erhalten festgesetzt sind. Im Laufe des Verfah-

rens des B-Plans Nr. 24 wurde in Rücksprache mit der unteren Naturschutzbehörde sich für eine Ent-

widmung der umliegenden Knicks ausgesprochen. Aufgrund dessen wird der im B-Plan Nr. 15 als zu 

erhalten festgesetzte Knick inkl. Knickschutzstreifen in den B-Plan Nr. 24 aufgenommen und überplant. 

Auch die vorgesehenen Anbindungen werden in den Geltungsbereich aufgenommen, da diese im B-Plan 

Nr. 15 lediglich als „Straßenbegleitgrün“ festgesetzt sind.  

 
Abbildung 13: Ausschnitt aus dem Planteil des B-Plans Nr. 15 mit Kennzeichnung des durch den B-Plan Nr. 24 überplanten 
Bereichs (rot) 

Im Osten gibt es ebenfalls eine Überschneidung, um eine konfliktfreie verkehrliche Anbindung sicher-

zustellen. Damit es zu keinen Unklarheiten im geltenden Planungsrecht kommt, wird der östlich gele-

gene Bereich des B-Plans Nr. 15 neu überplant (siehe nachfolgende Abbildung). 



Gemeinde Rickling, B-Plan 24, Stand Mai 2026   

 

18/116 

 

 
Abbildung 14: Ausschnitt aus dem Planteil des B-Plans Nr. 15 mit Kennzeichnung des durch den B-Plan Nr. 24 überplanten 
Bereichs (rot) 
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3.3 Rahmenbedingungen und städtebauliches Konzept 

Ausgehend von der Entscheidung der Gemeinde Rickling zur Überplanung des Gebiets wurde ein städ-

tebaulicher Entwurf (s. Abbildung 15: Städtebaulicher Entwurf) erarbeitet, welcher die Grundlage des 

Bebauungsplans Nr. 24 darstellt. Das neue Wohnquartier schließt an bestehende Siedlungsstrukturen 

an und ergänzt diese um ein vielfältiges Angebot an unterschiedlich ausgestalteten Wohnformen. 

Die Planung sieht eine durchmischte Bebauung bestehend aus zehn Einfamilienhäusern, sechs Doppel-

häusern, 4 Einzelhäusern mit Reihenwohnungen und zwei Mehrfamilienhäusern vor. Diese Vielfalt un-

terstützt ein ausgeglichenes Wohnraumangebot für unterschiedliche Haushaltsgrößen und Lebenssitu-

ationen.  

Des Weiteren werden die westlich liegenden Bestandsbauten eines Gasthofes und ein im Bestand vor-

handener Schießstand für spätere Entwicklungsmöglichkeiten in die Planung integriert. Das Gebäude 

des Schießstandes verbleibt im Bestandsschutz, für eine potenzielle Nachnutzung wird ein Baufenster 

aufgenommen.  

Die Haupterschließung erfolgt über die Planstraße 1, welche sich geschwungen durch das gesamte Plan-

gebiet erstreckt und im Westen an die Dorfstraße sowie im Osten an den Grünen Weg anschließt.  

Aus Richtung der Martin-Meiners-Straße im Süden ist eine weitere Erschließung in Form einer Einbahn-

straße geplant, die insbesondere den Abfluss des Verkehrs aus der Martin-Meiners-Straße Richtung 

Dorfstraße verbessern soll. Entlang dieser sind beidseitig Grünflächen mit alleeartig angeordneten 

Großbäumen vorgesehen und ggf. Spiel und Sportmöglichkeiten herzustellen.  

Im westlichen Bereich des Plangebiets erfolgt eine weitere Erschließung der Bebauungsstrukturen über 

eine Privatstraße, die auf einem derzeit als Gartenfläche des Gasthofes genutzten Bereich hergestellt 

wird. Hier entstehen zwei weitere Wohngebäude mit jeweils vier Wohneinheiten; eines dieser Gebäude 

besitzt bereits eine Baugenehmigung. 

Für den Fußverkehr wird das Gebiet durch zusätzliche Wegeverbindungen geöffnet. Im Süden ist ein 

fußläufiger Zugang zwischen den Flurstücken 236 und 237 geplant, während im Norden eine fußläufige 

Verbindung zum angrenzenden Spielplatz auf dem Flurstück 48/43 geschaffen wird. Damit wird eine 

gute Durchlässigkeit für Fußgänger:innen im Sinne kurzer Wege geschaffen und das neue Quartier mit 

seiner Umgebung verbunden. 

Entlang des Knicks im Norden, Süden und Osten wird ein 3 m breiter Schutzstreifen zum Knickfuß gesi-

chert, um auch wenn die Knicks entwidmet werden, die landschaftsprägenden Gehölzstrukturen zu 

schützen und zu erhalten. Es werden zahlreiche erhaltenswerte Großbäume in der Planung gesichert 

und der städtebauliche Entwurf geringfügig angepasst. Darüber hinaus werden zur Durchgrünung des 

Quartiers verpflichtende Neuanpflanzungen von Großbäumen vorgesehen, u.a. mindestens 10 Groß-

bäume entlang der Planstraße 1. 

Im östlichen Teil des Plangebiets ist eine Grünfläche für Sport und Spiel vorgesehen, welche sich in die 

Kette der Freizeit- und Grünanlagen entlang des Grünen Wegs (vom Freibad im Süden bis zu den Sport-

plätzen im Norden) einreiht und setzt damit das im GEK empfohlene Prinzip der Vernetzung lokaler 

Treffpunkte fort. 

Die notwendigen Stellplätze für den ruhenden Verkehr werden auf den jeweiligen Wohnbaugrundstü-

cken nachgewiesen. Zur Ordnung der Stellplätze von Mehrfamilienhäusern wurden entsprechend ge-

eignete Flächen zur Herstellung im Entwurf berücksichtigt, welche auch so im Bebauungsplan 
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festgesetzt werden. Ergänzend entstehen entlang der Planstraße 1 straßenbegleitend mindestens zehn 

öffentliche Parkplätze, die Besucher:innen des Quartiers zur Verfügung stehen. 

 
Abbildung 15: Städtebaulicher Entwurf – ohne Maßstab 

 

Für die Flächen innerhalb des Geltungsbereichs sollen demnach folgende Planungen realisiert werden: 

• Schaffung eines baulich gemischten Wohnangebotes durch die Schaffung eines allgemeinen 
Wohngebietes gem. § 4 BauNVO (WA) 

• Sicherung des vorhandenen Gastgewerbebetriebs sowie der möglichen Nachnutzung des 
Schießstandes / des Gastgewerbebetriebs nach dem Gebietskatalog des Mischgebiets (MI) 

• Schaffung von öffentlichen Grünflächen/ Einbindung in das bestehende Freiraumgefüge 
• Schaffung von fußläufigen Wegeverbindungen 
• Flächen für Nebenanlagen (Stellplätze) 
• Erhaltung der Gehölzstrukturen der entwidmeten Knicks 
• Erhaltung und Anpflanzung von Großbäumen 

Die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 24 ermöglicht die Umsetzung eines großen Entwicklungspoten-

zials zur flächensparenden Entwicklung der Gemeinde Rickling. 
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4 Inhalte der Planung 

Im Folgenden werden die Ziele, die mit der Aufstellung des B-Plans Nr. 24 der Gemeinde Rickling verfolgt 

werden, erörtert. 

 

4.1 Planungsrechtliche Festsetzungen des B-Plans 

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 1 bis 11 BauNVO) 

Allgemeines Wohngebiet (WA) (§ 4 BauNVO) 

Innerhalb des WA sind die gem. § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO allgemein zulässigen der Versorgung des Ge-

biets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe 

gem. § 1 Abs. 5 nicht zulässig. 

Begründung: Durch den Ausschluss der o.g. Nutzungen sollen aus städtebaulichen Gründen bestimmten 

Nutzungsarten gem. § 1 Abs. 5 BauNVO im WA Vorrang gewährt werden. Im Plangebiet können die o.g. 

Nutzungen innerhalb des angrenzenden MI-Gebietes realisiert werden. Durch den Ausschluss der nach 

§ 4 Abs. 2 Nr. 2 bleibt die allgemeine Zweckbestimmung des WA gewahrt.  

Ausschluss der „ausnahmsweise“ zulässigen Nutzungen im WA (§ 1 Abs. 6 BauNVO) 

Im WA sind die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO (Betriebe des Beher-

bergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbau-

betriebe und Tankstellen) nicht Bestandteil des Bebauungsplans und damit nicht zulässig, auch nicht 

ausnahmsweise (gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO). 

Begründung: Durch diese Ausnahmeregelungen ist eine Störung des Zweckes des Allgemeinen Wohn-

gebietes zu erwarten, weshalb zur Vermeidung von Nutzungskonflikten die Ausnahmen im Wohngebiet 

ausgeschlossen werden.  

Mischgebiet (MI) (§ 6 BauNVO) 

Innerhalb des MI sind die gem. § 6 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO allgemein zulässigen Einzelhandelsbetriebe, 

Gartenbaubetriebe, Tankstellen und Vergnügungsstätten (im Sinne des § 4 a Abs. 3 Nr. 2 in den Teilen 

des Gebiets, die überwiegend durch gewerbliche Nutzungen geprägt sind) gem. § 1 Abs. 5 BauNVO nicht 

zulässig. 

Ausschluss der „ausnahmsweise“ zulässigen Nutzungen im MI (§ 1 Abs. 6 BauNVO) 

Innerhalb des MI sind gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO die Ausnahmen (Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a 

Absatz 3 Nummer 2 außerhalb der in Absatz 2 Nummer 8 bezeichneten Teile des Gebiets) nach § 6 Abs. 

3 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplans.  

Begründung: Das Mischgebiet grenzt unmittelbar an ein Allgemeines Wohngebiet (WA) an. Zum Schutz 

der Wohnnutzung und zur Sicherung eines wohnverträglichen, emissionsarmen Gebiets werden Gar-

tenbaubetriebe, Tankstellen, Vergnügungsstätten und Einzelhandelsbetriebe ausgeschlossen. Diese 

Nutzungen verursachen in der Regel erhöhte Lärm-, Verkehrs- und Betriebsimmissionen, die in direkter 

Nachbarschaft zu Wohngebieten zu Konflikten und einer städtebaulichen Gemengelage führen. Zusätz-

lich weisen die Nutzungen einen hohen Flächenverbrauch auf. Durch den Ausschluss soll eine verträgli-

che Durchmischung des MI-Gebietes von Wohnen und nicht wesentlich störenden Gewerbebetrieben 

erreicht werden.  
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Festsetzung nach § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB - Folgenutzung  

Innerhalb des MI 3 befindet sich ein Schießstand, welcher Bestandsschutz hat. Für den Fall der Aufgabe 

dieser Nutzung wird gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB festgesetzt, dass eine planungsrechtliche Folgenut-

zung entsprechend den Festsetzungen des Mischgebiets erst zulässig ist, wenn: 

1. nach Aufgabe der bestehenden Nutzung eine Altlastenuntersuchung durch einen Sachver-
ständigen gemäß § 18 BBodSchG durchgeführt und die Gefährdungssituation nach 
BBodSchG / BBodSchV bewertet wurde. 

2. sämtliche sich aus der Untersuchung ergebenden Maßnahmen zur Gefahrenabwehr oder 
Sanierung vollständig umgesetzt wurden und gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gesi-
chert wurden. 

Begründung: Laut Stellungnahme des Kreises Segeberg, Sachgebiet Bodenschutz (20.08.2025), stellt der 

im Bestand vorhandene Schießstand eine altlastenrelevante Nutzung dar, die sich auf sensible Folge-

nutzungen auswirken kann. Ein Ende der Nutzung des Schießstandes ist derzeit nicht absehbar, da ein 

langjähriger Pachtvertrag besteht. Die zukünftige Folgenutzung wird sich innerhalb des zulässigen Ge-

bietskatalogs des § 6 BauNVO bewegen. Konkrete Nachfolgenutzungen sind jedoch noch nicht geplant 

und Bodenuntersuchungen aufgrund des bestehenden Gebäudes nicht zielführend. 

Die Gemeinde hat sich daher entschieden, die rechtliche Absicherung über den § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB 

zu wählen. Nach Abriss des Schießstandes muss der Boden vor einer geplanten Folgenutzung auf Altlas-

ten untersucht werden. Im Nachgang sind die durch den Sachverständigen identifizierten Maßnahmen 

zur Sicherung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse  umzusetzen.  

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 16, 18, 19 und 20 BauNVO) 

Grundflächenzahl (GRZ) (§19 Abs. 4 BauNVO) 

Um die Versiegelung der Grundstücke in den Wohngebieten zu regeln, wird das Maß der baulichen 

Nutzung in allen WA mit einer GRZ von 0,4 festgesetzt. 

Um die Versiegelung der Grundstücke in den Mischgebieten zu regeln und die Bebauung und Dichte im 

Gebiet ortsverträglich zu bemessen, wird das Maß der baulichen Nutzung auch in allen MI mit einer GRZ 

von 0,4 festgesetzt. 

Die gesetzlich zulässigen Überschreitungen (zulässige Überschreitung der GRZ um 50 % gem. § 19 Abs. 

4 Nr. 2 BauNVO) sind darüber hinaus in den WA 1-5 und MI 1-3 zulässig. Im WA 6 ist zur Deckung des 

Stellplatzbedarfs eine Überschreitung der GRZ um bis zu 60 % durch Garagen und Stellplätze mit ihren 

Zufahrten zulässig. 

Begründung: Da im WA 6 eine deutlich höhere Wohnungsdichte geplant ist, als dies für das restliche 

Plangebiet der Fall ist, muss zur Realisierung ausreichender Parkflächen die zulässige GRZ von 0,4 durch 

Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten um bis zu 60 % überschritten werden. 

Höhe baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 18 Abs. 1 BauNVO) 

Für die WA 1 und 6 sowie MI 2 und 3 wird eine maximale Gebäudehöhe von 9,00 m über Bezugshöhe 

festgesetzt. Für die WA 2 und 5 wird eine maximale Gebäudehöhe von 8,00 m über Bezugshöhe festge-

setzt. Für die WA 3 und 4 sowie das MI 1 wird eine maximale Gebäudehöhe von 10,00 m über Bezugs-

höhe festgesetzt. Die Maße ergeben sich aus der Betrachtung der in den umgebenden Wohngebieten 

festgesetzten Gebäudehöhen sowie der für die jeweiligen Gebieten festgesetzten Typologien. 
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Bezugshöhen 

Für alle WA- und MI-Gebiete im Plangebiet gilt die mittlere Höhe der Oberkante der zur Erschließung 

des Baugrundstückes genutzten Verkehrsfläche gemessen in der Mitte des jeweiligen Zufahrtsbereichs 

als Bezugshöhe. 

Anzahl der Vollgeschosse (§ 20 BauNVO) 

Da die festgesetzte maximale Gebäudehöhe allein keine hinreichende Steuerung der Geschossanzahl 

gewährleistet, wird ergänzend eine Begrenzung auf zwei Vollgeschosse festgesetzt, um eine verträgli-

che Baukörperwirkung sicherzustellen. 

Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 und 23 BauNVO)  

Bauweise 

Im gesamten Plangebiet ist eine offene Bauweise festgesetzt. Es sind Gebäudelängen von bis zu 50 m 

mit seitlichem Grenzabstand zulässig. 

Überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubare Grundstücksfläche wird jeweils durch Baugrenzen bestimmt, wobei die gesetzlich vor-

geschriebenen Abstände zu den Grundstücksgrenzen eingehalten werden. An die Baugrenzen kann, 

muss aber nicht zwingend gebaut werden. Eine Unterschreitung ist möglich. 

Bei der Errichtung von Carports und Garagen muss grundsätzlich ein Abstand von mindestens 6,00 m 

zum Fahrbahnrand gehalten werden. Ausgenommen hiervon sind die WA-Gebiete 1, 3, 4 und 6. Auf-

grund der Ausnutzung der Grundstücke und der dadurch resultierenden Zuwegbarkeit ist die Errichtung 

von Carports in diesen WA-Gebieten in einem Abstand von mindestens 1,00 m zum Fahrbahnrand zu-

lässig. 

Flächen für Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

Im WA 1, 2, 5 und MI 3 sind gem. Vorgaben der gültigen Stellplatzsatzung Stellplätze auf der Fläche des 

Grundstücks herzustellen. 

Im WA 3, 4, 6 sowie im MI 1 und MI 2 sind gem. Vorgaben der gültigen Stellplatzsatzung Stellplätze mit 

ihren Einfahrten ausschließlich auf den in der Planzeichnung festgesetzten Flächen anzulegen. Diese 

Erforderlichkeit ergibt aus der jeweiligen städtebaulichen Situation. 

Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

Innerhalb der WA 1, 3 und 4 sowie MI 2 sind pro Einzelhaus maximal 4 Reihenwohnungen sowie die 

Errichtung von Hausgruppen mit maximal 4 Einheiten zulässig.  

Innerhalb des WA 2 ist pro Einzelhaus maximal eine Wohneinheit zulässig.  

Innerhalb des WA 5 ist pro Doppelhaushälfte maximal eine Wohneinheit zulässig. 

Innerhalb des WA 6 sind pro Einzelhaus maximal 8 Wohnungen zulässig. Im gesamten WA 6 sind damit 

maximal 16 Wohnungen zulässig. 
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Von der Bebauung freizuhaltende Grundstücksteile (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 

Innerhalb der von der Bebauung freizuhaltenden Fläche (Sichtdreiecke) ist jegliche Bebauung, die Schaf-

fung von Stellplätzen, die Errichtung von Einfriedungen und das Anpflanzen von Hecken und Strauch-

werk von mehr als 70 cm Höhe unzulässig. Bewuchs ist ständig auf diese Höhe zurückzuschneiden.  

Verkehrsflächen und Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestimmung (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Das Plangebiet wird durch die herzustellenden Planstraßen 1 und 2 erschlossen.  

Die Planstraße 1 wird als eine öffentliche Straßenverkehrsfläche mit 6,50 m Breite festgesetzt. Durch 

die mäanderartige Führung soll zum einen der Verkehr verlangsamt werden. Zum anderen soll die 

Wahrscheinlichkeit eingegrenzt werden, dass Nicht-Anliegerverkehr das Plangebiet als Abkürzung zwi-

schen der Dorfstraße und dem Grünen Weg nutzt. Entlang der Planstraße 1 sind mindestens 10 öffent-

liche Parkplätze herzustellen Diese dienen dem Besucher:innenverkehr der Bereiche WA 1–6 sowie 

MI 2. 

Die Planstraße 2 ist eine private Verkehrsfläche, welche durch den Flächeneigentümer getragen wird. 

Sie dient der Erschließung des WA 1 und des MI 2 und mündet in einen Wendeplatz.  

Die Planstraße 3 ist eine öffentliche Verkehrsfläche in 4,00 m Breite. Vorgesehen ist eine Einbahnstraße, 

welche die Martin-Meiners-Straße über die Planstraße 1 mit der Dorfstraße verbindet. Da es sich um 

eine Einbahnstraße handelt, ist eine Befahrbarkeit nur aus Richtung der Martin-Meiners-Straße möglich. 

Des Weiteren sind zur Verbindung mit den umliegenden Wohngebieten Gehwege mittels Geh- und Lei-

tungsrechten für die Allgemeinheit festgesetzt. Von der Martin-Meiners-Straße aus wird eine Verkehrs-

fläche besonderer Zweckbestimmung „Gehweg“ hergestellt, der an ein im WA 5 festgesetztes Gehrecht 

zugunsten der Allgemeinheit anbindet. 

Von der Dorfstraße aus ist eine Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Gehweg“ festgesetzt. 

Diese ist eine öffentliche Fußwegverbindung zum bestehenden Schießstand und bindet in südlicher 

Richtung an den öffentlichen Gehweg der Martin-Meiners-Straße an.  

Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

Im Plangebiet sind unterschiedliche Zweckbestimmungen von Grünflächen festgesetzt. 

Öffentliche Grünflächen 

Zur Durchgrünung des Gebietes und der Erholung und Freizeitnutzung ist eine öffentliche Grünfläche 

mit der Zweckbestimmung „Parkanlage“ festgesetzt. Diese liegt beidseitig der Planstraße 3.  

Nördlich der Planstraße 1 wird eine öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Abstandsgrün“ 

(A) als Abstand zwischen der Straßenverkehrsfläche und der angrenzenden Grundstücksgrenze festge-

setzt. Des Weiteren wird südlich des Schießstandes eine öffentliche Grünfläche als Abstandsgrün fest-

gesetzt. Diese war zuvor im angrenzenden Bebauungsplan Nr. 15 als Knickschutz enthalten. Der Knick 

existiert an dieser Stelle nicht. Die Festsetzung dient der Korrektur. Die öffentlichen Grünflächen mit 

der Zweckbestimmung "Abstandsgrün" sind als Rasen- oder Strauchflächen anzulegen und zu erhalten. 

Private Grünflächen 

Im Plangebiet werden private Grünflächen festgesetzt. Südlich des Schießstandes wird durch die Kor-

rektur eines nicht vorhandenen Knicks eine private Grünfläche (P) festgesetzt, welche im Bestand 
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bereits als private Gartenfläche genutzt wird. Hier werden keine Einschränkungen zur Nutzung der 

Grünfläche getroffen, da keine schützenswerten Gehölzstrukturen unmittelbar angrenzen. 

Aufgrund der entwidmeten Knickstrukturen werden weitere private Grünflächen als Pufferfläche zum 

Schutz der entwidmeten Knicks (S) vorgesehen. Diese können den privaten Grundstücken zugewiesen 

werden. Bauliche Anlagen, Versiegelungen jeder Art, Aufschüttungen und Abgrabungen sind zum Schutz 

der Gehölze jedoch unzulässig. 

Hinweis: Im Bereich der privaten Grundstücke des B-Plans Nr. 15 waren die nun im B-Plan Nr. 24 als 

private Grünfläche aufgenommenen Flächen als Knickschutzstreifen gesichert. Dies verpflichtet die An-

wohner:innen dazu, die Fläche der Sukzession zu überlassen.  

Die Überplanung mit dem B-Plan 24 als private Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Schutzstreifen“ 

ermöglicht den Anwohner:innen künftig eine gärtnerische Nutzung. Damit stellt die Überplanung durch 

den B-Plan Nr. 24 eine verbesserte Nutzungsmöglichkeit für die Anwohner:innen dar, ohne den Schutz 

der Gehölze einzuschränken. 

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 

Nr. 20 BauGB) 

Teilversiegelung 

Stellplätze mit ihren Zufahrten sind auf den privaten Grundstücken mit wasser- und luftdurchlässigen 

Bodenbelägen (Teilversiegelung) herzustellen (wie z.B. Pflaster mit mind. 30 % Fugenanteil, Sickerpflas-

ter, Rasenpflaster, Schotterrasen oder vergleichbare Befestigungen). Im WA 6 kann aus Gründen des 

Schallschutzes für die Zufahrt bzw. Fahrgasse hiervon abgewichen werden. 

Versickerung von Niederschlagswasser 

Im Plangebiet anfallendes Dachflächenwasser sowie unbelastetes Oberflächenwasser von Baugrundstü-
cken und neu herzustellenden Verkehrsflächen sind über die belebte Bodenzone mittels Versickerungs-
mulden zu versickern. Bestehende Verkehrsanlagen sind hiervon ausgenommen. 

Sofern die örtlichen Gegebenheiten eine Versickerung über Versickerungsmulden nicht zulassen, ist 

eine alternative Versickerungseinrichtung in Abstimmung mit der unteren Wasserbehörde zu wählen.  

Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen 

Fledermaus- und insektenfreundliche Beleuchtung der Planstraßen (AV 6) 

Lampen der Außen- und Straßenbeleuchtung sind aus Gründen des Fledermaus- und Insektenschutzes 

mit LED-Lampen auszustatten, deren Lichtfarbtemperatur maximal 2700 Kelvin und eine Wellenlänge 

unter 540 nm aufweist. Der Abstrahlwinkel der Lampen hat maximal 80° zu betragen (bezogen auf die 

Senkrechte zur Geländeoberfläche). Im Bereich der entwidmeten Knicks sind die Lampen von diesen 

abgewandt zu errichten. 

Externe Ausgleichsmaßnahmen: 

Der Ausgleich für die naturschutzrechtlichen Eingriffe im Plangebiet beträgt 7.479 m² und erfolgt über 

den Erwerb von Ökopunkten. Der Ausgleich erfolgt auf dem Ökokonto Az.: 67.20.35 - Osterrönfeld -  4 

im Naturraum Geest, Flurstück 16 der Flur 9 Gemarkung und Gemeinde Österrönfeld. 



Gemeinde Rickling, B-Plan 24, Stand Mai 2026   

 

26/116 

 

Zum Ausgleich der Knickrodungen ist ein Fehlbedarf von 64 lfm über Knickökopunkte auszugleichen. 

Der Ausgleich erfolgt auf dem Knick-Konto Az.: 661.5.01.002-18/23 im Naturraum Geest, Flurstück 33 

der Flur 5 Gemarkung und Gemeinde Alt Bennebek. 

Eine kartographische Darstellung ist dem Umweltbericht (Kap. 5.5.2) zu entnehmen. 

Zum Ausgleich der Entwertung von Knickstrecken ist ein Fehlbedarf von 580 lfm auszugleichen.  

Derzeit wird geprüft, ob der verbleibende Knickausgleich in Höhe von 580 lfm durch geeignete Aus-

gleichsmaßnahmen erbracht werden kann. Hierzu erfolgen Anfragen bei mindestens drei Ökokontobe-

treibern sowie bei den umliegenden Gemeinden (einschließlich der Gemeinde Rickling). Ergänzend wird 

eine Veröffentlichung im Bauernblatt zur Akquise entsprechender Ausgleichsmaßnahmen vorgenom-

men. Sollten diese Bemühungen nicht erfolgreich sein bzw. kein ausreichender Knickausgleich bis zum 

Satzungsbeschluss nachgewiesen werden können, wird der verbleibende Knickausgleich über eine Er-

satzzahlung erfolgen. 

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

In den WA 2, 5 und 6 sind Flächen festgesetzt, die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belegen sind. 

Die Belegung erfolgt zugunsten der Grundstücke in zweiter Reihe und sichert deren Erschließung ab. 

In den WA 3 und 5 sind Flächen festgesetzt, die mit Geh- und Leitungsrechten zugunsten der Allgemein-

heit und der zuständigen Versorgungsträgern zu belegen sind. Hierdurch wird die fußläufige Verbindung 

des Plangebiets mit der Spielfläche im Norden sowie mit dem Wohngebiet im Süden gewährleistet. 

Anpflanzung und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a 

und b BauGB) 

Erhaltung: 

Die gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB zur Erhaltung festgesetzten Bäume und Gehölzbestände im Plange-

biet sind dauerhaft zu erhalten, ordnungsgemäß zu pflegen und bei Abgang gleichartig zu ersetzen. Bei 

Abgang von Bäumen, für die der Bebauungsplan eine Erhaltungsbindung festsetzt, ist an gleicher Stelle 

gleichartiger Ersatz zu pflanzen. 

Anpflanzung: 

Zur Durchgrünung sowie zum Ausgleich der Baumverluste sind Großbäume gem. Pflanzliste "Groß-

bäume" anzupflanzen: 

- 10 Großbäume im Seitenraum der Planstraße 1 
- 6 Großbäume (3 Bäume je Straßenseite) in der Grünfläche entlang der Planstraße 3 
- Je 4 Stellplätze 1 Großbaum im Bereich von Stellplatzanlagen 
- Je 1 Großbaum im privaten Grundstücksbereich 

Die Anpflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. 

Pflanzliste 

Großbäume: 

Berg- und Spitzahorn (Acer pseudoplatanus und A. platanoides), Feldahorn (Acer campestre), Roßkasta-

nie (Aesculus hippocastanum), Hainbuche (Carpinus betulus), Feldulme (Ulmus carpinifolia Resista), Ei-

che (Quercus robur), Linde (Tilia cordata). 
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Im Bereich von Stellplatzanlagen, entlang der neuen Erschließungsstraße als auch auf den Privatgrund-

stücken ist ebenfalls die Pflanzung folgender klimawandeltauglicher Arten zulässig:  

Silberlinde (Tilia tomentosa „Brabant“), Hopfen-buche (Ostrya carpinifolia), Fraxinus ornus (Blumene-

sche), Amer. Rotesche (Fraxinus pensylvanica „Summit“), Spanische Eiche (Quercus hispanica „Wagenin-

gen“). Im Bereich der privaten Grundstücke ist alternativ eine Obstbaumpflanzung zulässig. 

Pflanzgut: Hochstamm, mind. 3x v. m. B., StU mind. 16-18 cm. 

4.2 Verkehrserschließung 

Äußere Erschließung 

Das Plangebiet wird über drei Straßen erschlossen. Im Westen ist das Plangebiet verkehrlich durch die 

öffentliche Planstraße 1 an die Dorfstraße angebunden. Im Osten ist das Plangebiet durch die Planstraße 

1 an den Grünen Weg angebunden. Im Süden besteht eine Erschließung des Gebiets durch die Plan-

straße 3, welche die Martin-Meiners-Straße mit dem Gebiet verbindet. 

Für das gesamte Plangebiet strebt die Gemeinde eine Tempo 30-Zone an.  

Ein öffentlicher Gehweg stellt die Verbindung von der Dorfstraße zum Schießstand her und bindet 

gleichzeitig die südlich angrenzende Martin-Meiners-Straße an. 

Von der Martin-Meiners-Straße aus wird ein weiterer öffentlicher Gehweg hergestellt, der an ein im WA 

5 festgesetztes Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit anbindet. 

Private / Innere Verkehrserschließung 

Die private verkehrliche Erschließung aller Grundstücke im Plangebiet ist auf den Grundstücken selbst 

durch die Grundstückseigentümer:innen zu regeln. 

In den Wohngebieten WA 2, 5 und 6 sind auf den privaten Grundstücken zugunsten der Grundstücke in 

zweiter Reihe Geh-, Fahr- und Leitungsrechte eingetragen, welche die private Erschließung absichern. 

Für den Fußverkehr sind zwei Anbindungen an das südlich angrenzende Wohngebiet sowie eine Anbin-

dung an den nördlich angrenzenden Spielplatz festgesetzt. Die Verbindungen erfolgen über Gehrechte 

im WA 3 und WA 5 zugunsten der Allgemeinheit und gewährleisten die innere fußläufige Erschließung 

des Plangebiets sowie die Vernetzung mit den angrenzenden Bereichen. 

Ruhender Verkehr 

Im Plangebiet sind nach Abschluss der Planung bei Ausschöpfung der max. zulässigen Wohneinheiten 

mind. 123,5 Stellplätze (113,5 private Stellplätze und 10 öffentliche Parkplätze) vorhanden. Die Berech-

nung der Stellplatzanzahl erfolgt auf Grundlage der Stellplatzsatzung der Gemeinde Rickling (1,5 Stell-

platz je WE pro Einfamilien- und Mehrfamilienhaus). Ausgenommen hiervon ist der Gasthof im MI 1, 

der aufgrund seines Besucher:innenverkehrs eine erhöhte Zahl an Stellplätzen vorhalten muss. 

Hieraus ergibt sich: 

• mind. 6 Stellplätze im WA 1. Diese werden im Zuge der Bauantragstellung nachgewiesen und 
dann realisiert. 

• mind. 15 Stellplätze im WA 2. Diese werden im Zuge der Bauantragstellung nachgewiesen und 
dann realisiert. 
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• mind. 12 Stellplätze im WA 3. Diese werden mittels Flächen für Nebenanlagen mit der Zweck-
bestimmung „Stellplätze“ verortet und im Zuge der Bauantragsstellung nachgewiesen. 

• mind. 6 Stellplätze im WA 4. Diese werden mittels Flächen für Nebenanlagen mit der Zweckbe-
stimmung „Stellplätze“ verortet und im Zuge der Bauantragsstellung nachgewiesen. 

• mind. 18 Stellplätze im WA 5. Diese werden im Zuge der Bauantragstellung nachgewiesen und 
dann realisiert. 

• 24 Stellplätze im WA 6. Diese werden mittels Flächen für Nebenanlagen mit der Zweckbestim-
mung „Stellplätze“ verortet und im Zuge der Bauantragsstellung nachgewiesen. 

• mind. 6 Stellplätze im MI 2. Diese werden mittels Flächen für Nebenanlagen mit der Zweckbe-
stimmung „Stellplätze“ verortet und im Zuge der Bauantragsstellung nachgewiesen. 

• Sonderfall: 25 Stellplätze im MI 1, welche dem bestehenden Gasthof zugeordnet werden. Diese 
werden mittels einer Fläche für Nebenanlagen mit der Zweckbestimmung „Stellplätze“ festge-
setzt. 

• Mindestens 10 öffentliche Parkplätze auf der Planstraße 1, welche straßenbegleitend angelegt 
sind. 

 

 
Abbildung 16: Auszug aus der Planzeichnung des B-Plans Nr. 24 (Stand April 2026) – ohne Maßstab 

 

4.3 Planungsrechtliche Hinweise 

Baum- und Gehölzschutz 

Während der Baumaßnahmen sind Bäume gemäß den Bestimmungen der DIN 18920 „Schutz von Bäu-

men, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ zu schützen. Hier ist ggf. ein 

fachgerechter Rückschnitt vor Baustellenbeginn zur Vermeidung von Beschädigungen im Kronenraum 

durchzuführen. Gleichzeitig ist eine Lagerung von Material und ein Abstellen von Baufahrzeugen im 

Wurzel- und Kronenraum + umlaufend 1,5 m um die zu erhaltenden Einzelbäume unzulässig. Eingriffe 

in ortsbildprägende Einzelbäume sind grundsätzlich genehmigungspflichtig und sind gesondert bei der 

Unteren Naturschutzbehörde zu beantragen. 

Die privaten Grünflächen mit der Zweckbestimmung Schutzstreifen, sind sofern Sie an Baugrundstücke 

grenzen, während der Bauphase vor Ablagerungen und vor dem Befahren mit einem Bauzaun zu schüt-

zen. 

Des Weiteren sind während der Bauarbeiten die Vorschriften der RAS- LG4, „Richtlinie für die Anlage 

von Straßen, Teil Landschaftsgestaltung, Abschnitt 4 Schutz von Bäumen und Sträuchern im Bereich von 
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Baustellen“ und der ZTV- Baumpflege „Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für 

Baumpflege“ bei der Bauausführung zu beachten. 

Boden- und Wasserschutz 

Auf die Einhaltung der Vorgaben des Baugesetzbuches, der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord-

nung, des Bundesbodenschutzgesetzes sowie des Kreislaufwirtschaftsgesetzes, der einschlägigen DIN-

Normen und Sicherheitsvorschriften wird verwiesen. 

Die Oberböden sind als Baugrundträger für die Baugrundstücke, Verkehrsflächen und der Stellplätze 

grundsätzlich ungeeignet und sind daher zu Baubeginn abzuschieben. Nach § 202 BauGB ist bei der 

Errichtung und Änderung baulicher Anlagen der Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und 

vor Vernichtung und Vergeudung zu schützen und ggf. auf geeignete Weise zwischenzulagern (nach DIN 

19639 und 19731). 

Der anfallende unbelastete Boden ist so weit wie möglich im Baustellenbereich wiederzuverwerten (Ab-

fallvermeidung gemäß § 6 im Kreislaufwirtschaftsgesetz). Bodenaushub, der nicht vor Ort wieder ver-

wendet werden kann oder als Abfall einzuordnen ist, fällt unter die Regelungen des Kreislaufwirtschafts-

gesetzes. Insgesamt ist ein fachgerechter Umgang mit anfallendem Bodenaushub sicherzustellen. 

Für den Fall des Ausbaus und Abtransports der verdichtungsfähigen Sande von der Baustelle sind vorab 

Bodenuntersuchungen mit chemischen Analysen durchzuführen sowie ggf. weitere sich daraus erge-

bende Maßnahmen. Dies dient der Sicherstellung der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- 

und Arbeitsverhältnisse. Hierbei sind die besonderen Anforderungen an die abfallrechtliche Proben-

ahme zu beachten. 

Nach Beendigung der Bauphase sind die im Zuge der Arbeiten befahrenen Böden, die nicht versiegelt 

oder überbaut werden, wieder tiefgründig aufzulockern. 

Gemäß der Landesbauordnung des Landes Schleswig-Holstein (§ 8 Abs. 1 LBO S.-H.) ist die Errichtung 

von Schottergärten unzulässig. Die nicht überbauten Flächen der bebauten Grundstücke sind was-

seraufnahmefähig zu belassen oder herzustellen und zu begrünen oder zu bepflanzen. 

Artenschutz 

Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen 

AV 1 – Besatzkontrolle und ökologische Baubegleitung bei Abrissarbeiten: 

Vor Abriss von Gebäuden ist eine Besatzkontrolle zur Untersuchung von Fledermausvorkommen und 

Brutvögeln durchzuführen (ökologische Besatzkontrolle). Sollte ein Besatz festgestellt werden, sind wei-

tere Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen notwendig (Bedarf einer Einzelfallbetrachtung). 

AV 2 – Besatzkontrolle und ökologische Baubegleitung vor Fällung von Großbäumen/Obstbäumen: 

Die Großbäume und die Obstbäume (jeweils Bäume mit einem Stammdurchmesser von mehr als 20 cm) 

sind vor einer Fällung auf Besatz mit Fledermäusen zu kontrollieren. Dies ist mittels Endoskopie vor der 

beginnenden Wochenstubenzeit (01.03. bis 15.05.) oder vor der beginnenden Winterruhe (01.08. bis 

30.11.) durchzuführen. Sollte ein Besatz festgestellt werden, sind weitere Schutz- und Vermeidungs-

maßnahmen notwendig (Bedarf einer Einzelfallbetrachtung). 
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AV 3 – Bauzeitenregelung zu Baumfällungen (Brutvögel (Gehölzbrüter) und Fledermäuse): 

Alle Fällungen von Bäumen einschließlich der Obstbäume sind in einem Zeitraum durchzuführen, in dem 

sich nachweislich keine Brutvögel und/oder Fledermäuse in den Gehölzen aufhalten (Winterruhe). Die-

ser Zeitraum erstreckt sich vom 01.12. bis zum 28./29.02. des Folgejahres. 

AV 4 – Bauzeitenregelung zur Baufeldfreimachung/Knickrodung 
Alle übrigen Arbeiten zur Baufeldfreimachung (Fällung und Rodung der sonstigen Gehölze, Knickstre-

cken, Beseitigung der Vegetationsstrukturen) sind nur im Zeitraum zwischen dem 01.10. und dem 

28./29.02. des jeweiligen Folgejahres (d.h. außerhalb der Vogelbrutzeit) durchzuführen. Abweichungen 

vom Bauzeitenfenster sind nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der zuständigen UNB zulässig. 

Sofern aus belegbaren Gründen die Einhaltung der Bauzeitenregelungen nicht möglich ist, sind der UNB 

zum einen die betriebsbedingten Gründe durch den Antragsteller darzulegen, zum anderen ist durch 

eine Umweltbaubegleitung fachlich darzustellen, wie Besatzkontrollen und Vergrämungsmaßnahmen 

durchzuführen sind. 

AV 5 – Vermeidung von Baustellenbeleuchtungen und nächtlichen Arbeiten 

Zum Schutz von lichtempfindlichen Fledermausarten sind nächtliche Arbeiten bzw. ist eine nächtliche 

Baustellenausleuchtung unzulässig. 

Schallschutz 

Aus schalltechnischer Sicht wird ein asphaltierter Fahrbahnbelag für die Fahrgassen der Pkw-Parkplätze 

im WA 6 empfohlen. 

 

4.4 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

Örtliche Bauvorschriften gem. § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 86 LBO 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 4 und 5 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die Fortentwicklung und 

Anpassung vorhandener Ortsteile sowie die Belange der Baukultur und des Orts- und Landschaftsbildes 

zu berücksichtigen. § 9 Abs. 4 BauGB ermächtigt die Länder, in ihren Landesbauordnungen weiterge-

hende Regelungen zu treffen. Die Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO) enthält dazu in § 86 

„Örtliche Bauvorschriften“ die entsprechenden Regelungen. 

Es können besondere Anforderungen an die Gestaltung baulicher Anlagen gestellt werden. Aus diesem 

Grund sind im Textteil B des B-Plans Nr. 24 der Gemeinde Rickling Vorschriften unter „örtliche Bauvor-

schriften gemäß § 9 Abs. 4 BauGB und § 86 LBO SH“ festgesetzt. 

Fassadenmaterialien 

Um angrenzende Wohngebäude sowie Verkehrsteilnehmende nicht zu beeinträchtigen, sind reflektie-

rende Fassadenmaterialien und verspiegelte Fenster unzulässig. 

Technische Anlagen 

Solar- und Photovoltaikanlagen sind auf allen Gebäuden zulässig. 

Werbeanlagen 
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Werbeanlagen sind zulässig, wenn sie sich am Ort der Leistung befinden und mit einer Ansichtsfläche 

von max. 6 m2 je 10 laufende Meter Fassadenlänge sowie an einem Gebäude installiert werden. Die 

Werbeanlagen dürfen nur mit einer Werbeflächengröße von max. 10 m2 ausgeführt werden. 

Um angrenzende Wohngebäude sowie Verkehrsteilnehmende nicht zu beeinträchtigen, sind selbst-

leuchtende Werbeanlagen sowie angestrahlte Werbeanlagen unzulässig. 

4.5 Denkmalschutzrechtliche Belange 

Das Archäologische Landesamt SH stimmt der vorliegenden unter folgender Auflage zu: Vor dem Beginn 

von Erdarbeiten muss die Fläche durch das Archäologische Landesamt Schleswig-Holstein untersucht 

und vorhandene Denkmale geborgen und dokumentiert werden. 

Es ist dabei zu berücksichtigen, dass archäologische Untersuchungen zeitintensiv sein können und eine 

Absprache möglichst frühzeitig getroffen werden sollte, damit keine Verzögerungen im sich anschlie-

ßenden Bauablauf entstehen. Die Kosten sind vom Verursacher zu tragen. 

Entsprechend sollte der Planungsträger sich frühzeitig mit dem Archäologischen Landesamt in Verbin-

dung setzen, um das weitere Vorgehen zu besprechen.  

Bei der überplanten Fläche handelt es sich um eine Stelle, von der bekannt ist oder den Umständen 

nach zu vermuten ist, dass sich dort Kulturdenkmale befinden. Das archäologische Interessengebiet in 

diesem Bereich dient zur Orientierung, dass mit einem erhöhten Aufkommen an archäologischen Denk-

malen zu rechnen ist und das Archäologische Landesamt Schleswig-Holstein bei Maßnahmen beteiligt 

werden muss. 

Für die überplante Fläche liegen zureichende Anhaltspunkte vor, dass im Verlauf der weiteren Planung 

in ein Denkmal eingegriffen werden wird. Diese Fläche befindet sich im Umfeld mehrerer Objekte der 

Archäologischen Landesaufnahme (u.a. Grabhügel, Brunnen und Einzelfunde) und zweier archäologi-

scher Kulturdenkmale gem. § 2 Abs. 2 DSchG SH 2015, die gem. § 8 Abs. 1 DSchG SH in die Denkmalliste 

eingetragen sind (aKD-ALSH-4515 und -4516; vorgeschichtliche Grabhügel). Es liegen daher deutliche 

Hinweise auf ein hohes archäologisches Potential dieser Planfläche vor. 

Archäologische Kulturdenkmale können nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie Verän-

derungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit sein. 

Erdarbeiten an diesen Stellen bedürfen gem. § 12 Abs. 2 S. 6 DSchG SH 2015 der Genehmigung des 

Archäologischen Landesamtes Schleswig-Holstein. 

Nach Abwägung der Belange des Verursachers mit denen des Denkmalschutzes stehen aus unserer Sicht 

an dieser Stelle keine Gründe des Denkmalschutzes einer Genehmigung entgegen. Sie ist daher gem. 

§ 13 Abs. 2 DSchG SH zu erteilen. 

Die Genehmigung wird mit Auflagen in Form von archäologischen Untersuchungen gem. § 13 Abs. 4 

DSchG SH versehen, um die Beeinträchtigungen von Denkmalen zu minimieren. Das Denkmal kann der 

Nach-welt zumindest als wissenschaftlich auswertbarer Datenbestand aus Dokumentation, Funden und 

Proben in Sinne eines schonenden und werterhaltenen Umgangs mit Kulturgütern (gem. §1 Abs. 1 

DSchG SH) und im Sinne des Dokumentationsauftrags der Denkmalpflege (gem. § 1 Abs. 2 DSchG SH) 

erhalten bleiben. 

Eine archäologische Untersuchung ist vertretbar, da die vorliegende Planung unter Einhaltung der Auf-

lagen umgesetzt werden kann. Die Konfliktlage zwischen vorliegender Planung und zu vermutenden Kul-
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turdenkmalen wird dadurch gelöst, dass archäologische Untersuchungen an den Stellen durchgeführt 

werden, an denen Denkmale zu vermuten sind. Der Verursacher des Eingriffs hat gem. § 14 DSchG SH 

die Kosten, die für die Untersuchung, Erhaltung und fachgerechte Instandsetzung, Bergung, Dokumen-

tation des Denkmals sowie die Veröffentlichung der Untersuchungsergebnisse anfallen, im Rahmen des 

Zumutbaren zu tragen. 

Darüber hinaus wird auf § 15 DSchG SH verwiesen: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies 

unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die 

Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den 

Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin 

oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer 

oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die 

Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwen-

dungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wo-

chen seit der Mitteilung.  

4.6 Kampfmittel 

Die Gemarkung Rickling liegt in keinem bekannten Bombenabwurfgebiet. Für die durchzuführenden Ar-

beiten bestehen aus Sicht des Kampfmittelräumdienstes keine Bedenken. Zufallsfunde von Munition ist 

jedoch nicht gänzlich auszuschließen und unverzüglich der Polizei zu melden. 

Wer solche Waffen, Munition oder kampfmittelverdächtige Gegenstände entdeckt, hat im eigenen In-

teresse folgende Verhaltensregeln zu beachten: 

1.  Diese Gegenstände dürfen niemals bewegt oder aufgenommen werden. 

2. Die Arbeiten im unmittelbaren Bereich sind einzustellen. 

3. Der Fundort ist so abzusichern, dass Unbefugte daran gehindert werden, an den Gegenstand 

heranzukommen. 

4. Die nächstliegende Polizeidienststelle ist über den Fund zu unterrichten Die Gegenstände dür-

fen auf keinen Fall zur Polizeidienststelle verbracht werden 

4.7 Im Zuge des Bauleitplanverfahrens erarbeitete Fachgutachten  

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 24 wurden zur fundierten fachlichen Bewertung 

der planungsrelevanten Themen Gutachten durch externe Büros erstellt. Diese Fachgutachten wurden 

im Umweltbericht (Teil II) ausgewertet und flossen in die Entwicklung der Planinhalte ein. Darüber hin-

aus sind die vollständigen Gutachten/ Stellungnahmen als Anlage der Begründung beigefügt. 

Im Zuge des Bauleitplanverfahrens wurden folgende Fachgutachten erarbeitet: 

- Geotechnischer Bericht – Ing. Büro Boden & Lipka  
- Fachbeitrag nach A-RW 1 – Bewertung der Wasserhaushaltsbilanz – BCS GmbH  
- Schalltechnische Untersuchung – Ingenieurbüro für Akustik Busch GmbH 
- Verkehrstechnische Stellungnahme – BCS GmbH  

Die Betrachtung des Artenschutzes erfolgte im Zuge des Umweltberichtes in Form einer artenschutz-

rechtlichen Potenzialanalyse.  
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5 Teil II Umweltbericht 

Vorbemerkungen 

Gemäß § 2 (4) BauGB ist für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 (6) Nr. 7 BauGB und § 1a BauGB 
eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen er-
mittelt und in einem Umweltbericht nach der Anlage zum BauGB beschrieben und bewertet werden. 
Dabei ist gemäß § 2 (4) Satz 4 BauGB das Ergebnis der Umweltprüfung in der Abwägung zu berücksich-
tigen.  
Der Umweltbericht ist in der Gliederung und den Inhalten gemäß Anlage 1 zu § 2 (4) sowie § 2a und 

§ 4c BauGB zu erstellen. Er dient der Bündelung, sachgerechten Aufbereitung und Bewertung des ge-

samten umweltrelevanten Abwägungsmaterials auf der Grundlage geeigneter Daten und Untersuchun-

gen. 

Zu den im Umweltbericht zu beschreibenden und bewertenden voraussichtlichen erheblichen Umwelt-

auswirkungen gehört auch die Eingriffs-, Vermeidungs- und Ausgleichsregelung nach § 1 a Abs. 3 BauGB. 

Ein Ausgleich der Eingriffe ist in allen Bebauungsplänen mit Ausnahme der Bebauungspläne der Innen-

entwicklung (§ 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB) durchzuführen.  

Die Ermittlung erfolgt im Rahmen des Umweltberichts in Form einer Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung. 

Grundlage ist hierbei der gemeinsame Runderlass des Innenministeriums und des Ministeriums für 

Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume (Runderlass vom 01.01.2013, Verhältnis 

der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht).  

 

Ziel der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung ist es, die Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes und 

das Landschaftsbild auch außerhalb von ausgewiesenen Schutzgebieten zu sichern und zu erhalten.  

 

5.1 Kurzbeschreibung der Ziele und Inhalte des Flächennutzungsplanes 

(gemäß Nr. 1 a der Anlage 1 zu § 2(4) und den §§ 2a und 4c BauGB) 

5.1.1 Wesentliche Planungsziele 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rickling hat am 11.12.2024 den Aufstellungsbeschluss für den 

Bebauungsplan Nr. 24. gefasst sowie die zugehörige 24. Änderung des Flächennutzungsplanes. 

 

Das ca. 3,56 ha große Plangebiet liegt im Norden der Ortslage östlich der „Dorfstraße“, südlich der 

Wohnbebauung „Am Rosenweg“, westlich des „Grünen Weges“ und nördlich der Wohnbebauung „Mar-

tin-Meiners-Straße“. Östlich des „Grünen Weges“ folgen landwirtschaftlich intensiv genutzte Flächen 

mit gliedernden Knicks und Reddern entlang der Wege.  

 

Im Plangeltungsbereich befindet sich im westlichen Teil der Gasthof „Zur Doppeleiche“ mit den zuge-

hörigen Gebäuden, Stellplätzen und Nutzflächen. Der im Osten anschließende größere Teil des Gebietes 

liegt z.Zt. als Ackerfläche brach und wird von Knicks umgrenzt. Am Südrand befindet sich das Gebäude 

der Ricklinger Bürgerschützen mit Schießstand.  

 

Ziel des Bebauungsplanes Nr. 24. ist es, hier ein neues Wohngebiet ausweisen zu können zur Schaffung 

bedarfsgerechten Wohnraums bei gleichzeitiger Wahrung des Ortsbildes. Hier sollen dabei sowohl 

Mehrfamilienhäuser, Reihenhäuser, Doppelhäuser als auch Einfamilienhäuser neu entstehen. Der Gast-

hof und der Schießstand werden in die Planung integriert. Der Schießstand verbleibt im Bestandsschutz. 
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Die benachbarten Baugebiete im Norden und Süden mit den dortigen Erschließungsstrukturen werden 

ebenfalls berücksichtigt. 

5.1.2 Inhalte des Bebauungsplanes 

 
Abbildung 17: Ausschnitt aus dem B-Planentwurf (Stand April 2026)  

 

Allgemeine Wohngebiete 

• Festsetzung als Allgemeine Wohngebiet mit der GRZ 0,4 (WA 1 - 5) mit bis zu 50 % zulässiger 
Überschreitung für Nebenanlagen und Zuwegungen, max. Höhen 8-10 m über Verkehrsfläche mit 
Überschreitung von max. 2 m Höhe für technische Aufbauten. Im WA 6 ist eine Überschreitung 
der GRZ von bis zu 60% zulässig.  

• Ausweisung von WA 1, 3, 4 und MI 2 für Einzelhäuser/ Hausgruppen (geplant Reihenwohnungen) 

• Ausweisung von WA 2 für Einzelhäuser, WA 5 für Doppelhäuser 

• Ausweisung von WA 6 für Einzelhäuser (geplant Mehrfamilienhäuser) 
• Stellplätze:  

- Die Anzahl der herzustellenden Stellplätze richtet sich nach der Stellplatzsatzung der Gemeinde 
Rickling. Im WA 3, 4, 6 sind zur Verortung der Stellplätze Flächen für Nebenanlagen festgelegt. 
In den WA 1, 2, 5 sind die Stellplätze auf den Grundstücken frei anzuordnen und ebenfalls im 
Bauantrag nachzuweisen.  

• GFL-Recht: 
- Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zur Erschließung der hinteren Grundstücke im WA 2, WA 5 und 

WA 6 
- Geh- und Leitungsrechte für die Allgemeinheit als Fußweg zum Spielplatz nördlich des Plange-

bietes 
 

Mischgebiete 

• Festsetzung des Gasthofes und zwei weiteren Baufeldern im westlichen Bereich als Mischgebiet (MI 

1 - 3) mit der GRZ 0,4 mit bis zu 50 % zulässiger Überschreitung für Nebenanlagen, zugehörigen 

Stellplatzflächen und Zuwegungen und max. Höhen von 9 m bzw. 10 m für den Gasthof mit Über-

schreitung von max. 2 m Höhe für technische Aufbauten. 

• Stellplätze:  
- Die Anzahl der herzustellenden Stellplätze richtet sich nach der Stellplatzsatzung der Gemeinde 

Rickling. Im MI 1 und 2 sind zur Verortung der Stellplätze Flächen für Nebenanlagen festgelegt. 
Im MI 3 sind die Stellplätze auf den Grundstücken frei anzuordnen und nachzuweisen.  
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Verkehrsflächen 

• Öffentliche Straßenverkehrsfläche: 

- neuen Erschließungsstraße (Planstraße 1) 

- Verbindungsstraße von der Martin-Meiners-Straße als Einbahnstraße (Planstraße 3) 

• private Straßenverkehrsfläche: Erschließung von MI 2  (Planstraße 2) 

• Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung: vorhandener Fußweg zum Schießstand   

• An Planstraße 1 sind mind. 10 öffentliche Parkplätze herzustellen. 

Grünflächen 

• am Nordwestrand entlang der Planstraße 1 und südlich des Schießstandes (Abstandsgrün) 

• beiderseits der Planstraße 3 (Parkanlage) 

• vorhandene zu entwidmende Knicks am Nord-, Süd- und Ostrand, soweit sie im Geltungsbereich 

liegen incl. 3m breitem Schutzstreifen 

Sonstige Darstellungen und Festsetzungen 

• Vorhandene und entfallende Gebäude 

• entfallende Bäume 

• Erhaltung von div. Bäumen / Erhaltung von Gehölzen der entwidmeten Knicks  

• Anpflanzungen von Bäumen mit Pflanzlisten (10 Bäume entlang der Planstraße 1, 6 Bäume entlang 

der Planstraße 3 und im Bereich zusammenhängender Stellplatzanlagen 1 Baum je 4 Stellplätze so-

wie 1 Baum je Privatgrundstück) 

• Sichtdreiecke 

• Dachflächenwasser und unbelastetes Oberflächenwasser der Baugrundstücke ist auf den Grundstü-

cken zu versickern 

• Teilversiegelung für Stellplätze und Zufahrten auf privaten Grundstücken 

• Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen (AV 1 bis 6) 

• diverse umweltrelevante Hinweise. 
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5.1.3 Flächenbedarf  

Tabelle 1: Flächenbedarf 

Bebauungsplangebiet  3,56 ha 

WA 1-6 
davon GFL/GLA-Rechte als Fußwege 

19.209 m² 
951 m² 

MI 1-3 

- Bestand (MI 1) 

- Bestand (MI 3) 

- Planung (MI 2) 

 

3.741 m² 

  863 m² 

1.046 m² 

Verkehrsflächen 

- öffentliche Verkehrsflächen Bestand (Dorfstraße, Grüner Weg) 

- öffentliche Verkehrsflächen Planung (Planstraßen 1 und 3) 

- private Verkehrsfläche (Planstraße 2) 

- vorhandener Fußweg 

- geplanter Fußweg 

  

1.782 m² 

2.825 m² 

336 m² 

212 m² 

82 m² 

Grünflächen 

- Abstandsgrün 

- Private Grünfläche 

- Parkanlage  

- entwidmete Knicks mit Schutz/Pufferzone 

    

 233 m² 

308 m² 

651 m² 

4.326 m² 

Summe 35.602 m²   
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5.2 Ziele des Umweltschutzes in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplanungen 

(gemäß Abs. 1b der Anlage 1 zu § 2 Abs. 4 und den §§ 2a und 4c des BauGB) 

Der § 1a BauGB stellt vier Themenbereiche besonders heraus, die als Kern des Umweltschutzes in der 

Bauleitplanung zwingend zu beachten sind. Es sind die folgenden vier Aspekte: 

 

• die Bodenschutzklausel (Abs. 2)  

• die naturschutzrechtliche Eingriffs- und Ausgleichsregelung (Abs.  3)  

• die FFH- und Vogelschutzrichtlinie (Abs.  4) sowie  

• der Klimaschutz (Abs.  5). 
 

Nach der Rechtsprechung des BVerwG bedarf ein Zurückstellen der in Abs. 2 bis 5 genannten Belange 

einer Rechtfertigung.  

5.2.1 Gesetzliche Grundlagen und deren Berücksichtigung bei der Planung  

Für die Planung können während des Planaufstellungsverfahrens folgende Fachgesetze und Verordnun-

gen von Bedeutung sein:. 

Tabelle 2: Berücksichtigung von planungsrelevanten Fachgesetzen und -verordnungen 

Gesetz/Verordnung Bedeutung für die Planung/ Berücksichtigung  

Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG  

§ 1: Allgemeine Ziele des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege  

 

§§ 14 und 15: Regelungen zu Eingriff, Ausgleich 

und Ersatz in Natur und Landschaft (Eingriffsre-

gelung)  

→ Ermittlung in der Bilanzierung 

§ 21: Biotopverbund  - planungsrelevant,  

im überörtlicher Biotopverbund zwar keine Darstellungen, 

aber Knicks als örtliche Verbundachsen  

→ Knicks werden entwidmet und mit Erhaltung der Ge-

hölze incl. 3m Schutzzonen als Grünfläche planerisch 

gesichert  

§ 30: Gesetzlich geschützte Biotope -  planungsrelevant,  

wie vor, die vorhandenen Knicks werden berücksichtigen 

§ 39: Schonfristen für Arbeiten an Gehölzen -  planungsrelevant, 

→ Hinweis auf Vorschriften zu Zeitfenstern  

§ 44: Vorschriften für besonders geschützte 

Tier- und Pflanzenarten  

- planungsrelevant,  

→ Berücksichtigung von potenziellen Artenvorkommen 

→  Hinweis auf Vorschriften zu Zeitfenstern für Fäll-/Ro-

dungs- und Abrissarbeiten 

→  Insekten- und Fledermausschonende Beleuchtung 
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Gesetz/Verordnung Bedeutung für die Planung/ Berücksichtigung  

Landesnaturschutzgesetz - LNatSchG 
 

§ 1 Abs.1 Ziele des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege  

§ 21 ergänzende gesetzlich geschützte Biotope 

- planungsrelevant, grundsätzliche Beachtung 

 

→ die Knicks als gesetzlich geschützte Biotope werden 

entwidmet und mit Erhaltung der Gehölze incl. 3m 

Schutzzonen als Grünfläche planerisch gesichert  

→ Ersatz der entwidmeten Knicks vorrangig durch Knick-

neuanlage / Knickökopunkte, ansonsten durch Ersatz-

zahlung 

Baugesetzbuch - BauGB  

§ 1 Abs. 6 u.a.: allgemeine Anforderungen an ge-

sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse, Berück-

sichtigung der Belange des Denkmalschutzes, 

des Umwelt- und Naturschutzes, der Land- und 

Forstwirtschaft und die ausreichende Versor-

gung mit Grün- und Freiflächen  

 

 

§ 1a Abs. 2: Sparsamer Umgang mit Grund und 

Boden 

- planungsrelevant, 

→ wird berücksichtigt durch Festsetzungen u. Hinweise 

zum Tierartenschutz, zum Bodenschutz, zum Wasser-

management, Vorgaben zur Bepflanzung, Durchgrü-

nung, Erhaltung vorhandener Gehölzstrukturen u.a. 

Das Schallschutzgutachten zeigt, dass keine Maßnah-

men erforderlich werden bei Tempo 30 km/h im Ge-

biet. 

→  wird berücksichtigt durch GRZ von 0,4 mit teilweise 

verdichteter Bauweise durch Reihenhaus- und Mehrfa-

milienhausbebauung 

§ 1a Abs. 3 BauGB: naturschutzrechtliche Ein-

griffs- und Ausgleichsregelung.  

§ 1a Abs. 4 zwingende Berücksichtigung der 

FFH- und Vogelschutzrichtlinie 

§ 1a Abs 5 Berücksichtigung des Klimaschutzes 

- planungsrelevant, 

→ Ermittlung in der Bilanzierung 

→ wurde geprüft, nicht relevant 

 

→  wird berücksichtigt durch Landesvorschriften (beste-

hende PV-Pflicht auf Neubauten laut Energiewende- 

und Klimaschutzgesetz) 

Bundes-Bodenschutzgesetz BBodSchG  

§ 1 die Funktionen des Bodens sind nachhaltig 

zu sichern oder wiederherzustellen, schädliche 

Bodenveränderungen sind abzuwehren, der Bo-

den und Altlasten sowie hierdurch verursachte 

Gewässerverunreinigungen sind zu sanieren und 

es ist Vorsorge gegen nachteilige Einwirkungen 

auf den Boden zu treffen. 

§ 4 Pflichten zur Gefahrenabwehr 

§ 6 Auf- und Einbringung von Materialien auf/ in 

den Boden 

§ 7 Vorsorgepflicht gegen das Entstehen schädli-

cher Bodenveränderungen.  

Der Versiegelungsgrad von neu in Anspruch ge-

nommener Flächen ist auf ein Minimum zu be-

grenzen. Grundsätzlich gilt der schonende Um-

gang mit Grund und Boden. 

 

- alle planungsrelevant, wird berücksichtigt durch 

→ teilweise Inanspruchnahme vorhandener Bebauung 

mit Versieglung,  

→ Teilversiegelung der neuen Stellplatzflächen  

→ Hinweise auf Beachtung der einschlägigen Gesetze 

und DIN-Normen 

→ Festsetzungen zum Schutz des Oberbodens, Wieder-

verwertung anfallenden Bodens und Bodenuntersu-

chungen bei Abtransport, Beseitigung von Verdichtun-

gen 

→ Festsetzung von Ausgleichsflächen  

 

 - planungsrelevant, 

→  wird berücksichtigt durch GRZ von 0,4 und teilweise  

Inanspruchnahme vorhandener Bebauung mit Ver-

sieglung 
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Bundesbodenschutzverordnung BbodSchV  

§§ 1-8 Vorsorge gegen das Entstehen schädli-

cher Bodenveränderungen 

§ 10 Erforderlichkeit von Untersuchungen 

 

 

 

 

§ 9 Gefahrenabwehr bei Bodenerosion durch 

Wind und Wasser 

- planungsrelevant, Berücksichtigung durch 

→ als altlastenrelevante Nutzung ist der Schießstand am 

Südrand eingeordnet; Festsetzung zu Altlastenuntersu-

chungen bei Nutzungsänderung nach § 9 Abs. 2 Nr. 2 

BauGB 

→ zur Wiederverwertung anfallenden Bodens und ggf. Bo-

denuntersuchungen bei Abtransport 

- hier nicht planungsrelevant, keine erhebliche Erosionsge-

fahr durch Wasser und Wind 

Kreislaufwirtschaftsgesetz KrWG  

Gemäß § 1 dient die Kreislaufwirtschaft der 

Schonung der natürlichen Ressourcen und dem 

Schutz von Mensch und Umwelt bei der Erzeu-

gung und Bewirtschaftung von Abfällen  

- planungsrelevant, grundsätzliche Beachtung 

 

§ 6 Hierarchie zu Maßnahmen der Vermeidung 

und der Abfallbewirtschaftung 

§§ 7 – 14 zur Kreislaufwirtschaft 

- planungsrelevant, 

→  wird berücksichtigt durch Hinweis auf  die einschlägi-

gen Gesetze, Verordnungen und DIN-Normen zum Bo-

denschutz  

Wasserhaushaltsgesetz WHG und Landeswas-

sergesetz von 2020  

 

Abschnitte 2 und 3 WHG Abwasserbeseitigung 

und Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
und § 40 LWG Abs. 5-7 Erdaufschlüsse: 

Verursacherprinzip, Mitteilungspflicht bei Verun-

reinigungen durch Erdaufschlüsse, Einstellung 

von Arbeiten bei Verunreinigungen. 

 

- planungsrelevant, 
→  Prüfung der Veränderung der Wasserhaushaltsbilanz 

(Fachbeitrag gemäß A-RW1) wurde durchgeführt 

→  Schädigung des natürlichen Wasserhaushaltes wird 

durch Minimierungsmaßnahmen vermieden 

→  Dachflächenwasser und unbelastetes Oberflächenwas-

ser ist auf den Grundstücken zu versickern und wird 

dort dem örtlichen Wasserhaushalt wieder zugeführt.  

§§ 44 ff Abwasserbeseitigung;  →  anfallendes Oberflächenwasser wird vor Ort versickert 

und verdunstet über offene Entwässerungsmulden 

und durch Baumpflanzungen im Straßenraum  

Wasserrahmenrichtlinie in Verbindung mit dem 

A-RW 1-Erlass (Stand 09.02.2023)  

 

Punkt 3 ff: Wasserhaushalt: Prüfung der Verän-

derung der Wasserhaushaltsbilanz und Abschät-

zung der Intensität des Eingriffs. 

- planungsrelevant, 
→  Prüfung der Veränderung der Wasserhaushaltsbilanz 

(Fachbeitrag gemäß A-RW1) wurde durchgeführt 

→  Schädigung des natürlichen Wasserhaushaltes wird 

durch Minimierungsmaßnahmen vermieden 

Bundesimmissionsschutzgesetz – BImSchG  

§ 1 BImSchG: Schutz der Schutzgüter und Vor-

beugung vor schädlichen Umwelteinwirkungen  

§ 3 BImSchG: zu den Immissionen zählen Luft-

verunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, 

- planungsrelevant, 

→  ein Schallgutachten wurde erstellen. Das Schallschutz-

gutachten zeigt, dass keine Maßnahmen erforderlich 

werden bei Tempo 30 km/h im Gebiet.  
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Licht, Wärme und Strahlen sowie ähnliche Um-

welteinwirkungen.  

Von Bedeutung ist hier die Nähe zur Bundes-

straße mit erheblichen Lärmimmissionen. 

Denkmalschutzgesetz - DSchG  

§ 8 Abs. 1 DSchG: Denkmale sind unabhängig 

davon, ob sie in der Denkmalliste erfasst sind 

oder nicht, gesetzlich geschützt. 

 

 

 

 

 

 

§§ 12 bis 15 DSchG: genehmigungspflichtige 

Maßnahmen (hier vor allem Erdarbeiten), Ver-

fahren bei genehmigungspflichtigen Maßnah-

men, Kostenpflicht bei Eingriffen und Funde. Be-

achtung ggf. auftretender Kulturdenkmale.  

- planungsrelevant, Lage in archäologischem Interessens-

gebiet 

→ Vor Beginn von Erdarbeiten muss die Fläche durch das 

Archäologische Landesamt Schleswig-Holstein untersucht 

und vorhandene Denkmale geborgen und dokumentiert 

werden. Der Planungsträger wird sich frühzeitig mit dem 

Archäologischen Landesamt in Verbindung setzen und 

den Umfang / Beginn der erforderlichen Untersuchungen 

abstimmen. 

→ wird als Hinweis aufgenommen 

TA Luft   

Sicherung der allgemeinen Anforderungen an 

gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse inner-

halb und außerhalb des Plangebiets  

- planungsrelevant, 

→ ein Schallgutachten wurde erstellen. Das Schallschutz-

gutachten zeigt, dass keine Maßnahmen erforderlich 

werden bei Tempo 30 km/h im Gebiet. 

„Runderlass“ vom MELUR und Innenministerium 

vom 09.12.2013  

„Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffs-

regelung zum Baurecht“ 

 

Grundlagen für die Anwendung der Eingriffsre-

gelung/Vorgabe von Berechnungsmodalitäten 

zur Ermittlung des erforderlichen Ausgleichs/Er-

satzes auf Ebene des Bebauungsplanes 

- planungsrelevant 

→  wird berücksichtigt, Ermittlung und Beachtung in Bi-

lanzierung   

Biotopverordnung des Landes SH  

vom 22.1.2009 

→  wird berücksichtigt, Erfassung der vorhandenen Bio-

tope/ Strukturen im Rahmen der Biotoptypenkartie-

rung 

Wärmeplanungsgesetz (WPG) vom 20.12.2023  

2017 Erstellung eines Konzeptes zur energeti-

schen Sanierung für das Gebiet Eichbalken mit 
Vorschlag zum Aufbau eines Nahwärmenetzes 

und Aufstellungsbeschluss für den B-Plan Nr. 25 

zur Entwicklung eines Energieparks mit Batterie-

speicher und Nahwärmenetzplanung  

→ noch keine konkreten Aussagen für das Plangebiet ab-

leitbar 

 

Bodenschutzklausel 

Zum sparsamen und schonenden Umgang mit Grund und Boden wird die GRZ im gesamten Gebiet mit 

0,4 vorgesehen.  
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Bezüglich der Böden ergibt sich hier folgendes Bild: Der betrachtete Boden im Plangebiet besteht im 

Wesentlichen aus Sanden mit überwiegend guter Wasserdurchlässigkeit. Als Altablagerung ist der 

Schießstand eingeordnet. Sonstige Altstandorte sind hier nicht bekannt. 
 

Eingriffs- und Ausgleichsregelung  

Die Ermittlung der naturschutzrechtlichen Eingriffs-/Ausgleichsregelung erfolgt in den folgenden Kapi-

teln (ab Kap. 5.4). Eine Bilanzierung mit Zusammenfassung der Ergebnisse ist in Kapitel 5.5.4 dargestellt. 
 

FFH- und Vogelschutzrichtlinie   

Ausgewiesene Flora-Fauna-Habitatgebiete und EU-Vogelschutzgebiete gibt es im Plangebiet und in der 

näheren Umgebung des Plangebietes nicht.  
 

Klimaschutz 

Das Plangebiet liegt außerhalb von klimasensitiven Bereichen.  

5.2.2 Fachplanungen und deren Berücksichtigung bei der Planung 

1. Landschaftsrahmenplan (2020) 
 

Die Gemeinde Rickling liegt im Planungsraum III.  
Tabelle 3: Zusammenstellung der planungsrelevanten Inhalte des Landschaftsrahmenplans 

Karte Themenbereich/Inhalt Bedeutung für den Planungsraum 

Hauptkarte 1 

Blatt 2 

• Lage in Trinkwassergewinnungsgebiet 

• Hohe Empfindlichkeit des Grundwassers 
 

 

 

 

Östlich außerhalb des Geltungsbereiches: 

Netz Natura 2000-Gebiet/FFH-Gebiet (Nr. 2026-

303, Osterautal/Obere Rothenmühlenau), ge-

setzlich geschützte Biotope und Schwerpunkt-

bereich im Biotopverbundsystem (Nr. 138, Kie-

bitzholmer Moorniederung) 

- keine rechtliche Bindung 

- planungsrelevant 

→ grundwasserschonende Nutzungen an-

streben, Beeinträchtigungen des Grund-

wassers werden durch Minimierungsmaß-

nahmen vermieden bzw. reduziert.  

- potenziell geeignet für Ausgleichsmaß-

nahmen (Extensivierung der landwirt-

schaftlichen Nutzung, teilweise Nutzungs-

aufgabe und Anhebung des Wasserstan-

des)  

→ Entwicklung einer vielfältigen Niede-

rungslandschaft mit naturbelassenen 

Moorbereichen und Extensivgrünland 

Hauptkarte 2 

Blatt 2 

• Lage in Gebiet mit besonderer Erholungs-

eignung 

- planungsrelevant 

→ bestehende Erholungsfunktion der Um-

gebung wird beachtet und einbezogen  

Hauptkarte 3 

Blatt 2 

• keine Inhalte  

 

2. Landschaftsplan (2002/2006) 
 

Der Landschaftsplan der Gemeinde Rickling von 2006 mit Bestandsteil von 2002 weist sowohl im Leit-

bild als auch im Entwicklungsteil die hier überplante Fläche bereits zur Siedlungsentwicklung aus. Der 

hier vorliegende Bebauungsplan entwickelt sich somit aus dem gültigen Landschaftsplan. 
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Tabelle 4: Zusammenstellung planungsrelevanter Inhalte des Landschaftsplans 

Themenbereich/Inhalt Bedeutung für den Planungsraum 

Darstellung für bauliche Entwicklung - positiv, Siedlungsentwicklung entspricht den Pla-

nungen im  LP  

Umgrenzende Knicks / Redder sind gesetzlich ge-

schützte Biotope nach § 30 BNatSchG i. V. m. § 21 

LNatSchG 

•  

- planungsrelevant,  

→ Entwidmung der Knicks und Festsetzung in Grünflä-

che mit Erhaltung der Gehölzstrukturen  

→ Ausnahmegenehmigung für Knickdurchbrüche und 

Knickentwidmung bei der UNB ist erforderlich 

→ Ausgleich für Knickdurchbrüche und Knickentwid-

mung gemäß der naturschutzrechtlichen Eingriffsre-

gelung (Knickneuanlage, Knickökokonto) 

ausgewiesener Reitweg - nicht planungsrelevant, 

→ keine Verlegung erforderlich  

 

3. Regionalplan Planungsraum I (1998) 
 

Die Gemeinde Rickling liegt im Planungsraum I für die Kreise Herzogtum Lauenburg, Pinneberg, Sege-

berg und Stormarn des Regionalplans Schleswig-Holstein (1998). Die Regionalpläne befinden sich der-

zeit in Neuaufstellung, wobei die Gemeinde zukünftig dem Planungsraum III (Planungsraum I alt) an-

gehören wird.  
Tabelle 5: Zusammenstellung planungsrelevanter Inhalte des Regionalplans 

Themenbereich/Inhalt Bedeutung für den Planungsraum 

- Lage im Nahbereich des Unterzentrums Bornhöved-

Trappenkamp. Die Siedlungsentwicklung soll dabei 

vorwiegend im Ortsteil Rickling stattfinden. 

- positiv, die Planung zur Siedlungsentwicklung ent-

spricht dem Regionalplan 

- Lage in einem Vorbehaltsgebiet für den Grundwas-

serschutz (WW Rickling).  

- planungsrelevant,  

→ im Gebiet sind keine wassergefährdenden Nutzun-

gen vorgesehen 

→ Hinweise und Maßnahmen laut A-RW1 Beitrag 

zum Schutz des Grundwassers vor Verunreinigung 

und zur Minimierung der Auswirkungen auf den Was-

serhaushalt sind vorgesehen 

- Lage in einem Gebiet mit besonderer Bedeutung 

für Tourismus und Erholung.  

- keine unmittelbare Auswirkung durch die Planung 

 

4. Aktueller Flächennutzungsplan (1975) 
 

Der derzeit gültige Flächennutzungsplan der Gemeinde Rickling von 1975 stellt die hier überplanten 

Flächen im westlichen Abschnitt als Dorfgebiet und den übrigen Bereich als Fläche für die Landwirtschaft 

dar. Um die geplanten Ausweisungen für ein allgemeines Wohngebiet (WA) und Mischbebauung (MI) 

im B-Plan Nr. 24 zu ermöglichen, ist daher parallel zur B-Planaufstellung eine Anpassung des F-Planes 

(24. Änderung) erforderlich. 

5. Gemeindeentwicklungskonzept der Gemeinde Rickling (2025) 

 

Das Gemeindeentwicklungskonzept (GEK) der Gemeinde Rickling vom 05.03.2025 stellt eine wesentli-

che Grundlage für die verschiedenen Handlungsfelder zur künftigen Gemeindeentwicklung dar. 
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Tabelle 6: Zusammenstellung der planungsrelevanten Inhalte des GEK 

Themenbereich/Inhalt Bedeutung für den Planungsraum 

Handlungsfeld „Wohnen & räumliche Entwicklung“ 

- Ausweisung des B-Plangebietes als „Suchraum für 

potenzielle Wohnbauflächen“  

- gleichzeitig  Überlagerung als „Sicherung und Quali-

fizierung der Natur- und Landschaftsräume“ 

- angestrebt ist eine ortsangemessene sowie flächen- 

und ressourcenoptimierte Siedlungspolitik 

- planungsrelevant 

→ Die Kombination der beiden Handlungsfelder ist bei 

der Planung angemessen zu berücksichtigen. 

 

 

- die verdichtete Bauweise im B-Plangebiet entspricht 

diesen Vorstellungen  

Handlungsfeld „Umwelt, Klima & Energie“  

- Sicherung der Biotopvernetzung (hier Knicks) 

 

 

- Förderung ökologisch wertvoller und klimaangepass-

ter Bepflanzungen  

- Gestaltung der Energiewende (eine CO2-neutrale 

Energieversorgung wird angestrebt)  

 

- Ausbau der erneuerbaren Energien sowie eines Nah-

wärmenetzes 

- Verstärkung des Klimaschutzes und Anpassung an die 
Auswirkungen des Klimawandels 

- planungsrelevant 

→ Knicks an den Rändern des B-Plangebietes sollen 

entwidmet werden; sie werden als Grünflächen mit zu 

erhaltenden Gehölzstrukturen festgesetzt 

→ Vorschläge zur Pflanzung sog. „Klimabäume“ 

 

→ wird berücksichtigt durch Landesvorschriften (be-

stehende PV-Pflicht für Neubauten nach dem Energie-

wende- und Klimaschutzgesetz) 

→ Anschluss größerer Verbraucher möglich, Prüfung 

zum Anschluss des Gebietes an potenziell mögliches 

Nahwärmenetz  

Handlungsfeld  „Mobilität & Vernetzung“  

- Ausbau des Fuß- und Radwegenetzes (Realisierung 
von Lückenschließungen)  

- Eine Konflikt-/Gefahrensituation ergibt sich am Spiel-
platz Rosenweg  

- Einrichtung von Mobilitätsstationen (E-Ladestatio-
nen, Fahrradboxen oder andere Infrastrukturen) 

- planungsrelevant 

→ im Gebiet sind mehrere Fußwegeverbindungen zu 

angrenzenden Freizeiteinrichtungen insbesondere 

auch zum Spielplatz Rosenweg geplant   

 
→ prüfen und ggf. einplanen 
 

Für die Gemeinde Rickling gibt es eine Lärmaktionsplanung gem. § 47d Bundes-Immissionsschutzgesetz 

– Gemeinde Rickling, in der die Ausgangssituation bezüglich Lärm erfasst ist und geeignete Maßnahmen 

zur Reduzierung negativer Auswirkungen abgeleitet sind. 
Tabelle 7: planungsrelevante Inhalte des Lärmaktionsplans der Gemeinde Rickling 

Maßnahmenplanung Bedeutung für den Planungsraum 

Einhaltung der Lärmgrenzwerte:  

Da keine ruhigen Gebiete festgelegt werden, werden 

auch keine Schutzmaßnahmen ergriffen. Keine kon-

kreten Maßnahmen für das Gebiet. 

Bei zukünftigen Bauleitplanungen wird die Gemeinde 

prüfen, ob Schallschutzmaßnahmen berücksichtigt 

bzw. festgesetzt werden können. 

- planungsrelevant 

→ ein Schallschutzgutachten bezüglich Gewerbelärm 

wurde erstellen. Es zeigt, dass keine Maßnahmen 

erforderlich werden bei Tempo 30 km/h im Ge-

biet. 

7. Sonstige umweltrelevante Planungen für den Planungsraum 

 

Weitere für den Umweltbericht relevante Pläne liegen für den Planungsraum nicht vor. 

Umweltprüfungen, weitere landschaftsplanerische Fachplanungen, UVPs und LBPs u.a. haben für das B-

Plangebiet mit der zugehörigen F-Planänderung bislang nicht stattgefunden. 

6. Lärmaktionsplanung der Gemeinde Rickling 
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Angrenzende B-Plangebiete sind der P-Plan Nr. 5 Rosenweg von 1989 im Norden und der B-Plan Nr. 15 

Martin-Meiners-Straße von 2019 im Süden. 

5.2.3 Artenschutzrecht gemäß §§ 44 Abs. 1 ff. BNatSchG  

Nach § 44 BNatSchG sind die möglichen Auswirkungen von Eingriffen in Natur und Landschaft durch die 

vorliegenden Planungen auf den besonderen Artenschutz für die streng geschützten Arten zur Beurtei-

lung gesondert zu betrachten. Hier wird anhand einer Potentialabschätzung eine Einordnung vorge-

nommen. Hierzu wurden die vorhandenen Daten zur Tierwelt ausgewertet und anhand der Habitastruk-

turen bewertet und hieraus entsprechend ggf. erforderliche Maßnahmen abgeleitet. 

5.2.4 Archäologische Kulturdenkmale 

Z.Zt. sind im Plangebiet keine Archäologischen Denkmäler bekannt. Das Gebiet liegt jedoch in einem 

Archäologischen Interessensgebiet, so dass mit einem erhöhten Aufkommen an archäologischen Denk-

malen zu rechnen ist und das Archäologische Landesamt Schleswig-Holstein bei Maßnahmen beteiligt 

werden muss. Laut Stellungnahme des Archäologischen Landesamtes vom 05.08.2025 „liegen für die 

überplante Fläche zureichende Anhaltspunkte vor, dass im Verlauf der weiteren Planung in ein Denkmal 

eingegriffen werden wird.“ Erdarbeiten an diesen Stellen bedürfen daher der Genehmigung durch das 

Archäologische Landesamt Schleswig-Holstein. Es wird darüber hinaus auf § 15 DSchG verwiesen. 

 

5.3 Schutzgebiete und -objekte 

5.3.1 Gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 30 BNatSchG i.V.m. § 21 LNatSchG 

In der landesweiten Biotopkartierung sind die Knicks an den Rändern des Gebietes als gesetzlich ge-

schützte Biotope nach § 30 BNatSchG i.v.m. § 21 LNatSchG erfasst.  
 

Biotopnummer Biotoptyp Code gem. Biotop-VO 

325765984-1074 HW 10 

325765984-107 HW 10 

325765984-1064 HW 10 
 

Weitere gesetzlich besonders geschützte Biotope treten hier nicht auf.  
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Abbildung 18: Gesetzlich geschützte Biotope im Planungsraum (Quelle: Biotopkartierung S-H, ohne Maßstab) 

5.3.2 Schutzgebiets- und Biotopverbundsystem  

Die überplanten Flächen befinden sich außerhalb des landesweiten Schutzgebiets- und Biotopverbund-
systems gem. § 21 BNatSchG i.V.m. § 12 LNatSchG. 

5.3.3 Historische Knicklandschaft 

  
 

Abbildung 19: Lage des Plangebietes in historischer Knicklandschaft 

(Quelle: Umweltportal SH, Themenkarte Allgemein, ohne Maßstab) 

Das Planungsgebiet liegt innerhalb einer als historische Knicklandschaft ausgewiesenen Kulturland-

schaft. Die wertgebenden Elemente sind hierbei alle Knicks und Redder. Sie besitzen auch vor diesem 

Hintergrund eine besondere Bedeutung als Elemente der Kulturlandschaft. 
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5.3.4 Sonstige Schutzgebiete 

Alle übrigen Schutzgebietskategorien des BNatSchG und LNatSchG S-H einschließlich Netz-Natura 2000-

Gebiete oder landesweit bedeutsame Rast- und Nahrungsgebiete für Zug- und Rastvögel und Brutge-

biete liegen hier nicht vor.  

5.3.5 Trinkwassergewinnungsgebiet 

Der Planungsraum liegt innerhalb des Trinkwassergewinnungsgebietes um das Wasserwerk Rickling. 

 

Abbildung 20: Lage des B-Plangebietes Nr. 24 im Trinkwassergewinnungsgebiet 
 

Die Trinkwassergewinnungsgebiete dienen der Sicherung der öffentlichen Trinkwasserversorgung und 

unterliegen keinen eigenen rechtsverbindlichen Regelungen. Hier sind die Grundwassereinzugsgebiete 

der Wasserwerke erfasst, die > 100.000 m³ Wasser aus dem Grundwasser pro Jahr für die öffentliche 

Versorgung entnehmen und nicht innerhalb von Grundwasserschutzgebieten liegen. Dem vorsorgen-

den Grundwasserschutz kommt bei der Abwägung mit anderen Nutzungsansprüchen dabei ein beson-

deres Gewicht zu.  

 

5.4 Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustandes und Prognose über die Entwick-

lung bei Plandurchführung 

(gemäß Nr. 2a) und 2b)  der Anlage 1 zu § 2(4) und den §§ 2a und 4c BauGB) 

5.4.1 Schutzgut Mensch 

Zu den Grundbedürfnissen des Menschen gehören das Wohnen und Arbeiten unter gesunden Umwelt-

bedingungen sowie die Ausübung von Freizeit- und Erholungsaktivitäten.  

Nach § 50 BImSchG sind raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen so anzuordnen, dass schädliche 

Umwelteinwirkungen auf die dem Wohnen dienende und sonstige schutzbedürftige Gebiete so weit 

wie möglich vermieden werden.  
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5.4.1.1 Ausgangssituation 

Teilfunktion Wohnen 

Das Plangebiet liegt als schmales, bislang noch weitgehend unbebautes „Landschaftsfenster“ innerhalb 

der Ortslage. Nach Norden, Süden und Westen schließt die Wohnbebauung der Ortslage Rickling un-

mittelbar an. Im Westteil des Plangebietes befindet sich der Gasthof „Zur Doppeleiche“ mit angrenzen-

den Hof-, Stellplatz-, Gebäude- und Gartenflächen. Am Südrand des Gebietes steht das Gebäude der 

Ricklinger Bürgerschützen mit Schießstand. Im Ostteil wird die Fläche landwirtschaftlich genutzt und 

liegt z.Zt. brach.  
 

Teilfunktion Erholung 

Das Restaurant des Gasthofes „Zur Doppeleiche“ ist überregional bekannt.  

Der Schießstand der Ricklinger Bürgerschützen spielt als Sportverein für die ortsansässige Bevölkerung 

eine gewisse Rolle. Der Parkplatz für das Vereinsgebäude liegt im angrenzenden B-Plangebiet Nr. 15 der 

Gemeinde Rickling. Das Gebäude ist über eine Fußweg von der „Dorfstraße“ aus sowie einen Zugang 

von der „Martin-Meiners-Straße“ aus zugänglich. 
 

Die Fläche ist im Übrigen nicht erschlossen. Am Ostrand verläuft der „Grüner Weg“, der im Landschafts-

plan der Gemeinde als Reitweg ausgewiesen ist und hier westseitig von einem Fußweg begleitet wird. 

Unmittelbar im Norden angrenzend an das Plangebiet befindet sich am Ende des „Rosenweges“ ein 

Kinderspielplatz. 

 
Abbildung 21: Lage der Freizeiteinrichtungen in der Umgebung 
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Im weiteren Umfeld finden sich eine Reihe von Einrichtungen für verschiedene Freizeitaktivitäten: 

- Im Norden liegt nördlich der Straße „Am Sportplatz“ das Gelände des Sportvereins Rickling (SVR) 

von 1926 e.V. mit Rasensportplätzen und einer Boulebahn  

- weiter südöstlich am „Alten Daldorfer Weg“ befinden sich eine Rollschuhbahn,  

- das Freibad Rickling und Tennisplatzanlagen  

- und das Gelände des Reitervereins Vorwärts Rickling e.V. 

Alle genannten Einrichtungen sind vom Plangebiet aus gut fußläufig oder mit dem Fahrrad zu erreichen. 

Das Waldgebiet Trappenkamp ist für Erholungszwecke in Richtung Nordosten über landwirtschaftliche 

Wege vom Plangebiet aus gut erreichbar. Dort sind diverse Wanderwege ausgewiesen und vielfältige 

Erholungsaktivitäten/-einrichtungen vorhanden. Der gesamte Trappenkamper Wald ist ein beliebtes Er-

holungsziel und besitzt ein durch Erholungsnutzung gut frequentiertes Wegenetz.  

 

5.4.1.2 Vorhandene Belastungen 

Geruchsimmissionen 

Im näheren und weiteren Umkreis um das Plangebiet befinden sich keine emittierenden landwirtschaft-

lichen und sonstigen, geruchsemittierenden Betriebe. Geruchsemissionen, die möglicherweise auf das 

Plangebiet einwirken können, sind hier daher nicht zu erwarten. 
 

Schallimmissionen 

• Die B205 ist vom Plangebiet minimal rund 440 m entfernt. Im Geoportal Umgebungslärm (LfU) ist 

in der Lärmkartierung von 2022 das Planungsgebiet als belasteter Raum dargestellt. Tagsüber be-

trägt der errechnete Lärmpegel > 55 bis 60 dB und nachts liegen die ersten ca. 30 m am Ostrand 

noch im Bereich von > 45 bis 50 dB. 

• Der Geltungsbereich der Bauleitplanung liegt darüber hinaus ca. 700 m entfernt von der Eisenbahn-

strecke Nr. 1043 Neumünster – Bad Oldesloe. 

• Zu berücksichtigen sind auch potenziell planungsrelevante Lärmimmissionen durch den Betrieb des 

Gasthofes „Zur Doppeleiche“ sowie den Schießstand der Ricklinger Bürgerschützen.  

Für die Gemeinde Rickling gibt es eine Lärmaktionsplanung gem. § 47d Bundes-Immissionsschutzgesetz 

– Gemeinde Rickling, in der die Situation erfasst ist und geeignete Maßnahmen zur Reduzierung nega-

tiver Auswirkungen abgeleitet sind. „Es wurden jedoch bislang keine lärmmindernden Maßnahmen 

durch die Gemeinde umgesetzt und es können auf absehbare Zeit auch keine Mittel von der Gemeinde 

hierfür eingesetzt werden. Bei zukünftigen Bauleitplanungen wird die Gemeinde prüfen, ob Schallschutz-

maßnahmen berücksichtigt bzw. festgesetzt werden können.“  

Zur Beurteilung der Lärmbelastungen durch Gewerbebetriebe wurde ein schalltechnisches Gutachten 

vom Ingenieurbüro für Akustik Busch erstellt (Stand 10.12.2025). Grundlage für die Beurteilung waren 

neben den schalltechnisch relevanten DIN-Vorschriften (u.a. DIN18005), Richtlinien und der Verkehrs-

lärmschutzverordnung (16. BlmSchV) auch die TA Lärm /1/.  

Laut Gutachten wurden in der Umgebung des geplanten Allgemeinen Wohngebietes neben dem Gast-

hof und den Ricklinger Bürgerschützen keine schalltechnisch relevanten Vorbelastungen vorgefunden. 

Die Untersuchungen beschränkten sich daher auf diese Emissionsquellen. 

Die Orientierungswerte nach DIN 18005 für Verkehrsgeräusche betragen außerhalb von Gebäuden:  

− in allgemeinen Wohngebieten und Kleinsiedlungsgebieten tags 55 dB(A) und nachts 45 dB(A) 

und die Grenzwerte der 16. BImSchV:  
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− in Reinen und Allgemeinen Wohngebieten tags 59 dB(A) und nachts 49 dB(A). 

Die Berechnungsergebnisse des Gutachtens zeigen, dass die Immissionsrichtwerte inkl. der Anforderun-

gen der TA Lärm /1/ sowohl tagsüber als auch nachts im gesamten Plangebiet sowohl durch den Regel-

betrieb des Gasthofes und der Ricklinger Bürgerschützen als auch für seltene Ereignisse tagsüber ein-

gehalten werden. 

Außerhalb des Plangebietes kann es im Bereich der „Dorfstraße/Rethwisch“ abhängig von nächtlichen 

Pkw-Abfahrten durch Gäste des Gasthofes im Regelbetrieb zu Überschreitungen des nächtlichen Immis-

sionsrichtwertes von ca. 1 dB kommen. 
 

Sonstige Immissionen 

Sonstige Schallemissionen und weitere Immissionsarten sind der Gemeinde nicht bekannt. Die Messun-

gen zur lufthygienischen Überwachung des Landes Schleswig-Holstein (vgl. Messbericht des StUA 

Itzehoe, Messstelle Bornhöved) ergeben im weiteren Planungsraum keine nennenswerte Grundbelas-

tungen der Luft.  

Immissionsarten wie z. B. Staubimmissionen sind für die Beurteilung des Vorhabens im Rahmen der 

Bauleitplanung daher nur im Grundsatz zu bearbeiten, da es für eine konkrete Prüfung von Immissionen 

nachvollziehbarer konkreter Emissionswerte bedarf. Solche Werte liegen für das Plangebiet jedoch nicht 

vor, so dass über die generell geltenden immissionsschutzrechtlichen Regelungen hinaus keine Festset-

zungen abgeleitet und in die Bauleitplanung aufgenommen werden können.  

Altlastenstandort 

Im Plangebiet befindet sich ein Schießstand, der als eine altlastenrelevante Nutzung einzuordnen ist. 

Laut Erlass (Altlastenerlass) des Ministeriums für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport und des Mi-

nisteriums für Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur vom 30.01.2025 zur Berücksichtigung von 

Flächen mit Bodenbelastungen, insbesondere Altlasten, besteht hier daher Anlass zu einer Nachfor-

schung wegen Bodenbelastungen in der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren.   

Hinweis: Aufgrund des vorerst geplanten Fortbestandes des Schießstandes soll die Altlastenuntersu-

chung auf den Zeitpunkt der Nutzungsänderung verlegt werden. Im Zuge des Baugenehmigungsverfah-

rens dazu ist dann nachzuweisen, dass eine Altlastenuntersuchung i.V.m. der Umsetzung der daraus 

resultierenden Maßnahmen erfolgt ist. 

 

Emissionen im Sinne von Luftverschmutzungen gehen von den Flächen nicht aus.  

Immissionen durch Erschütterungen aus dem Betrieb der weiter südwestlich verlaufenden Bahnlinie 

sind laut Stellungnahme des Eisenbahn-Bundesamtes vom 04.08.2025 zu dulden. 

 

5.4.1.3 Bewertung 

Das Plangebiet ist mit Ausnahme des Zugangs zum Gasthof und zum Schießstand für die Allgemeinheit 

nicht erschlossen, nicht mit Erholungseinrichtungen ausgestattet und nur vom „Grüner Weg“ aus teil-

weise erlebbar. Es besitzt für die Wohnfunktion und das Arbeitsumfeld der ortsansässigen Bevölkerung 

sowie für die Erholungsfunktion lediglich eine allgemeine Bedeutung für das Schutzgut Mensch/die 

menschliche Gesundheit.  

Schalltechnisch relevante Vorbelastungen durch Gewerbelärm wurden laut Gutachten für das Gebiet 

nicht vorgefunden. Außerhalb des Plangebietes kann es bereits heute im Bereich der „Dorfstraße/ 

Rethwisch“ zu Überschreitungen des nächtlichen Immissionsrichtwertes von ca. 1 dB kommen. 
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➢ Potenzielle Lärmschutzmaßnahme aufgrund des Betriebes des Gasthofes: „Sollte eine sichere Ein-

haltung der Immissionsrichtwerte angestrebt werden, wären unabhängig von der Bauleitplanung 

Schallschutzmaßnahmen durchzuführen. Zur Einhaltung der nächtlichen Immissionsrichtwerte wäre 

eine Begrenzung auf 7 Pkw-Parkvorgänge pro Nachstunde außerhalb seltener Ereignisse erforder-

lich.“  

➢ Nachforschung wegen Bodenbelastungen im Bereich des Altlastenstandortes (Schießstand) werden 
auf den Zeitpunkt der Nutzungsänderung verlegt (der Schießstand wird z. Zt. weiter betrieben).   

 

5.4.1.4 Umweltzustand bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planungen würde sich der Zustand der Flächen voraussichtlich nicht wesent-

lich ändern. Es ist zu erwarten, dass das Gebiet dann weiterhin wie bislang genutzt wird. Hierbei müsste 

dann an anderer Stelle im Gemeindegebiet eine entsprechende Fläche zur Entwicklung für Wohnbe-

bauung zur Verfügung gestellt und entwickelt werden. 

 

5.4.1.5 Prognose zu den Umweltauswirkungen bei Plandurchführung 
(gemäß Nr. 2b der Anlage 1 zu § 2(4) und den §§ 2a und 4c BauGB) 

 

Tabelle 8: Übersicht/Checkliste zur Prognose zum Schutzgut Mensch gemäß Anlage 1 BauGB Abs. 2b 

Abs. 2b Aussagen zum Thema Einstufung der Umweltauswirkungen auf das Schutzgut 

Mensch 

Nr. aa)  Neubau- und Abrissarbeiten positiv  

- Abriss von Gebäuden  

- geplante Neubebauung zur Schaffung von Wohnraum 

Nr. bb) Nutzung der natürlichen Res-

sourcen 

nicht erheblich  

- die Zunahme an Verkehr auf der Dorfstraße und am Grünen 

Weg ist laut verkehrstechnischer Untersuchung als gering 

einzustufen 

Nr. cc) Art und Menge an Emissionen 

u.a. 

nicht erheblich,  

Lärmimmissionen sind im Bestand vorhanden, Lärmemissionen 

durch die Bauleitplanung nicht erheblich (keine relevante Ver-

schlechterung der Ausgangssituation) 

→ als Schallschutzmaßnahme ist Tempo 30 km/h im Gebiet ein-

zuhalten 

→ Empfehlung zur Asphaltierung der Stellplätze im WA 6. 

Emissionen sind im Übrigen nicht quantifizierbar im B-Plan, da 

die Art und Menge an entstehenden Emissionen nicht bekannt 

sind. 

Nr. dd) Art und Menge der erzeugten 

Abfälle usw. 

nicht quantifizierbar im B-Plan,  

- qualifizierte und quantifizierbare Angaben zu noch nicht ge-

nauer bekannten Maßnahmen während der Bauphase, der Art 

und Menge erzeugter Abfälle und deren Auswirkungen auf die 

Umwelt können auf der Ebene des B-Plans nicht getroffen wer-

den.  

Nr. ee) Risiken für Gesundheit, Umwelt 

und kulturelles Erbe 

nicht erheblich bzw. Untersuchungen des Altlastenstandortes 

auf Zeitpunkt der Nutzungsänderung verlagert 

- Hinweise zu Schutzmaßnahmen zum Schallschutz (siehe 

oben) 
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- Nachforschung wegen Bodenbelastungen im Bereich des Alt-

lastenstandortes (Schießstand) werden auf den Zeitpunkt der 

Nutzungsänderung verlegt (der Schießstand wird weiter betrie-

ben).   
 

Nr. ff) Kumulierende Auswirkungen 

durch benachbarte Vorhaben 

gering, hier nicht relevant,  

- die Bebauung im nördlich und südlich angrenzenden Gebiet 

ist bereits vorhanden 

- die hier vorliegende Planung löst keinen zusätzlichen erhebli-

chen Eingriff aus, insbesondere entsteht keine Fernwirkung für 

die Erholungsfunktion, da der vorhandene Gehölzbestand er-

halten bleibt. 

Nr. gg) Auswirkungen auf das Klima und 

Anfälligkeit im Klimawandel 

gering, keine über das unvermeidliche Maß hinausgehenden 

erheblichen Auswirkungen, erhöhte Regenmengen werden er-

wartet 

Nr. hh) eingesetzte Stoffe und Techni-

ken 
nicht quantifizierbar im B-Plan,  

- es wird davon ausgegangen, dass im Rahmen der zukünftigen 

baulichen Maßnahmen nur rechtlich anerkannte und allgemein 

häufig verwendete Techniken und Stoffe angewandt bezie-

hungsweise eingesetzt werden.  
 

 

Bauphasenbedingte Auswirkungen  

Während der Bauphase entsteht Baustellenverkehr verbunden mit Lärm und Emissionen, ggf. auch Er-

schütterungen aufgrund der Bautätigkeiten für die Flächen selbst sowie ggf. Behinderungen des Ver-

kehrsflusses und Verschmutzungen auf den zuführenden Wege/Straßen und ist unvermeidbar.  

Durch die baustellenbedingte Nutzung der zuführenden Straßen ist potenziell auch mit einer Störung 

der Erholungsnutzung auf der „Dorfstraße“ oder dem „Grünen Weg“ zu rechnen (Behinderung, Lärm, 

Geruchsemissionen und Verschmutzung der Wegebeläge) zu rechnen.  
 

Diese Phase ist jedoch zeitlich begrenzt und wird hier daher als nicht erheblich für das Schutzgut Mensch 

eingestuft. 
 

Betriebsphasen- und Anlagebedingte Auswirkungen 

Durch die Planung können Immissionen, insbesondere Lärmemissionen neu entstehen, die sich mög-

licherweise auf die Gesundheit und die Wohnqualität von Bürgern im näheren und weiteren Umfeld 

auswirken könnten. Hier sind vor allem die angrenzenden Siedlungseinheiten für eine Beurteilung der-

artiger Auswirkungen zu betrachten.  
 

Nachhaltige Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit durch Geruchsemissionen, besondere 

Staubbelastungen u.a., die von den geplanten Nutzungen ausgehen, sind nicht zu erwarten.  

• Schallimmissionen 
Nach Abschluss der Bauarbeiten entsteht ein erhöhter Ziel- und Quellverkehr mit Lärmemissionen. Die 

Schalltechnische Untersuchung, die im Zuge der Planaufstellung erstellt wurde (Stand 10.12.2025) 

ergab keine planungsrelevante Zunahme durch die Bauleitplanung für das Gebiet und die Umgebung. 

„Insbesondere führt die Bauleitplanung nicht zu einer Verschlechterung der Immissionssituation an den 

Immissionsorten oder zu einer zusätzlichen Einschränkung des Gasthofes. Die allgemeinen 
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Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie die Sicherheit der Wohn- und Arbeits-

bevölkerung sind damit aus schalltechnischer Sicht im Plangebiet gegeben.“ 

➢ Hinweise gemäß schalltechnischem Gutachten: 

Die Geschwindigkeitsbegrenzung im Plangebiet soll 30 km/h betragen. 

Aus schalltechnischer Sicht wird ein asphaltierter Fahrbahnbelag für die Fahrgassen der Pkw-Park-

plätze im WA 6 empfohlen. 

• Lichtemissionen  

Von dem geplanten Vorhaben gehen keine schädlichen Lichtemissionen aus, die zu Beeinträchtigungen 

angrenzender Wohnnutzungen führen könnten. Darüber hinaus ist das Gebiet weitestgehend von aus-

reichend abschirmenden Gehölzstrukturen umgeben. 

• Erhöhung der Verkehrsmengen auf zubringenden Straßen (Verkehrsbelastung) 
Mit der Umsetzung der Planungen wird voraussichtlich eine gewisse Verkehrszunahme auf den zufüh-

renden Straßen zu erwarten sein. Inwieweit dieser zusätzliche Verkehr eine Belastung darstellt, wurde 

durch eine verkehrstechnische Untersuchung vom Büro BCS GmbH Rendsburg geprüft (Stand 

09.02.2026). Hierbei wurde insbesondere die Hauptanbindung an der Einmündung „Dorfstraße“ ein-

schließlich einer Schleppkurvenuntersuchung dort überprüft. „Im Verhältnis zur Leistungsfähigkeit einer 

innerörtlichen Kreisstraße ist das zusätzliche Verkehrsaufkommen als gering einzustufen. Eine relevante 

Beeinträchtigung des Verkehrsablaufs auf der K 52 ist nicht zu erwarten.  

Aufgrund der begrenzten Verkehrsbelastung des Wohngebiets mit 59 Wohneinheiten sowie der dörfli-

chen Prägung der K 52 ist die Leistungsfähigkeit der Anbindung als ausreichend einzustufen. Auch ohne 

detaillierte Verkehrsstärken ist davon auszugehen, dass die Verkehrsströme konfliktarm abgewickelt 

werden können. 

Die Schleppkurven belegen, dass ein Müllfahrzeug den Einmündungsbereich sowohl beim Einbiegen von 

der Erschließungsstraße in die K 52 als auch beim Abbiegen von der K 52 in das Wohngebiet konfliktfrei 

befahren kann. Überfahrungen angrenzender Flächen, Bordsteine oder Gehwege sind bei regelkonfor-

mer Ausbildung der Einmündung nicht erforderlich. 

Aufgrund der dörflichen Prägung der K 52 sowie der überschaubaren Größe des Wohngebiets sind keine 

relevanten Beeinträchtigungen des Verkehrsablaufs oder der Verkehrssicherheit zu erwarten. Die ge-

plante Anbindung ist aus verkehrsplanerischer Sicht verträglich und grundsätzlich genehmigungsfähig, 

sofern die Einmündung regelkonform, verkehrssicher und unter Berücksichtigung der im Bebauungsplan 

festgesetzten Sichtdreiecke ausgebildet wird.“ 

• Erholen  
Das Plangebiet besitzt zurzeit aufgrund fehlender Zugänglichkeit keine Bedeutung für die landschafts-

bezogene Erholung. Durch die Planungen wird eine neue Wegeverbindung in West-Ost-Richtung mit 

Anbindung der Zugänge zum Spielplatz im Norden und zur Martin-Meiners-Straße neu geschaffen.  

 
5.4.1.6 Bewertung der Umweltauswirkungen bei Plandurchführung 

Bei Durchführung des Vorhabens wird eine größere Baufläche für dringend benötigte Wohnbebauung 

zur Verfügung gestellt und der Schießstand zusätzlich angebunden sowie eine weitere Ost-West-Wege-

verbindung neu geschaffen. Dabei sind gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse ggf. durch Schallschutz-

maßnahmen sicherzustellen. Diese Entwicklungen sind für das Schutzgut Mensch positiv zu werten. 

Die Auswirkungen durch die Nutzung der Flächen, hier insbesondere aufgrund von Vorbelastungen 

durch Lärm für die zukünftigen Nutzer und durch zusätzliche Erhöhung des Lärmpegels wird als nicht 
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erheblich eingeordnet. Die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse so-

wie für die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung werden eingehalten.  

 

Hinweise und empfohlene Maßnahmen 

Zur weiteren Minimierung potenziell möglicher negativer Auswirkungen für die späteren Bewohner und 

die Umgebung durch den vorhandenen und neu entstehenden Lärmpegel werden folgende Hinweise 

gegeben: 

➢ Die Geschwindigkeitsbegrenzung im Plangebiet soll 30 km/h betragen. 

➢ Aus schalltechnischer Sicht wird ein asphaltierter Fahrbahnbelag für die Fahrgassen der Pkw-Park-

plätze im WA 6 empfohlen. 

5.4.2 Schutzgut Tiere 

Das Bundesnaturschutzgesetz bezeichnet einige seltene und vom Aussterben bedrohte Arten als beson-

ders und streng geschützt (§ 7 (2) Nr. 13 BNatSchG). Für diese Arten gelten nach § 44 BNatSchG be-

stimmte Zugriffsverbote.  

 

5.4.2.1 Ausgangssituation 

Der Planungsraum grenzt unmittelbar an die Siedlungsgebiete des B-Plans Nr. 5 (Rosenweg) und Nr. 15 

(Nördlich der Straße Eichbalken) sowie die Bebauung an der „Dorfstraße“ an.  
 

Die Tierlebensräume innerhalb und im Umfeld des Geltungsbereiches sind wie folgt zu beschreiben: 

• Ackerfläche, z.Zt. brachliegend 

• lineare Randzonen mit Knicks an den Außenrändern, teilweise mit Überhältern  

• einzelne Großbäume und einige jüngere Obstbäume beim Gasthof 

• vorhandene Gebäude des Gasthofes, des Schießstandes, ehemalige Scheune und kleine Schuppen 

mit angrenzenden Hofflächen, Stellplatzbereichen, Rasen- und ruderalen Brach- sowie Gartenflä-

chen. Die versiegelten Hofflächen, Umfahrten und Stellplätze sind als Lebensräume für die Tierwelt 

nicht geeignet. 

• Siedlungsflächen mit Einfamilienhausbebauung und Gärten auf angrenzenden Flächen. 

Vor diesem Hintergrund wurde für das Plangebiet eine Potentialanalyse mit der Eignung der Habitate 

für potenziell vorkommende Arten als ausreichend erachtet. Zusätzlich wurden die aktuellen landeswei-

ten Verbreitungskarten und vorhandenen Daten ausgewertet. 

Anhand der genannten Habitate wurde das faunistische Potenzial ermittelt, für das die Auswirkungen 

des Vorhabens bedeutsam sein können, hier insbesondere die potenziell vorkommenden, artenschutz-

rechtlich bedeutsamen, europarechtlich geschützten Tier- und Pflanzenarten (alle europäischen Vogel-

arten sowie alle Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie).  

 
Gehölz- und bodenbrütenden Vogelarten  

Die vorhandenen Knicks, z.T. mit Überhältern, die Einzelbäume und die Gebüsche bieten Potenzial für 

das Vorkommen geschützter Vogelarten aus der Gruppe der Gehölzbrüter. Im Planungsraum sind vor 

allem allgemein verbreitete, störungsunempfindliche und zumeist noch ungefährdete Vogelarten des 

Siedlungsraumes und der Knicks (Gehölzfrei- und -höhlenbrüter) zu erwarten, da diese an häufige Stö-

rungen durch die Anwesenheit von Menschen auf angrenzenden Flächen bereits angepasst sind. Ein 

Potenzial für störungsempfindliche und seltene Arten ist hier jedoch nicht gegeben.  
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Gleiches gilt für bodenbrütende Vogelarten der Offenland- und Bodenbrüter (z.B. Feldlerche, Schaf-

stelze, Dorngrasmücke, Rebhuhn, Fasan u.a.), die hier eher nicht zu erwarten sind. Nachweise zu Arten-

vorkommen liegen nicht vor, potenzielle Vorkommen können jedoch auch nicht vollständig ausgeschlos-

sen werden. 
 

Die potenziell im Planungsraum vorkommenden Brutvogelarten sind: 

Brutvogelarten des Sied-

lungsraumes und der 

Gehölzbrüter 

Ringeltaube, Zaunkönig, Heckenbraunelle, Amsel, Singdrossel, Rotkehlchen, Klap-

per- und Mönchgrasmücke, Gartenrotschwanz, Fitis, Blaumeise, Kohlmeise, Haus- 

und Feldsperling, Buchfink, Grünfink, Zilpzalp, Gimpel, Bluthänfling, Goldammer, 

Sumpfmeise, Elster, Stieglitz u.a.  
 

Brutvögel menschlicher Bauten  

An/in den Gebäuden des Gasthofes sind potenziell Vorkommen von Gebäudebrütern (z.B. Haussperling 

und Rauchschwalben) möglich.  

In den umgebenden bebauten Bereichen sind zudem allgemein verbreitete und störungsunempfindli-

che Arten der Siedlungsbereiche zu erwarten.  

Fledermäuse  

Die größeren Bäumen und Überhälter in den Knicks lassen auf Höhlen und Spalten schließen, die ver-

schiedenen Fledermausarten als Winterquartiere und Wochenstube dienen können (Große Abendseg-

ler, Zwerg- und Breitflügelfledermaus, Rauhautfledermaus, u.a.). Auch die vorhandenen Gebäude sind 

potenziell als Fledermausquartiere geeignet. Für den südlichen Siedlungsraum der Ortslage wurde ein 

Vorkommen der Breitflügelfledermaus nachgewiesen. Für das Plangebiet selbst liegen keine Nachweise 

vor. 

Die Ackerbrache und der Garten/Rasen hinter dem Gasthof könnten potenziell als Jagdhabitate dienen, 

ihre Bedeutung für Fledermäuse dürfte jedoch nicht essenziell sein, da östlich des Grünen Weges we-

sentlich geeignetere Flächen vorhanden sind und die potenziell vorkommenden Arten dorthin auswei-

chen können.  

Als Leitlinien für den Weg von ihren Quartieren zu ihren Jagdhabitaten nutzen Fledermäuse häufig  

Knicks, wie sie hier an den Rändern des Gebietes auftreten.  

Haselmaus  

Das Plangebiet liegt am nordwestlichen Rand vom Verbreitungsgebiet der Haselmaus. Gemäß LfU (ehe-

mals LLUR) ist die Haselmaus im weiteren Raum hier bislang nur sehr lückig vertreten. Auch südlich von 

Rickling konnten in bisherigen Kartierungen keine Haselmäuse nachgewiesen werden. Gleiches gilt für 

den unmittelbaren Geltungsbereich und die nähere Umgebung (B-Plan Nr. 15).  

Gleichzeitig bietet die örtliche Situation - weitgehend ohne geeignete Habitatstrukturen (durchgewach-

sene Knicks/Baumhecken, wenig Unterwuchs im Knick, starke Beschattung, kaum Brombeervorkommen 

oder ähnliche geeignete Strukturen u.a.) – kein geeignetes Potential für ein Vorkommen der Haselmaus. 

Ein Vorkommen der Haselmaus kann im Geltungsbereich daher ausgeschlossen werden. 

Amphibien und Reptilien  

Nachweise von artenschutzrechtlich relevanten Amphibien und Reptilien sind im Plangebiet und seinem 

näheren Umfeld laut Arbeitsatlas Amphibien und Reptilien in Schleswig-Holstein für die letzten 10 Jahre 

nicht dokumentiert. Eine Habitateignung und Bedeutung als potenzieller Lebensraum ist hier nicht 
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gegeben. Hier fehlen geeignete Gewässer im Geltungsbereich und seinem direkten Umfeld (der Teich 

beim Gasthof ist ein Betonteich ohne geeignete Strukturen) .  

In der weiteren Umgebung (Kiebitzholmer Moor, Niederungen im Osten, > 1 km Entfernung) sind arten-

schutzrechtlich relevante Vorkommen von Laubfrosch, Moorfrosch, nördl. Kammmolch bis zum Jahr 

2015 nachgewiesen.  

Auch für die nicht artenschutzrechtlich relevanten Arten Erdkröte, Teichmolch, Teich- und Grasfrosch 

liegen Nachweise aus der weiteren Umgebung z.T. bis 2021 vor. Nachgewiesen wurden für die weitere 

Umgebung (> 1 km Entfernung) des Weiteren Vorkommen von Zauneidechse bis 2021 und Wald-

eidechse bis 2022 (jeweils TK25 1926, Bordesholm, südwestlicher Ortsrand).  

Im unmittelbaren Geltungsbereich des Plangebietes ist außer für die Erdkröte (Sommerlebensraum) ein 

Vorkommen der genannten Arten jedoch eher unwahrscheinlich (keine Stillgewässer im Gebiet, keine 

besondere Eignung als Sommerlebensraum).  
 

Europarechtlich relevante geschützte Artenvorkommen von Amphibien und Reptilien des Anhangs IV 

der FFH-Richtlinie können hier ausgeschlossen werden. 
 

Sonstige artenschutzrechtlich relevante Tierartenvorkommen 

Ein Vorkommen weiterer Tierarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie einschließlich des Fischotters kann 

im Plangebiet aufgrund der Ergebnisse der Geländeuntersuchung und der bekannten Standortansprü-

che sowie der Verbreitungssituation der einzelnen Arten ausgeschlossen werden.  
 

Weitere Tierartenvorkommen 

Der Planungsraum besitzt ein gewisses Potenzial als Lebensraum für allgemein verbreitete Tierarten wie 

Insekten, Kleinsäuger, Niederwild, Blindschleiche, evtl. Rehwild u. a.. Strukturen, die Nahrung und De-

ckung bieten können, sind hier insbesondere die Knicks vor allem im Übergang zur Landschaft im Osten, 

zeitweise auch die Ackerbrache. Vorkommen dieser Tierartengruppen sind im Zusammenspiel mit an-

grenzenden Flächen potenziell möglich.  

Diese Arten sind insgesamt weniger störungsempfindlich und z.T. noch weit verbreitet und eher in der 

Lage, in andere Räume auszuweichen.  

 

5.4.2.2 Vorhandene Beeinträchtigungen  

Für die Tierwelt ergeben sich hier vor allem Beeinträchtigungen durch die häufigen Störungen durch 

Menschen auf angrenzenden Flächen ausgehend von der vorhandenen Bebauung und der ursprünglich 

intensiven Nutzung als Ackerfläche jeweils verbunden mit Störungen, Geräuschen, Stoffeintrag, Be-

leuchtung u.a.. 

 

5.4.2.3 Bewertung 

Eine mögliche artenschutzrechtliche Betroffenheit liegt insbesondere für die Gilde der gehölzbrütenden 

Vogelarten, der Gebäudebrüter, möglicherweise auch für Bodenbrüter bei den Vogelarten vor. Alle eu-

ropäischen Brutvogelarten sind europarechtlich nach EU-Vogelschutzrichtlinie und gem. § 7 Abs. 2 

Nr. 13 BNatSchG vor Eingriffen besonders geschützt.  

Ein Vorkommen von Fledermausarten ist aufgrund der Habitatpräferenzen und Verbreitungsmuster in 

der Umgebung potenziell ebenfalls möglich. Fledermäuse sind europarechtlich streng geschützte Arten 

des Anhangs IV der FFH-Richtlinie. Hier liegt daher ebenfalls eine mögliche artenschutzrechtliche Be-

troffenheit vor. 
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Als Bereiche mit besonderer Bedeutung als Teillebensraum (Sommerlebensraum, Brutgehölze, poten-

zielle Wochenstuben, Winterquartiere, Leitlinien u.a.) für die genannten Arten sind die Knicks, die Ge-

hölzstrukturen und Großbäume, ggf. auch die vorhandenen Gebäude (alte Scheune, Schuppen) zu nen-

nen. Eingriffe jeglicher Art wirken sich hier daher potenziell erheblich aus. Sie besitzen potenziell eine 

besondere Bedeutung für die Tierwelt. 
 

Die übrigen Flächen des Gebietes (Acker, Rasen, die Garten- und Hofflächen des Gasthofes und des 

Schießstandes) besitzen lediglich eine allgemeine Bedeutung für das Schutzgut Tierwelt. Hier sind eher 

allgemein verbreitete Arten mit geringer Empfindlichkeit und eine eher geringe Biodiversität zu erwar-

ten.  

 

5.4.2.4 Umweltzustand bei Nichtdurchführung der Planung 

Es ist damit zu rechnen, dass sich der Zustand der Flächen hinsichtlich des Schutzgutes Tierwelt gegen-

über dem heutigen Zustand voraussichtlich in absehbarer Zeit nicht oder nicht wesentlich ändern 

würde. Die Flächen würden voraussichtlich weiterhin so genutzt (Acker, Hof- und Gartenflächen) und 

gepflegt werden wie bislang. Die Lebensräume für alle vorkommenden Tierarten blieben damit weitge-

hend unverändert in ihrem heutigen Zustand erhalten. Die potenziell vorkommenden Vogelarten und 

Fledermäuse könnten das Gebiet weiterhin uneingeschränkt zur Nahrungssuche bzw. als Brutreviere 

aufsuchen und nutzen.  

 

5.4.2.5 Prognose  zu den Umweltauswirkungen bei Plandurchführung  

(gemäß Nr. 2b der Anlage 1 zu § 2(4) und den §§ 2a und 4c BauGB) 

Durch die Umsetzung der Planungen können im Bereich der Baufelder und auf angrenzenden Flächen 

insbesondere die folgenden Wirkfaktoren für die potenziell auftretende lokale Fauna relevant werden: 

• baubedingte Verletzungen und Tötungen 

• bau- und betriebsbedingte Störungen durch Lärmemissionen, Lichtemissionen und Scheuchwir-

kungen (Baustellenverkehr, Betriebsabläufe, verstärkte regelmäßige Anwesenheit von Men-

schen u.a.). 

• dauerhafter Lebensraumverlust  

Tabelle 9: Übersicht/Checkliste zur Prognose zum Schutzgut Tierarten gemäß Anlage 1 BauGB Abs. 2b 

Abs. 2b Aussagen zum Thema Einstufung der Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Tierar-

ten 

Nr. aa)  Neubau- und Abrissarbeiten potenziell erheblich  

baubedingte Tötung und Störung möglich durch 

- Abriss von Gebäuden 

→ artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen während 

der Bauphase notwendig (Besatzkontrolle) 

→ Überprüfung und ggf. artenschutzrechtliche Ausgleichsmaß-

nahmen notwendig 

Nr. bb) Nutzung der natürlichen Res-

sourcen 

erheblich 

Lebensraumverlust, baubedingte Tötung und Störung möglich, 

Baumfällungen (potenzielle Höhlenbäume), Entwertung poten-

zieller Lebensräume 

→ artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen während 

der Bauphase notwendig (Besatzkontrolle, Bauzeitenregelun-

gen) 
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→ Überprüfung und ggf. artenschutzrechtliche Ausgleichsmaß-

nahmen notwendig 

Nr. cc) Art und Menge an Emissionen 

u.a. 
potenziell erheblich durch Lichtemissionen  

→ artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen während 

der Bauphase notwendig (keine nächtliche Baustellenausleuch-

tung, im Übrigen fledermaus- und insektenfreundliche Be-

leuchtung) 

Lärmimmissionen sind vorhanden. Emissionen durch Umset-

zung der Planung sind im Übrigen nicht quantifizierbar im B-

Plan, da die Art und Menge an entstehenden Emissionen nicht 

bekannt sind. 

Nr. dd) Art und Menge der erzeugten 

Abfälle usw. 

nicht quantifizierbar im B-Plan,  

- qualifizierte und quantifizierbare Angaben zu noch nicht ge-

nauer bekannten Maßnahmen während der Bauphase, der Art 

und Menge erzeugter Abfälle und deren Auswirkungen auf die 

Umwelt können auf der Ebene des B-Plans nicht getroffen wer-

den.   
Nr. ee) Risiken für Gesundheit, Umwelt 

und kulturelles Erbe 

nicht erheblich  

Nr. ff) Kumulierende Auswirkungen 

durch benachbarte Vorhaben 

gering, hier nicht relevant,  

- die Bebauung im nördlich, westlich und südlich angrenzenden 

Gebiet ist bereits vorhanden 

Nr. gg) Auswirkungen auf das Klima und 

Anfälligkeit im Klimawandel 

gering, keine über das unvermeidliche Maß hinausgehenden 

erheblichen Auswirkungen und keine besondere Anfälligkeit  

Nr. hh) eingesetzte Stoffe und Techni-

ken 
nicht quantifizierbar im B-Plan,  

- es wird davon ausgegangen, dass im Rahmen der zukünftigen 

baulichen Maßnahmen nur rechtlich anerkannte und allgemein 

häufig verwendete Techniken und Stoffe angewandt bezie-

hungsweise eingesetzt werden.  

 

Baubedingte Auswirkungen auf Tierarten und deren Lebensgemeinschaften 

1. Baubedingte Tötungen (vor allem Bodenbrüter, Gehölzbrüter, Fledermäuse) 
Bei den Bauarbeiten kann es zu Verbotstatbeständen nach § 44 (1) 1 BNatSchG kommen (direkte bau-

bedingte Tötung oder Verletzung) für alle potenziell vorkommenden Vogelarten und der Fledermausar-

ten, wenn diese während der Brutzeit und der sommerlichen Aktivitätszeiten bzw. im Bereich der Som-

mernester und Winterquartiere der betroffenen Arten ausgeführt werden (Abrissarbeiten, Baufeldräu-

mung, Gehölzrodung, Baustellenverkehr).  

➢ Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen nach § 44 (1) S. 1 BNatSchG für die Arten des Anhang IV 

der FFH-Richtlinie (Vögel, Fledermäuse) sind daher geeignete Schutz-, Vermeidungs- und Kompen-

sationsmaßnahmen festzusetzen (spezifische Bauzeitenregelungen, Vorabuntersuchung des Ge-

bäudebestandes, der abgerissen werden soll, der älteren Großbäume sowie der Obstbäume mit 

Negativnachweis von Brutvorkommen und Fledermäusen, ökologische Baubetreuung/Besatzkon-

trolle). 
 

2. Baubedingte Störungen  
Baustellenbedingte Störungstatbestände (indirekte Eingriffe) nach § 44 (1) Nr. 2 BNatSchG für geschütz-

ten Brutvögel und Fledermausarten während der Bauphase sind vor allem durch Baustellenverkehr, 



Gemeinde Rickling, B-Plan 24, Stand Mai 2026   

 

58/116 

 

Lärm- und Lichtemissionen, Erschütterungen, stoffliche Emissionen und Scheuchwirkung durch regel-

mäßige Anwesenheit von Menschen möglich. Störungstatbestände wirken sich jedoch nur erheblich auf 

den Erhaltungszustand von lokalen Populationen aus, wenn die Bauarbeiten einschließlich Baumfällun-

gen und Gehölzrodungen während der Brutzeit bzw. im Bereich der Sommernester und Winterquartiere 

der potenziell vorkommenden Arten ausgeführt werden. Hierbei sind insbesondere eine nächtliche 

Baustellenausleuchtung relevant und die Beleuchtung von potenziellen Flugstraßen von Fledermäusen 

(hier vor allem entlang von Knicks als potenzielle Leitlinien).  

➢ Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen ist eine nächtliche Baustellenausleuchtung und Beleuch-
tung speziell der Knicks generell nicht zuzulassen. 
 

Nachhaltige und damit relevante Funktionsverluste für die potenziell vorkommende Vogelwelt und Fle-

dermauspopulation durch baustellenbedingte Verbots- und Störungstatbestände werden bei Einhal-

tung der weiter unten aufgelisteten Maßnahmen (AV 1-5) voraussichtlich nicht ausgelöst. Die Bauphase 

ist vorübergehend und lokal sowie zeitlich begrenzt, so dass die Auswirkungen unter Einhaltung der 

genannten Maßnahmen als nicht erheblich einzustufen sind.  

 

Betriebsbedingte Auswirkungen auf Arten und Lebensgemeinschaften, Tiere  

Potenziell vorkommende Bodenbrüter können auf benachbarte Strukturen im Osten ausweichen, für 

sie entsteht kein nachhaltiger und erheblicher Lebensraumverlust. 

3. Direkter und dauerhafter Verlust sowie Schädigung von Fortpflanzungs- und Lebensstätten 
Der Abriss von Gebäuden und die Beschädigung, Zerstörung und der Verlust von Gehölzen und Einzel-

bäumen durch Fällung/Rodung kann zum direkten Verlust von potenziellen Fortpflanzungsstätten/bzw. 

regelmäßigen Brutplätzen/Quartieren für die potenziell vorkommenden Vogelarten und Fledermäuse 

führen. Hier sind neben Gebäuden auch folgende Knick- und Gehölzstrecken sowie Einzelbäume direkt 

betroffen.  

− Knick und Überhälterbäume am „Grüner Weg“ für die Zufahrt  

− Einzelbäume beim Gasthof/Scheune durch Planstr. 1. 
 

➢ Besatzkontrolle von Fledermäusen und Brutvögeln vor Abriss von Gebäuden und Fällung von 
Großbaumbestand (ökologische Baubegleitung) und ggf. Festsetzung von daraus resultierenden 
geeigneten Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen (ggf. Schaffung von Ersatzquartieren u.a.) 

➢ Für den potenziell möglichen Verlust von Wochenstubenquartieren von Fledermäusen und Brut-

möglichkeiten für Vogelarten ist durch Ausgleichsmaßnahmen Ersatz zu schaffen (künstliche 

Nisthilfen). 

4. Verlust von potenziellen Jagdhabitaten (Fledermäuse)  
Die Knicks an den Rändern des Gebietes werden als zu erhalten festgesetzt, damit bleibt auch die po-

tenzielle Funktion als Flugleitlinien für Fledermäuse erhalten.  

Die Rasenflächen am Gasthof und die Ackerbrache sind als mögliche Jagdhabitate für eine potenziell 

vorkommende lokale Fledermausfauna einzuordnen. Es befinden sich in der Umgebung insbesondere 

östlich des „Grüner Weges“ jedoch ausreichend geeignete Jagdhabitate, auf die die potenziell vorkom-

menden Populationen ausweichen können. Es wird daher nicht von einer Verschlechterung des heuti-

gen Zustandes ausgegangen. Der Verlust der Flächen wird nicht als essenziell eingestuft, da die Arten 

auf benachbarte Freiflächen ausweichen können.  

Ein Verbotstatbestand durch den Verlust potenzieller Jagdhabitate nach § 44 (1) S. 2 BNatSchG wird für 

die Arten des Anhang IV der FFH-Richtlinie (Fledermäuse) hier nicht erwartet. 
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5. Entwertung der innenliegenden, erhaltenen Knicks/Funktionsverlust durch Störungen  

Insbesondere für die potenziell vorkommenden Charaktervogelarten von halboffenen Knicklandschaf-

ten im oder am Rand von Siedlungsbereichen (Gilde der Gehölzbrüter) reduziert sich die Bedeutung der 

innerhalb des Gebietes erhaltenen Knicks und Gehölze als potenzielles Habitat, da die Knicks zukünftig 

überwiegend innerhalb des Siedlungsgebietes verlaufen werden mit beiderseitig angrenzender Wohn-

bebauung (Heranrücken der Bebauung bzw. der Verkehrswege verbunden mit dauerhaften Störungen 

und Überformungen). Dies führt hier zu einer indirekten und kurz- bis mittelfristig wirksamen Beein-

trächtigung, was als erhebliche Auswirkung einzustufen ist. 

➢ Die Entwertung ist durch eine orts- und zeitnahe Neuanlagen von Knicks auszugleichen. 

➢ Hier ist eine Entwidmung der Knicks als geschützte Biotope vorgesehen, was laut Runderlass im 

Verhältnis 1 : 1 durch Knickneuanlagen auszugleichen ist. 

6. Störung lichtempfindlicher Fledermausarten 

Für lichtempfindlichen Fledermausarten gilt neben obigen potenziellen Beeinträchtigungen auch, dass 

die verbleibenden linearen Leitstrukturen der Gehölze oder die Bereiche um potenzielle Quartiere in 

Einzelbäumen zukünftig beleuchtet werden könnten, was die dauerhafte Nutzung für Fledermäuse er-

heblich erschwert (Lichtimmissionen).  

➢ Im gesamten Plangebiet ist eine fledermaus- und insektenfreundliche Beleuchtung zu installieren, 

welche eine Lichtstärke von 2.700 Kelvin sowie eine Wellenlänge von 540 nm nicht übersteigt. 

 
5.4.2.6 Bewertung der Umweltauswirkungen bei Plandurchführung und Vermeidungsmaßnah-

men 

Die genannten Auswirkungen sowohl in der Bauphase als auch durch die dauerhaften Auswirkungen 

der Planungen durch die verstärkte Nutzung der Flächen sind bezüglich der potenziell vorkommenden 

artenschutzrechtlich relevanten Tierarten als erheblich einzustufen und daher zwingend zu vermeiden 

bzw. ausgleichspflichtig.  

Bei Durchführung des Vorhabens kann ein Eintreten von Verbotstatbeständen für die potenziell be-

troffene Tierwelt vermieden werden durch die Festsetzung und Umsetzung einer Reihe von Schutz- und 

Vermeidungsmaßnahmen: 

➢ AV 11 Besatzkontrolle und ökologische Baubegleitung bei Abrissarbeiten  

Durchführung einer Besatzkontrolle bezüglich Fledermausvorkommen und Brutvögeln vor Abriss 

von Gebäuden (ökologische Baubegleitung). Ggf. resultieren daraus weitere geeignete Schutz-, Ver-

meidungs- und Ausgleichsmaßnahmen (Bedarf einer Einzelfallbetrachtung) oder Negativnachweis 

von Brutvorkommen/Wochenstubenquartieren. 

➢ AV 2 Besatzkontrolle und ökologische Baubegleitung vor Fällung von Großbäumen/Obstbäumen  

Die Großbäume und die Obstbäume (jeweils Bäume mit einem Stammdurchmesser von > 20 cm) 

sind vor einer Fällung auf Besatz mit Fledermäusen zu kontrollieren/Endoskopie. Dies ist mittels 

Endoskopie vor der beginnenden Wochenstubenzeit (01.03. bis 15.05.) oder vor der beginnenden 

Winterruhe (01.08. bis 30.11.) durchzuführen. Sollte ein Besatz festgestellt werden, sind weitere 

Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen notwendig (Bedarf einer Einzelfallbetrachtung).  

  

 
1 AV = Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahme 
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➢ AV 3 Bauzeitenregelung zu Baumfällungen (Brutvögel (Gehölzbrüter) und Fledermäuse) 

Alle Fällungen von Bäumen einschließlich der Obstbäume sind in einem Zeitraum durchzuführen, in 

dem sich nachweislich keine Brutvögel und/oder Fledermäuse in den Gehölzen aufhalten (Winter-

ruhe). Dieser Zeitraum erstreckt sich vom 01.12. bis zum 28./29.02. des Folgejahres. 

➢ AV 4 Bauzeitenregelung zur Baufeldfreimachung/Knickrodung 

Alle übrigen Arbeiten zur Baufeldfreimachung (Fällung und Rodung der sonstigen Gehölze, Knicks-

trecken, Beseitigung der Vegetationsstrukturen) sind nur im Zeitraum zwischen dem 01.10. und 

dem 28./29.02. des jeweiligen Folgejahres (d.h. außerhalb der Vogelbrutzeit) durchzuführen.  

Abweichungen vom Bauzeitenfenster sind nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der zustän-

digen UNB zulässig. Sofern aus belegbaren Gründen die Einhaltung der Bauzeitenregelungen nicht 

möglich ist, sind der UNB zum einen die betriebsbedingten Gründe durch den Antragsteller darzu-

legen, zum anderen ist durch eine Umweltbaubegleitung fachlich darzustellen, wie Besatzkontrollen 

und Vergrämungsmaßnahmen durchzuführen sind. 

➢ AV 5 Vermeidung von Baustellenbeleuchtungen und nächtlichen Arbeiten  

Zum Schutz von lichtempfindlichen Fledermausarten sind nächtliche Arbeiten bzw. ist eine nächtli-

che Baustellenausleuchtung unzulässig. 

➢ AV 6 Fledermaus- und insektenfreundliche Beleuchtung der Planstraßen 

Lampen der Außen- und Straßenbeleuchtung sind aus Gründen des Fledermaus- und Insektenschut-

zes mit LED-Lampen auszustatten, deren Lichtfarbtemperatur maximal 2700 Kelvin und eine Wel-

lenlänge unter 540 nm aufweist. Der Abstrahlwinkel der Lampen soll maximal 80° betragen (bezo-

gen auf die Senkrechte zur Geländeoberfläche). Im Bereich der Knicks sollen die Lampen von diesen 

abgewandt ausgerichtet werden. 

Die unvermeidbaren Beeinträchtigungen durch den Abriss von Gebäuden, die Fällung/Rodung von Ge-

hölzen und die genannten dauerhaften Auswirkungen durch die veränderte Nutzung der Flächen (ins-

besondere die Entwertung von Knicks) sind als erheblich einzustufen und daher zwingend ausgleichs-

pflichtig. Zur Kompensation der Eingriffe sind vorgesehen: 

➢ AA 1 Knickneuanlage 

Die zusätzlich zur Erhaltung bestehender Strukturen erforderliche orts- und zeitnahe Neuanlagen 

von Knicks wird unter dem Schutzgut Pflanze genauer erläutert.  

➢ AA 2 Bedarfsposition zu AV 1 und AV 2: Schaffung künstlicher Nisthilfen  

Für den potenziell möglichen Verlust von Wochenstubenquartieren von Fledermäusen und Brut-

möglichkeiten für Vogelarten bei Abriss von Gebäuden und Fällung von Bäumen ist durch Aus-

gleichsmaßnahmen Ersatz zu schaffen (Schaffung von Ersatzquartieren durch künstliche Nisthilfen 

u.a.) Der Verlust einer Wochenstube wäre im Verhältnis 1:3 auszugleichen. 

 

Bei Umsetzung der aufgeführten Vermeidungs- und artenschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen 

können Verbotstatbestände für die Arten des Anhang IV der FFH-Richtlinie nach § 44 (1) S. 2 BNatSchG 

vermieden bzw. ausgeschlossen werden.  
 

In Bezug auf die nur allgemeine Bedeutung der Flächen für die übrige Tierwelt werden die Auswirkungen 

als nicht erheblich eingestuft. Die potenziell vorkommenden Arten finden in der Umgebung genügend 

geeignete Bereiche und Strukturen, in die sie ausweichen können. 
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5.4.3 Schutzgut Pflanze und biologische Vielfalt 

Der Naturraum im Plangebiet gehört zur Geest, hier der Holsteinischen Vorgeest. Als heutige potenziell 

natürliche Vegetation würde sich ein Drahtschmielen-Buchenwald im Komplex mit Sandbirken-(Buchen) 

-Stieleichenwald, örtlich mit Flattergras-Buchenwald einstellen.  

 

5.4.3.1 Ausgangszustand 

Im Planungsgebiet treten folgende Biotoptypen auf: 

• Acker, z.Zt. brach liegend (AAu) 

• typischer bis durchgewachsener Knick (HWy und HWb), teilweise mit gebietsfremden Gehölzen 

(HWx)  

• heimische Laubbäume (HEy) und Obstgehölze (HEo) im Freiraum rund um den Gasthof  

• sonstige Gebüsche aus heimischen Laubgehölzen (HBy) und urbane Gebüsche (SGf) z.gr.T. mit ge-

bietsfremden Arten im Bereich der Hof- und Gartenflächen des Gasthofes 

• ruderale Gras- und Staudenfluren (RHg) auf dem Wall zum Acker 

• alte Bausubstanz im besiedelten Bereich (SXa) mit Gaststätte, alter Scheune, Schuppen und Garten-

flächen (SGo, SGr)  

• vollversiegelte, teilversiegelte und vegetationsfreie/arme Flächen im besiedelten Bereich der Stell-

plätze am Gasthof, Hofauffahrt am Gasthof sowie Zuwegung zum Schießstand, Lagerflächen u.a. 

(SVs, SVt, SVl, SXy). 

• intensiv gepflegte Rasenbankette (SVi) entlang der „Dorfstraße“ mit Straßenbäumen (Bergahorn) 

• Feldsteinmauer (SXm) entlang des Gartens am Gasthof zur „Dorfstraße“ hin.  

Die vorhandene Bebauung mit Wohnhaus und Gasthof, umgeben von Garten-, Hof- und Stellplatzflä-

chen liegen im westlichen Teilbereich an der „Dorfstraße“. Die urbanen Gebüsche, sonstigen Laubge-

hölze und Ruderalflächen finden sich an den Rändern im hinteren Teil des Gasthofgeländes. Nach Osten 

schließt der Acker mit umgrenzenden Knicks an. 

Vorkommen besonders geschützter Pflanzenarten sind hier nicht bekannt und nicht zu erwarten. 

Ackerbrache (AAu) 

Der größte Teil des Plangebietes ist als Acker entwickelt, der z.Zt. brach liegt. Es hat sich eine entspre-

chende Ackerunkrautflur eingestellt sowie einiger Gehölzjungwuchs. 
 

Knicks / Redder (HWy und HWb, HWx, §)  

Die Knicks/Redder im Geltungsbereich verlaufen an den Grundstücksgrenzen des Flurstücks bzw. bereits 

außerhalb (Südrand im B-Plan 15) und entlang des Grünen Weges (dort als Redder). Die Knicks sind 

weitgehend durchgewachsen (HWb; streckenweise noch typischer Knick, HWy) und werden dominiert 

durch heimische Arten mit einigen Überhältern vor allem aus Stiel-Eiche, teilweise Buche. Die Wälle sind 

weitgehend intakt und der Gehölzbewuchs setzt sich aus regional typischen Arten zusammen wie: viel 

Buche und Stieleiche, daneben Hasel, Vogelkirsche, Hainbuche, Eingriffliger Weißdorn, Salweide, Berg-

ahorn, Schwarzer Holunder, Sandbirke, Waldgeißblatt und Brombeere, in der Nähe zum Gasthof auch 

Flieder. Die Krautschicht ist dominiert durch Gräser und nitrophilen Krautwuchs.  
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Abbildung 22: Lage der Biotoptypen im Plangebiet 

Als invasive gebietsfremde Art tritt viel späte Traubenkirsche auf (HWx). Einzelne Abschnitte sind durch 

die angrenzende Bebauung überformt (starker Rückschnitt, Ablagerung von Gartenabfällen und Reisig 

und Pflanzung nicht heimischer Koniferen u.a.) 

Knicks unterliegen dem gesetzlichen Biotopschutz gem. § 30 (2) Nr. 2 BNatSchG i.V.m. § 21 (1) Nr. 4 

LNatSchG. 
 

Sonstige Gebüsche aus heimischen Laubgehölzen (HBy) und urbane Gebüsche (SGf) z.gr.T. mit gebiets-

fremden Arten im Bereich der Hof- und Gartenflächen des Gasthofes 
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Am nördlichen Rand des Gasthofgeländes ist ein knickartiger, linearer Gehölzgürtel (SGf) angelegt wor-

den. Hier sind vor allem Ziergehölze angepflanzt wie Flieder, Schneebere, teilweise Kirschenarten u.a.. 

Im südlichen Bereich des Gasthofgeländes befinden sich weitere urbane Gebüsche mit gebietsfremden 

Ziergehölzarten wie Ilex, späte Traubenkirschen, Essigbaum, Latschenkiefern, Buchs, Hasel u.a.. 

Zwischen den Schuppen und hinter der alten Scheune hat sich ein Pioniergebüsch (HBy/SGf) aus später 

Traubenkirsche, Hasel, Flieder, Stieleiche, Ilex, Brombeere und Himbeere entwickelt, ergänzt durch Nit-

rophyten wie Brennnessel, Giersch u. a.. 
 

Ruderale Gras- und Staudenfluren (RHg)  

Der Wall zwischen Ackerfläche und Gasthofgelände ist mit einer ruderalen Gras- und Krautflur (RHg) 

bewachsen. Sie ist durch Gräser dominiert, teilweise ergänzt von Brennnessel (Nitrophytenflur) und 

sehr kleinflächig Schilf.  
  

Heimische Laubbäume (HEy) und Obstgehölze (HEo) im Freiraum rund um den Gasthof  

Im Bereich des Gasthofes und umgebenden Garten- und Hofflächen stehen neben diversen Obstbäu-

men einige einzelne Laubbäume. Hier sind im Vorfeld des Gasthofes vor allem eine mächtige ortsbild-

prägende Buche hervorzuheben sowie eine Eiche, eine Buche und im hinteren Bereich eine Rosskasta-

nie, eine Winterlinde, zwei Eichen und eine Buche. 

 

 
Abbildung 23: ortsbildprägende Buche und Eiche am Gasthof 
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Abbildung 24: erhaltenswerte Einzelbäume im Plangebiet 

 

Tabelle 10: Einzelbäume und Knicküberhälter im Plangebiet 

Nr. Baumart Stamm-Ø, Kronen-Ø 

1 Buche 1,2 m / 17 m 

2 Stieleiche 0,5 m / 12 m 

3 Bergahorn 0,3 m / 8 m 

4 Bergahorn 0,2 m / 4 m 

5 Bergahorn 0,2 m / 4 m 

6 Roßkastanie 0,6 m / 12 m 

7 Roßkastanie 0,2 m / 6 m 

8 Birke 0,4 m / 8 m 

9 Stieleiche 0,2 m / 7 m 

10 Stieleiche 0,2 m / 5 m 

11 Buche 0,3 m / 7 m 

12 Winterlinde 0,3 m / 7 m 

13 Buche  0,3 m / 7 m 

14 Bergahorn  0,3 m / 6 m 

15 Bergahorn 0,3 m / 6 m 

 Knicküberhälter  

16 2 Buchen, 1 Eiche 0,3/0,3/0,4 m / 6-7 m 

17 Eiche 0,3 m / 6 m 

18 Vogelkirsche 0,3 m / 7m 

19 Buche 0,6 m / 12 m 

20 diverse Eichen und Buchen 0,2 – 0,5 m / 5-12 m 

21 Bergahorn 0,2 m / 4 m 

22 Buche 0,4 m / 10 m 

23 5 Buchen und Eichen 0,3 m / 7-8 m 

24  Buche 0,3 m / 7 m 

25 1 Birke und 1 Eiche 0,4/0,3 m / 7 m 

26 Bergahorn 0,2 m / 5 m 

27 3 Weiden 0,3 m / 7-8 m 
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Siedlungsbebauung mit alter Bausubstanz (SXa) sowie einfach strukturierten Gartenflächen (SGo, SGr) 

und Feldsteinmauer (SXm) 

Die Gaststätte mit zugehöriger alten Scheune und Schuppen ist ein älteres Gebäude in traditioneller 

Bauweise (SXa) im besiedelten Bereich. Zur „Dorfstraße“ hin wird der zugehörige Garten (SGo) mit Be-

tonzierteich und viel Nadelgehölzen von einer alten Feldsteinmauer (SXm) abgegrenzt. Die Gartenflä-

chen nördlich und hinter dem Gasthof sind vor allem durch großflächige Rasenanlagen gekennzeichnet, 

teilweise ergänzt durch Obstgehölze. 

Abbildung 25: Alter Gasthof, Feldsteinmauer 

Hoffläche, Stellplatzbereiche (SVs, SVt) und sonstige vegetationsarme Flächen (SLy, SXy) 

Zur „Dorfstraße“ hin ist der Hof- und Stellplatzbereich am Gasthof im Wesentlichen durch vegetations-

freie/arme Flächen im besiedelten Bereich geprägt, die teilweise als altes Kopfsteinpflaster (SVt) vorlie-

gen, teilweise in wassergebundene Decke (SVt) und partiell als vollversiegelte Flächen (SVs), im hinteren 

Bereich auch als Lagerflächen (SLy) und sonstige vegetationsarme Fläche (SXy). Diese Flächen sind ins-

gesamt wenig bzw. gar nicht als Pflanzenstandorte geeignet. 

Der Zugang zum Schießstand am Südrand von der „Dorfstraße“ aus ist als vollversiegelter Plattenweg 

ausgebildet.   

Schießstand (SEw) 

Am Südrand befindet sich der Schießstand, dessen Dach teilweise als Grasdach angelegt ist. 

Intensiv gepflegte Rasenbankette (SVi) 

Die „Dorfstraße“ wird von einer intensiv gepflegten Rasenbankette (SVi) mit Straßenbäumen (Berg-

ahorn) entlang des Fußweges begleitet. 

Außerhalb des Geltungsbereiches folgen Einzel- und Doppelhausbebauungen (SBe) mit überwiegend 

einfach strukturierten Gärten (SGo, SGb, SGz) sowie im Nordosten ein Kinderspielplatz (SEk). 

 

5.4.3.2 Vorbelastungen  

Beeinträchtigungen ergeben sich hier durch die intensive Nutzung und Pflege auf allen Flächen und 

durch Stoffeintrag sowie partiell durch die Überformung der vorhandenen Knicks. 

 

5.4.3.3 Bewertung der Ausgangssituation 

Seltene und besonders geschützte Pflanzenartenvorkommen sind im Plangebiet nicht bekannt und wur-

den auch nicht vorgefunden. Der überwiegende Teil des Planungsraumes ist als eher artenarmes 
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Ackerland bzw. als Rasen- und Hofflächen entwickelt mit einer insgesamt geringen Artenvielfalt. Erhöht 

wird die Biodiversität insbesondere auch für die potenziell auftretende Tierwelt durch die an den Rän-

dern vorhandenen Knicks mit insgesamt höherer Biodiversität.  
 

Das Plangebiet ist nicht Teil des landesweiten Biotopverbundsystems. Die Knicks an den Rändern des 

Gebietes stellen jedoch lineare Lebensräume mit lokaler Bedeutung für das örtliche Biotopverbundsys-

tem dar.   

Die Ackerfläche und die Hof- und Gartenflächen der vorhandenen Bebauung besitzen aufgrund der in-

tensiven Nutzungen und vorhandenen Ausprägung eine allgemeine Bedeutung für das Schutzgut Pflan-

zen und für die Biodiversität.  

Die Knicks dienen der örtlichen Vernetzung und sind gem. § 30 (2) Nr. 2 BNatSchG i.V.m. 

§ 21 (1) Nr. 4 LNatSchG als besonders geschützte Biotope erfasst und besitzen damit eine besondere 

Bedeutung für das Schutzgut Pflanze und die Biodiversität. Eingriffe hier sind unzulässig und bedürfen 

in Ausnahmefällen einer gesonderten Genehmigung seitens der zuständigen Naturschutzbehörde. 

Des Weiteren sind die oben genannten schutzwürdigen Einzelbäume Stammdurchmesser mind. 30 cm 

(Buche, Eichen, Bergahorne, Rosskastanie, Birke, Winterlinde) als erhaltenswerte Einzelbäume einzu-

ordnen. 

 

5.4.3.4 Umweltzustand bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planungsabsichten, der sog. „Nullvariante“ würden die Flächen wahrschein-

lich weiterhin so genutzt bzw. gepflegt werden wie bislang (Acker, Knicks, Hofflächen und Garten).  

Die Lebensräume für alle vorkommenden Pflanzenarten blieben damit kurzfristig weitgehend in ihrem 

heutigen Zustand unverändert erhalten und würden sich mittelfristig entsprechend weiterentwickeln.  

5.4.3.5 Prognose zu den Auswirkungen bei Plandurchführung 

Tabelle 11: Übersicht/Checkliste zur Prognose zum Schutzgut Pflanze und Biodiversität gemäß Anlage 1 BauGB Abs. 2b 

Abs. 2b Aussagen zum Thema Einstufung der Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Pflanze 

und die Biodiversität 

Nr. aa)  Neubau- und Abrissarbeiten - überwiegend nicht erheblich durch Neuversiegelungen, da 

Flächen mit allgemeiner Bedeutung 

- erheblich in Bezug auf Knickdurchbrüche und einige Einzel-

bäume für geplante Verkehrswege und Fußwege 

→ Genehmigung und Ausgleich erforderlich 

- potenziell erheblich während der Bauphase 

→ Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen während der Bau-

phase notwendig 

Nr. bb) Nutzung der natürlichen Res-

sourcen 

-  erheblich in Bezug auf alle vorhandenen Knicks und einige 

Einzelbäume (Entwertung /Fällung/Rodung) 

→ Entwidmung der Knicks ist vorgesehen, Knickdurchbrüche 

→ Genehmigung und Ausgleich erforderlich 

→ Schutzmaßnahmen während der Bauphase notwendig 

- im Übrigen nicht erheblich, da Flächen mit allgemeiner Be-

deutung 

Nr. cc) Art und Menge an Emissionen 

u.a. 

Emissionen sind nicht quantifizierbar im B-Plan, da die Art und 

Menge an entstehenden Emissionen nicht bekannt sind. 

Nr. dd) Art und Menge der erzeugten 

Abfälle usw. 

nicht quantifizierbar im B-Plan,  
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- qualifizierte und quantifizierbare Angaben zu noch nicht ge-

nauer bekannten Maßnahmen während der Bauphase, der Art 

und Menge erzeugter Abfälle und deren Auswirkungen auf die 

Umwelt können auf der Ebene des B-Plans nicht getroffen wer-

den.  

Nr. ee) Risiken für Gesundheit, Umwelt 

und kulturelles Erbe 

nicht erheblich  

Nr. ff) Kumulierende Auswirkungen 

durch benachbarte Vorhaben 

- erheblich bezüglich der Knicks durch das Heranrücken der 

Siedlung von beiden Seiten an die vorhandenen Knicks (Entwer-

tung) 

→ Entwidmung der Knicks vorgesehen 

→ Genehmigung und Ausgleich erforderlich 

- im Übrigen nicht relevant, die Bebauung im nördlich und süd-

lich angrenzenden Gebiet ist bereits vorhanden  
Nr. gg) Auswirkungen auf das Klima und 

Anfälligkeit im Klimawandel 

gering, keine über das unvermeidliche Maß hinausgehenden 

erheblichen Auswirkungen und keine besondere Anfälligkeit  

Nr. hh) eingesetzte Stoffe und Techni-

ken 

nicht quantifizierbar im B-Plan,  

- es wird davon ausgegangen, dass im Rahmen der zukünftigen 

baulichen Maßnahmen nur rechtlich anerkannte und allgemein 

häufig verwendete Techniken und Stoffe angewandt bezie-

hungsweise eingesetzt werden.  

 

Artenschutzrechtlich relevante Pflanzenarten sind vom Vorhaben nicht betroffen.  

 

Die veränderte Nutzung der Flächen führt insgesamt zu nachhaltigen Verschiebungen und Veränderung 

als Pflanzenstandorte/Biotoptypen und für die Biodiversität. Die linearen und flächigen Biotoptypen 

(ohne Gehölzbestände) wie der Acker (AAu), die Rasen- und sonstigen Gartenflächen (SGo, SGr) und die 

weitgehend vegetationsfreien, teil- und vollversiegelten Flächen werden weitgehend überbaut.  

Ausgleichspflichtige Eingriffe erfolgen hier in Knickabschnitte und durch die Fällung von Einzelbäumen, 

was bereits während der Bauphase eintritt und dauerhaft wirksam wird. 

Als Wirkfaktoren sind insbesondere Folgende zu nennen: 

− die Räumung/Verlust der Vegetationsdecken und von Lebensräumen 

− die Beschädigung/Fällung/Verlust von Gehölzstrukturen (Knickteilstrecken, Einzelbäume, sonstige 

Gehölzflächen) 

− Beeinträchtigungen/Artenverschiebungen auf Baunebenflächen  

− indirekte Entwertung/Überformung der zwischen den Bauflächen und der vorhandenen Siedlung 

liegenden zu erhaltenden naturschutzrechtlich geschützten Knicks.  

 

Auswirkungen auf das Schutzgut Pflanze und die Biodiversität während der Bauphase 

1. Beschädigung von Gehölzstrukturen während der Bauphase 

Während der Bauarbeiten sind Beschädigungen von Gehölzstrukturen sowohl durch Baumaschinen als 

auch durch Materiallagerungen u.a. möglich. Dies wären erhebliche Auswirkungen, die durch geeignete 

Maßnahmen zu vermeiden sind. 

➢ Hinweis auf Beachtung der Vorschriften der DIN 18920, der RAS- LG4 und der ZTV- Baumpflege bei 

der Bauausführung zum Schutz der Gehölzstrukturen während der Bauarbeiten.  
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2. Beeinträchtigung auf Nebenflächen während der Bauphase 

Auf Nebenflächen der Baubereiche ist darüber hinaus mit indirekten und weiteren direkten vorrüber-

gehenden Beeinträchtigungen zu rechnen durch das Befahren mit Baustellenfahrzeugen, Materiallage-

rungen, Zwischenlagerung von Böden und anderen Stoffen (ggf. auch Abfallstoffen). Nach Abschluss der 

Bauphase werden die Nebenflächen als Pflanzenstandorte wiederhergestellt und neu geordnet und be-

pflanzt bzw. eingesät. Gleichzeitig ist in der Bauphase auch mit dem Auftreten und Aufwirbeln von Stäu-

ben und Emissionen durch die Baustellenfahrzeugen und Bodenbewegungen zu rechnen.  

➢ Die betroffenen Flächen besitzen lediglich eine allgemeine Bedeutung als Pflanzenstandorte und 

die Auswirkungen sind vorübergehend und damit als nicht erheblich einzustufen.  
 

3. Fällung von Bäumen und Rodung von Knicks 

Bereits während der Bauphase wird teilweise durch Fällung und Rodung von Knickstrecken an den Rän-

dern des Gebietes für die Zufahrt zur Planstraße 1 und Durchbrüchen für die Planstraße 3 und zwei 

Fußwege (zum Kinderspielplatz und zum Anschluss an das B-Plangebiet Nr. 15) eingegriffen.  

Darüber hinaus gehen einige Einzelbäume verloren. Hierbei bleiben Obstbäume unberücksichtigt. 

Alle an geplante Straßen und Bauflächen angrenzenden Großbäume, die in ihrem Wurzelraum von den 

Überplanungen betroffen sind, werden ebenfalls als abgängig betrachtet. Die Freihaltung der Kronen-

traufbereichs der Bäume zzgl. 1,5 m von jedweden Eingriffen ist dort bei Umsetzung der Planungen 

nicht möglich.  

Alle genannten Auswirkungen sind als erheblich einzuordnen und damit ausgleichspflichtig. Dies betrifft 

hier folgende Gehölze: 

• Knickdurchbruch am „Grüner Weg“ 

• Knickdurchbruch zum Kinderspielplatz 

• Knickdurchbruch für den Fußweg zum Anschluss an das B-Plangebiet Nr. 15 

• Knickdurchbruch für Planstraße 3 

sowie folgende Einzelbäume (Hinweis: Obstbäume und Bäume mit Stamm-Ø < 15 cm bzw. < 30 cm im 

Knick werden nicht berücksichtigt): 

Nr. Baumart Stamm-Ø, Kronen-Ø / 

Stammumfang 

Erforderliche Ausgleichs-

größe laut Knickerlass 

2 Stieleiche, ortsbildprägend 50 cm / 12 m / 157 cm 3 Stieleichen 

3 Bergahorn, ortsbildprägend 26 cm / 8 m / 81 cm 1 Bergahorn 

9 Stieleiche, ortsbildprägend 23 cm / 7 m / 72 cm 1 Stieleiche 

10 Stieleiche, Ensemble 17 cm / 5 m / 53 cm 1 Stieleiche 

11 Buche, ortsbildprägend 32 cm / 7 m / 101 cm 2 Buchen 

20 Bäume im Knick für Durchbruch Planstraße 1  Knickneuanlage 1 : 2 
 

➢ Die übrigen Knickstrecken sollen entwidmet werden, die Knickgehölze werden als Gehölzstreifen 

und Einzelbäume innerhalb einer Grünfläche als zu erhalten festgesetzt.  

➢ Die weiteren ortsbildprägenden Großbäume und erhaltenswerten Bäume sind ebenso wie die Über-

hälter in den Knicks ab 30 cm Stammdurchmesser als zu erhalten festzusetzen (Nr. 1, 6, 7, 12-15, 

16-19 im Knick, Knickbäume Nr. 20 teilweise, 22-25, 27). Obstbäume bleiben unberücksichtigt. 

➢ Eingriffe in Knicks und ortsbildprägende Einzelbäume sind grundsätzlich genehmigungspflichtig und 

sind gesondert bei der Unteren Naturschutzbehörde zu beantragen. Dies betrifft hier neben den 

Knickdurchbrüchen und Knickentwidmungen die Bäume Nr. 2, 3 und Nr. 9-11 (Knickentwidmung 
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siehe auch Punkt 5). Die übrigen Bäume werden abgesehen von den großen Knicküberhältern nicht 

als ortsbildprägend eingeordnet. 

➢ Eingriffe in Knicks für Durchbrüche sind durch Knickneuanlagen im Verhältnis 1 : 2 auszugleichen.  

➢ Eingriffe in den Großbaumbestand sind durch Neupflanzungen gemäß Knickerlass auszugleichen. 

 
Betriebsbedingte Auswirkungen auf Pflanzen und die Biodiversität 

4. Verlust von Lebensräumen 

Die Flächen werden weitgehend überbaut. Die veränderte Nutzung der Flächen führt insgesamt zu 

nachhaltigen Veränderungen als Pflanzenstandorte/Biotoptypen und für die Biodiversität. Die nicht 

überbauten oder für Nebenanlagen überplanten Bereiche werden nach Abschluss der Bauphase als Gär-

ten und Grünflächen wiederhergestellt und neu bepflanzt bzw. eingesät.  

➢ Die meisten betroffenen Flächen (außer Knicks) besitzen lediglich eine allgemeine Bedeutung als 

Pflanzenstandorte und die Auswirkungen sind dort damit als nicht erheblich einzustufen. Ein Aus-

gleichserfordernis für das Schutzgut Pflanze ergibt sich hierbei nicht. 
 

5. Indirekte Beeinträchtigungen durch Entwertung von Biotopflächen 

Mit einer indirekten und kurz- bis mittelfristig wirksamen Beeinträchtigung der verbleibenden, zu erhal-

tenden Knicks an den Rändern ist durch die späteren Nutzer zu rechnen (Vereinnahmung und Überfor-

mungen). Da die Knicks am Nord- und Südrand zukünftig innerhalb des Siedlungsgebietes verlaufen 

werden mit beidseitig angrenzender Wohnbebauung sind Entwertungen der verbleibenden Knickstruk-

turen an allen Rändern regelmäßig zu erwarten (Stoffeintrag, häufigeres Knicken, Entfernung der Vege-

tation, Ersatz der Vegetation, Mitnutzung der Flächen u.a.). Gleichzeitig wird aufgrund der Lage der 

Baufenster auch ein ausreichender Schutzabstand zwischen Knickfuß und baulichen Anlagen voraus-

sichtlich nicht überall eingehalten. Dieser beträgt 1x die zulässige Firsthöhe der baulichen Anlage zum 

Knickwallfuß. Insgesamt sind die zu erwartenden Beeinträchtigung daher an allen Knickstrecken am 

Rand als erhebliche Auswirkungen einzustufen. 

Hier ist daher eine Entwidmung der Knicks im Geltungsbereich vorgesehen, da eine Kontrolle und Pflege 

zur Erhaltung der Knicks mit Schutzzone durch die Gemeinde bzw. beauftragter Dritter bei der späteren 

angrenzenden Wohnnutzung kaum möglich ist. Als ausgeglichen können Beeinträchtigungen gelten, 

wenn die betroffenen Knicks als „Grünfläche“ gemäß § 9 Absatz 1 Nummer 15 BauGB - ggf. mit Erhal-

tungsfestsetzungen für Bäume und Sträucher gemäß § 9 Absatz 1 Nummer 25b BauGB - ausgewiesen 

werden und ein externer Ausgleich im Verhältnis 1 : 1 für die entwidmeten Knicks erfolgt. Der südliche 

Knick wird in den Geltungsbereich mit einbezogen, da auch hierfür vergleichbare Auswirkungen zu er-

warten sind. 

➢ Einrichtung und Ausweisung von 3m breiten Schutzstreifen zum Knickfuß und Lage innerhalb von 

Grünflächen  

➢ Genehmigung zur Entwidmung der Knicks durch die UNB erforderlich 

➢ Ausgleich der Entwidmung durch Neuanlage von Knicks im Verhältnis 1 : 1. 

 

5.4.3.6 Bewertung der Auswirkungen bei Plandurchführung auf das Schutzgut Pflanze und die Bio-
diversität 

Die Eingriffe in Gehölzbestände (Großbäume. Knicks) sind als erheblich einzustufen. Sie sind gemäß der 

naturschutzrechtlichen Eingriffs-/Ausgleichsregelung auszugleichen.  
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Die weiteren beschriebenen Auswirkungen sind durch Schutz- und Minimierungsmaßnahmen großen-

teils vermeid- und minimierbar. Bei Einhaltung der weiter unten aufgeführten Schutz- und Minimie-

rungsmaßnahmen sind dann keine weiteren negativen Auswirkungen auf das Schutzgut Pflanze und die 

Biodiversität zu erwarten und die unvermeidbaren Eingriffe sind als nicht erheblich und ausgleichbar 

einzustufen.  

 

Schutz-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen  

Die Auswirkungen durch die Überbauung und veränderte Nutzung der Flächen kann minimiert werden 

durch: 

➢ PV 1 Einrichtung von Schutzstreifen 

Einrichtung von 3m breiten Schutz- und Pufferzonen ab Knickfuß entlang der entwidmeten Knicks 

(Schutzstreifen). Die Schutzstreifen sind während der Bauphase von Ablagerungen und vom Befah-

ren freizuhalten und ggf. abzuzäunen.  

Die Schutz- und Pufferzonen werden in der Planzeichnung als Grünflächen mit der Zweckbestim-

mung Schutzstreifen (S) festgesetzt und sind als unversiegelte Grünflächen zu entwickeln. Bauliche 

Anlagen, Versiegelungen jeder Art, Aufschüttungen und Abgrabungen sind dort unzulässig. 

➢ PV 2 Entwidmung von Knickstrecken  

Für alle Knickstrecken im Geltungsbereich des B-Plangebietes ist vorgesehen, sie als geschützte 

Biotope im Sinne des § 30 BNatSchG zu entwidmen. Hierfür ist eine Genehmigung bei der UNB des 

Kreises Segeberg einzuholen und gleichwertiger Ersatz durch Knickneuanlagen im Verhältnis 1 : 1 

zu schaffen – hier in der näheren Umgebung (vgl. hierzu Kap.5.5.2).  

Die entwidmeten Knickstrecken werden in der Planzeichnung als Gehölzstreifen und zu erhaltende 

Einzelbäume innerhalb von Grünflächen entlang der Grundstücksgrenzen festgesetzt. Sie sind 

dauerhaft zu erhalten und bei Ausfall zu ersetzen. 

➢ PV 3 Erhaltungsbindung für Einzelbäume 

Die gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB zur Erhaltung festgesetzten Bäume sind dauerhaft zu erhalten. 

Während der Baumaßnahmen sind sie gemäß den Bestimmungen der DIN 18920 zu schützen. Hier  

ist ggf. ein fachgerechter Rückschnitt vor Baustellenbeginn zur Vermeidung von Beschädigungen im 

Kronenraum durchzuführen. Gleichzeitig ist eine Lagerung von Material und ein Abstellen von Bau-

fahrzeugen im Wurzel- und Kronenraum + umlaufend 1,5 m um die zu erhaltenden Einzelbäume 

unzulässig.  

Bei Abgang von Bäumen, für die der Bebauungsplan eine Erhaltungsbindung festsetzt, ist gleichar-

tiger Ersatz (Hochstamm, mind. 3xv.m.B., Stammumfang mind. 16-18 cm) zu pflanzen.  

➢ PV 4 Beachtung der Vorschriften der DIN 18920/ der RAS- LG4/ ZTV- Baumpflege (Baum- und Ge-

hölzschutz) 

Zum Schutz des zu erhaltenden Baumbestandes insbesondere während der Bauarbeiten sind die 

Vorschriften der DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei 

Baumaßnahmen“, der RAS- LG4, „Richtlinie für die Anlage von Straßen, Teil Landschaftsgestaltung, 

Abschnitt 4 Schutz von Bäumen und Sträuchern im Bereich von Baustellen“ und der ZTV- Baum-

pflege „Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Baumpflege“ bei der Bau-

ausführung zu beachten. 
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Ein Kompensationserfordernis für das Schutzgut Pflanze ergibt sich aufgrund unvermeidbarer Eingriffe 

durch: 

- die Rodung von Knickstrecken (geschützte Biotope),  

- die geplante Entwidmung und Entwertung aller Knickstrecken und  

- die Fällung ortsbildprägender Großbäume sowie sonstiger erhaltenswerter Einzelbäume (ohne Obst-

bäume).  

Hierfür sind rechtzeitig vor Baubeginn die erforderlichen Genehmigungen bei der unteren Naturschutz-

behörde einzuholen. 

➢ Ausgleichpflanzung durch Knickneuanlage 

1. Zum Ausgleich der Knickverluste sind orts- und zeitnahe Knickneuanlagen durch Neupflanzung 

von Ersatzknicks im selben Naturraum (hier: Geest) im Verhältnis 1 : 2 vorzunehmen.  

2. Zum Ausgleich der Knickentwidmung und Knickentwertung im Plangebiet sind orts- und 

zeitnahe Knickneuanlagen durch Neupflanzung von Ersatzknicks in räumlicher Nähe zum 

Vorhabengebiet im Verhältnis 1 : 1 vorzunehmen. 

Für die Ausgleichspflanzungen sind folgende Pflanzen zu verwenden: Feldahorn (Acer campestre), 

Hainbuche (Carpinus betulus), Hasel (Corylus colurna), Weißdorn (Crataegus monogyna), Wildapfel 

(Malus sylvestris), Eiche (Quercus robur), Hundsrose (Rosa canina), Schlehe (Prunus spinosa), 

Salweide (Salix caprea), Schwarzer Holunder (Sambucus nigra) und Vogelbeere (Sorbus aucuparia).  

➢ Kompensationspflanzung Großbäume 

Zum Ausgleich der Baumverluste von Einzelbäumen sind ortsnahe Neupflanzungen von Bäumen im 

Verhältnis gemäß Runderlass/Knickerlass abhängig vom Stammumfang vorzunehmen. Hier ist bis 

einem Meter Stammumfang (gemessen in einem Meter Höhe) des zu fällenden Baumes jeweils ein 

Ersatzbaum (Hochstamm, mind. 3xv.m.B., Stammumfang mind. 16-18 cm) zu pflanzen. Danach ist 

für jede weitere 50 cm Stammumfang des zu fällenden Baumes je ein weiterer Ersatzbaum gleicher 

Qualität vorzusehen.  

Bilanzierung der Eingriffe in das Schutzgut Pflanze 
Tabelle 12: Eingriffe in das Schutzgut Pflanze 

Eingriff in Biotoptyp Stamm-

umfang 

Ldm/   Verhältnis Eingriff/ 

Ausgleich bzw. Anzahl 

Erforderliche Aus-

gleichsgröße 

Entfernung von Knickstrecken 

- Planstraße 1 

- Planstraße 3 

- Fußweg zum Spielplatz 

- Fußweg zum Anschluss an 

das B-Plangebiet Nr. 15  

  

15 ldm 

7 ldm 

5 ldm 

5 ldm 

1 : 2 Neuanlage Knick 

30 ldm  

14 ldm 

10 ldm 

10 ldm 

Summe 64 ldm  
Entwidmung von Knickstrecken 

- Knick am Nordrand 

- Knick am „Grüner Weg“ 

- Knick am Südrand 

  

237 ldm 

  95 ldm² 

248 ldm 

1 : 1 Neuanlage Knick 

237 ldm 

  95 ldm 

248 ldm 

Summe 580 ldm 

 

Fällung von Einzelbäumen 

Stieleiche, ortsbildprägend 

Bergahorn, ortsbildprägend 

Stieleiche, ortsbildprägend 

Buche, ortsbildprägend 

 

157 cm  

81 cm 

72 cm  

101 cm 

 

 

 

3 Stk. 

1 Stk. 

1 Stk. 

2 Stk. 

 

 

Insgesamt  

5 Stieleichen,  

2 Rotbuchen, 
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Stieleiche, erhaltenswert, En-

semble 

53 cm  1 Stk. 1 Bergahorn 

 

5.4.4 Schutzgut Fläche und Boden 

Die Hauptziele für den Bodenschutz bestehen in der Bauleitplanung darin, die Inanspruchnahme von 

Böden auf das unerlässliche Maß zu beschränken, die Inanspruchnahme auf Flächen zu lenken, die ver-

gleichsweise von geringer Bedeutung für die Bodenfunktionen sind und Beeinträchtigungen von Boden-

funktionen so weit wie möglich zu vermeiden. Für das Schutzgut Boden bestehen enge Wechselwirkun-

gen zum Schutzgut Wasser (hier vor allem zum Grundwasserhaushalt), zur Pflanzen- und Tierwelt und 

für die landwirtschaftliche Nutzungseignung. 

 

Es liegt eine geotechnischer Bericht vom 25.01.2024 Ing. Büro Boden & Lipka vom 17.07.2024 für den 

Neubau von 2 Mehrfamilienhäusern im Bereich der Ackerfläche vor. 

 

5.4.4.1 Ausgangszustand 

Die Böden im Gebiet haben sich aus glazifluviatilen Ablagerungen der Weichsel-Eiszeit aus Geschiebe-

decksande über Sandersanden der Schmelzwassersande entwickelt. Als Bodenart liegen hier vor allem 

Sande, untergeordnet Kies vor (Umweltportal SH, Karte Boden, M: 1: 25.000). Als Bodentyp hat sich 

hieraus podsolierte Braunerde entwickelt. Das Plangebiet liegt im bodenkundlichen Hauptnaturraum 

der Vorgeest. 

Der Grundwasserstand wird mit > 2m unter Flur angegeben. 

 

 
 

 

 

 

 

 

 
Abbildung 26: Bodentyp im Planungsraum 

Für einen Teilbereich im Plangebiet wurde ein Geotechnischer Bericht vom Ingenieurbüro Boden & 

Lipka erstellt (Stand 17.07.2025). Es wurden insgesamt 8 Bohrsondierungen bis in Tiefen von 6 m unter 

Gelände durchgeführt. Durch die Sondierungsbohrungen des Baugrundgutachtens werden die Aussa-

gen präzisiert. Die Schichtenfolge besteht aus: 

• humosem Oberboden von 30-40 cm Mächtigkeit, teilweise aufgefüllt 

• nachfolgend anstehende Sande bis zum Ende der Erkundungstiefe (6 m unter Flur), oberflächen-

nah aus Fein- bis Mittelsande und zunehmendem Grobkornanteil mit zunehmender Tiefe. 

Im Gebiet wurde Schichtenwasser in Tiefen zwischen 3,9 m und 4 m unter GOK angetroffen (entspricht 

NHN +33,5 m bis NHN +33,6 m). Als Bemessungswasserstand wurde + 35.00 m NHN festgesetzt. 
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Abbildung 27: Lage der Kleinbohrungen 

(Quelle: Geotechnischer Bericht, Ingenieurbüro Boden & Lipka, 17.07.2025) 

5.4.4.2 Vorbelastungen 

Im Plangebiet befindet sich ein Schießstand, der als eine altlastenrelevante Nutzung einzuordnen ist. 

Laut Altlastenerlass vom 30.01.2025 (Berücksichtigung von Flächen mit Bodenbelastungen, insbeson-

dere Altlasten, in der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren) sind hierzu daher im Bauleit-

planverfahren orientierende Untersuchungen zu schädlichen Bodenveränderungen durchzuführen, da 

hier Anhaltspunkte über das mögliche Bestehen von Bodenbelastungen vorliegen (vgl. Stellungnahme 

des Kreises Segeberg, SG Bodenschutz vom 20.08.2025).  

Für die Erkundungsarbeiten der geotechnischen Untersuchung im Plangebiet wurden Bodenproben 

entnommen und bodenchemisch untersucht. Die Analyse der Mischprobe MP 1 der Oberböden zeigt 

keine Überschreitungen der Vorsorgewerte der BBodSchV.  

 

Die Mischprobe MP 2 der darunter anstehenden Sande zeigte eine Verletzungen des BM/BG-0 Wertes 

und wäre bei strenger Bewertung damit als BM/BG-F3-Boden einzuordnen.  „Dieses Ergebnis erscheint 

auf Grund der vorgefundenen Rahmenbedingungen unplausibel. Im Falle des pH-Wertes überschreitet 

der Messwert den Grenzwert von 9.5 [-] um 0.1 [-]. Die Überschreitung liegt somit im Bereich der Mes-

sungenauigkeit des Laborversuches von 5 %.“ (Geotechnischer Bericht,17.07.2025). Laut Gutachten sind 

lokal kleinräumige Schadstoffgehalte jedoch nicht auszuschließen und es wird empfohlen: „Falls die ver-

dichtungsfähigen Sande ausgehoben werden sollten und von der Baustelle entfernt werden sollen, emp-

fehlen wir vorab eine Haufwerksbeprobung nach PN98 und eine erneute Analyse durchzuführen.“  

Aktuell liegen ansonsten keine weiteren Hinweise auf Altablagerungen, Altstandorte oder sonstige 

schädliche Bodenveränderungen für das Plangebiet vor.  

 

5.4.4.3 Bewertung des Ausgangszustandes 

Die Bewertung der Bodenteilfunktionen gemäß § 2 Abs. 2 BBodSchG ergibt sich aus den Inhalten des 

Umweltportals Schleswig-Holsteins (Themenbereiche Geologie und Boden, Geologische Karte M 1: 

250.000, Bodenübersichtskarte M 1:25.000). 

Bodenteilfunktionen als Lebensgrundlage und Lebensraum für Menschen 

Die Bodenteilfunktion als Lebensgrundlage für Menschen und die Funktion des Bodens als Abbau-, Aus-

gleichs- und Aufbaumedium ist nur bei Schadstoffeinträgen relevant. Hier befindet sich am Südrand des 
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Gebietes ein Schießstand, der als altlastenrelevante Nutzung einzuordnen ist. Aus der vorhandenen und 

geplanten Nutzung des Bodens darf keine Gefahr für die Nutzer entstehen. 
  

Laut Erlass (Altlastenerlass) des Ministeriums für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport und des Mi-

nisteriums für Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur vom 30.01.2025 zur Berücksichtigung von 

Flächen mit Bodenbelastungen, insbesondere Altlasten, besteht hier daher Anlass zu einer Nachfor-

schung wegen Bodenbelastungen in der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren.   

Hinweis: Aufgrund des vorerst geplanten Fortbestandes des Schießstandes soll die Altlastenuntersu-

chung auf den Zeitpunkt der Nutzungsänderung verlegt werden. Im Zuge des Baugenehmigungsverfah-

rens dazu ist dann nachzuweisen, dass eine Altlastenuntersuchung i.V.m. der Umsetzung der daraus 

resultierenden Maßnahmen erfolgt ist. 

 

Bodenteilfunktion als Lebensraum für Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen sowie als Standort für die 

landwirtschaftliche Nutzung und Nährstoffhaushalt 

Die Böden im Plangebiet werden insgesamt mit einer sehr geringen bodenfunktionalen Gesamtleistung 

ausgewiesen.  

Die bodenkundlichen Feuchtestufen im Gebiet werden als schwach bis stark trocken eingestuft und sind 

damit für Grünlandnutzung zu trocken, für intensive Ackernutzung im Sommer ebenfalls zu trocken. Die 

natürliche Ertragsfähigkeit wird im landesweiten Vergleich als überwiegend sehr gering bis gering ein-

geordnet (Bodenzahl zwischen 18 und 25 und Grünlandzahlen zwischen 29 und 38), bezogen auf den 

regionalen Raum als mittel. Die Nährstoffverfügbarkeit wird als gering eingestuft und die Verdichtungs-

gefahr durch landwirtschaftliche Intensivnutzung ist sehr gering.  

Es treten hier keine Sonderstandorte auf. Das Standortpotenzial für natürliche Pflanzen- und Tierge-

meinschaften auf trockenen sandigen Böden ist jedoch hoch. Die Bereiche besitzen z. Zt. insgesamt eine 

allgemeine Bedeutung als Standort für die Pflanzen- und Tierwelt. 

Bodenfunktionen im Wasserhaushalt und Filter- und Pufferfunktion 

Das Gebiet weist im landesweite Vergleich eine sehr geringe Wasserrückhaltefähigkeit (< 100 mm) auf, 

regional betrachtet eine geringe Feldkapazität. Die Sickerwasserraten liegen landesweit betrachtet im 

mittleren Bereich bzw. sind auf das Umfeld bezogen gering (320 - 346 mm/a).  

Für die Böden im Plangebiet ergibt sich eine sehr hohe Bodenwasseraustauschrate (landesweiter Ver-

gleich) bzw. mittel (regional) verbunden mit einer sehr hohen/mittleren Nitratauswaschungsgefahr. Die 

Funktion der Böden zur Grundwasseranreicherung ist gleichermaßen sehr hoch/mittel.  

Weitere Besonderheiten bezüglich der Filter- und Pufferfunktionen für anorganische, organische sowie 

nicht absorbierbare Stoffe sind hier nicht ausgewiesen. Die Ausgangssituation durch sandige Böden be-

wirkt jedoch ein geringes Puffervermögen für saure Stoffeinträge in den Boden. 

Insgesamt weisen die Flächen eine sehr geringe bis geringe Gesamtfilterwirkung auf mit geringem Puf-

fervermögen für Nährstoffe oder Schadstoffe. Die Empfindlichkeit für Stoffein-/austrag ist entspre-

chend erhöht. 

Aus- und Einbringen von Material 

Da das Gebiet in einem Trinkwassergewinnungsgebiet um das WW Rickling liegt, gilt bezüglich des Auf- 

und Einbringens von Material nach der Bundes-Bodenschutzverordnung (BBodSchV, § 12, Abs. 8) ein 

besonderes Prüfgebot. „Dies trifft insbesondere zu, wenn das Auf- und Einbringen von Material sich auf 

mindestens eine der im Bundes-Bodenschutzgesetz genannten Bodenfunktionen (BBodSchG, § 2 Abs. 2 
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Nr. 1 / 3) nachteilig auswirken könnte. Entscheidend hierfür ist das Kriterium der Funktionserfüllung "im 

besonderen Maße", welches in der Bundes-Bodenschutzverordnung genannt wird (BBodSchV, §12, Abs. 

8). Das Kriterium wird einzelfallbezogen auf einige Bodenfunktionen mit hier sehr niedriger (empfindli-

cher) Funktionserfüllung angewendet. Die Prüfung kann ein Verbot des Auf- und Einbringens von Mate-

rial ergeben oder dieses an bestimmte Bedingungen knüpfen.“  

Hier besteht ein erhöhtes Risiko für Nährstoff-/Schadstoffaus/eintrag. Der Auf-/Eintrag ton-/humusar-

mer Substrate sowie von Schadstoffeinträgen ist zu vermeiden. Zur Verbesserung ist der Auf-/Eintrag 

ton-/humusreicher Substrate sowie schadstofffreier Substrate vorzusehen. 

Erosionsgefahr 

Das Plangebiet liegt weitgehend eben auf ca. +37 m NHN. Lediglich der Wall zwischen Acker und Gast-

hofgelände sowie die Knickwälle sind als Relieferhöhungen (bis ca. 1m Höhe über GOK) angelegt wor-

den. Entsprechend liegt das Gefälle im Gebiet bei deutlich < 1 %. Eine Erosionsgefahr für Wassererosion 

ist dadurch nicht gegeben. Abflussbahnen bei Starkregenereignissen ergeben sich hier nicht. 

Die Winderosionsgefahr ist aufgrund der Lage innerhalb der Siedlung und der umgebenden Gehölzgür-

tel mit Windschutzfunktion ebenfalls nur sehr gering.  

Bodenfunktionen als Archiv der Natur/Kulturgeschichte 

Geologische Besonderheiten wie z.B. Geotope, Archivböden, Bodendenkmäler oder Bodenschutzge-

biete treten hier im direkten Plangebiet nicht auf. Es liegen auch keine Bodendauerbeobachtungsflä-

chen vor. Die Flächen besitzen keine besondere Bedeutung für die Rohstoffgewinnung.  

 

Es handelt sich um einen lokal und regional häufig vorkommenden Bodentyp. Besonderheiten oder sel-

tene Böden treten nicht auf. Die Böden des Gebietes sind damit als naturraumtypisch anzusprechen.  

Böden mit klimaschutzrelevanten Funktionen liegen hier nicht vor. 

Das Gebiet liegt  in zwei großräumigen Archäologischen Interessensgebieten (Nr. 1 und Nr. 4, beide Amt 

Boostedt-Rickling). Die Ausweisung dient zur Orientierung, dass mit einem erhöhten Aufkommen an 

archäologischen Denkmalen zu rechnen ist, was bedeutet, dass auch im Plangebiet mit weiteren, bislang 

unentdeckten Funden zu rechnen ist. Das Archäologische Landesamt Schleswig-Holstein muss daher bei 

Maßnahmen möglichst frühzeitig beteiligt werden und Erdarbeiten in diesen Bereichen bedürfen dem-

nach der Genehmigung durch das Archäologische Landesamt.  

 

Gesamtbewertung 

Die Böden sind damit insgesamt in all ihren Funktionen sowie ihrer Bedeutung als potenzieller Ertrags-

standorte für die Land-/Forstwirtschaft als Flächen/Böden mit allgemeiner Bedeutung einzuordnen. Sie 

sind jedoch empfindlich gegenüber Stoffein-/austrag (Risiko für Stoffverlagerungen) jeglicher Art und 

für die Kulturgeschichte besitzen sie eine besondere Bedeutung (vgl. auch Kap. 5.4.8). 

Potenziell liegen im Plangebiet im Bereich des Schießstandes bereits Bodenbelastungen vor (Altlasten-

relevanz), ebenso sind lokal kleinräumige Schadstoffgehalte nicht auszuschließen (Geotechnischer Be-

richt, 17.07.2025). 

 

5.4.4.4 Umweltzustand bei Nichtdurchführung der Planung (Nullvariante) 

Für die Flächen des Plangebietes ist zu erwarten, dass aufgrund der heutigen Nutzungen keine gegen-

über dem heutigen Zustand gravierenden Veränderungen für den Bodenhaushalt eintreten werden, 
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wenn die Flächen weiterhin so genutzt werden wie bislang. Eine Einschätzung der altlastenrelevanten 

Nutzung Schießstand wegen Bodenbelastungen ist bei Nutzungsänderungen in jedem Falle erforderlich. 

Hinweis: Vorerst ist dort keine Nutzungsänderung geplant, der Schießstand bleibt weiterhin bestehen. 

Die Altlastenuntersuchung dort soll daher auf den Zeitpunkt der Nutzungsänderung verlegt werden und 

ist  im Zuge des dann durchzuführenden Baugenehmigungsverfahrens dazu nachzuweisen einschließlich 

der Umsetzung der daraus ggf. resultierenden Maßnahmen. 

 

5.4.4.5 Prognose zu den Auswirkungen bei Plandurchführung auf das Schutzgut Boden  

Tabelle 13: Checkliste/Übersicht zur Prognose für das Schutzgut Boden gemäß Anlage 1 BauGB Abs. 2b 

Abs. 2b Aussagen zum Thema Einstufung der Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Boden 

Nr. aa)  Abrissarbeiten und Neuversie-

gelung 

- teilweise Abriss alter Gebäude 

- Neuversiegelungen in erheblichem Umfang, Entsiegelungen 

sind hier nur in geringem Umfang vorgesehen durch Abriss von 

Gebäuden (343 m²) 

→ Ausgleich erforderlich 

Nr. bb) Nutzung der natürlichen Res-

sourcen 

- erheblich durch Neuversiegelungen 

→ Ausgleich erforderlich 

Nr. cc) Art und Menge an Emissionen 

u.a. 

nicht quantifizierbar im B-Plan, da die Art und Menge an entste-

henden Emissionen bei Umsetzung der Planung nicht bekannt 

sind. 

Nr. dd) Art und Menge der erzeugten 

Abfälle usw. 

nicht quantifizierbar im B-Plan,  

- qualifizierte und quantifizierbare Angaben zu noch nicht ge-

nauer bekannten Maßnahmen während der Bauphase, der Art 

und Menge erzeugter Abfälle und deren Auswirkungen auf die 

Umwelt können auf der Ebene des B-Plans nicht getroffen wer-

den.  

Nr. ee) Risiken für Gesundheit, Um-

welt und kulturelles Erbe 

Altlastenstandort:  

→ Überprüfung und Untersuchungen auf Belastungen auf Zeit-

punkt der Nutzungsänderung verlagert (der Schießstand wird 

weiter betrieben).    
Nr. ff) Kumulierende Auswirkungen 

durch benachbarte Vorhaben 

nicht erheblich  

- die Bebauung im südlich angrenzenden B-Plan Nr. 15 mit 1. Än-

derung, rechtskräftig seit 2019, ist bereits umgesetzt 

Nr. gg) Auswirkungen auf das Klima 

und Anfälligkeit im Klimawan-

del 

gering, keine über das unvermeidliche Maß hinausgehenden er-

heblichen Auswirkungen und keine besondere Anfälligkeit  

Nr. hh) eingesetzte Stoffe und Techni-

ken 

nicht quantifizierbar im B-Plan,  

- es wird davon ausgegangen, dass im Rahmen der zukünftigen 

baulichen Maßnahmen nur rechtlich anerkannte und allgemein 

häufig verwendete Techniken und Stoffe angewandt beziehungs-

weise eingesetzt werden.  

 

Gemäß § 1 Abs. 6 BauGB müssen insbesondere die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und 

Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung gewahrt sowie die Auswir-

kungen auf den Boden berücksichtigt werden. Die Bauleitplan darf deshalb keine Nutzung vorsehen, die 

mit einer vorhandenen oder vermuteten Bodenbelastung auf Dauer unvereinbar und deshalb unzulässig 

ist. 



Gemeinde Rickling, B-Plan 24, Stand Mai 2026   

 

77/116 

 

Bei Durchführung der Planungen werden unvermeidbare Eingriffe in das Schutzgut Boden erfolgen.  

Als Wirkfaktoren mit Beeinträchtigungen von Bodenfunktionen bzw. Bodenteilfunktionen sind hier ins-

besondere folgende zu nennen: 

- Bodenversiegelung 

- Bodenab- und Bodenauftrag, Erdarbeiten (Bauphase) 

- Bodenverdichtungen 

- Stoffeintrag 

- Grundwasserstandänderungen. 

Baubedingte Auswirkungen auf Boden / Fläche 

Voll- und Teilversiegelungen 

Während der Bauphase und gleichzeitig betriebsbedingt werden unvermeidbare, direkte und nachhal-

tige Eingriffe in das Schutzgut Boden erfolgen durch neue Vollversiegelungen, Teilversiegelungen und 

Bodenaustausch sowie Bodenauf- und -abtrag (Letzteres siehe unten). Voraussichtlich kommt es bei 

den anstehenden Bodenarbeiten auch zu unbeabsichtigten Bodenvermischungen. Dies alles stellt einen 

erheblichen Eingriff mit weitgehendem Totalausfall aller Boden(teil-)funktionen dar. 

➢ Ausgleichsmaßnahmen sind erforderlich (siehe unten). 

Abriss und Entsiegelung 

Im Bereich des Gasthofes werden einige Gebäude abgerissen. Hierdurch werden Flächen in geringem 

Umfang entsiegelt, so dass die Boden(teil-)funktionen dort wieder hergestellt werden können (343 m²). 

Bodenab- und -auftrag und Erdarbeiten 

Durch die notwendigen Erdarbeiten im Bereich der neuen Baufelder ergeben sich Eingriffe in die Bo-

denstruktur bis hin zur Abtragung, Umlagerung bzw. Auffüllung und anschließenden Versiegelung. Be-

züglich des Bodenauf- und -abtrages verbunden mit Einschnitten/Aufschüttungen in das Gelände liegen 

noch keine Informationen vor.  

Die Bodeneigenschaften einschließlich ihrer Filter- und Pufferfunktionen sowie ihrer Funktion als Le-

bensraum für die Pflanzen- und Tierwelt sowie Bodenorganismen werden auf den betroffenen Flächen 

mindestens während der Bauphase erheblich verändert bzw. gehen verloren. Dies ist als erheblicher 

Eingriff zu bewerten. 

Da sich im Plangebiet ein Schießstand befindet, der als eine altlastenrelevante Nutzung einzuordnen 

ist, können dort bereits Bodenbelastungen vorliegen. Auch die geotechnische Untersuchung für einen 

Teilbereich ergab Auffälligkeiten bezüglich der chemischen Analyse der Mischprobe MP 2 (Verletzun-

gen des BM/BG-0 Wertes). Laut Untersuchung sind lokal kleinräumige Schadstoffgehalte nicht auszu-

schließen (Geotechnischer Bericht,17.07.2025). 

➢ Bei Nutzungsänderungen sind im Bereich des Schießstandgeländes vorab orientierende Untersu-

chungen zu Bodenbelastungen (Altlastenuntersuchungen) durchzuführen (vgl. Stellungnahme des 

Kreises Segeberg, SG Bodenschutz und SG Abfall vom 20.08.2025) und etwaige sich daraus erge-

bende Maßnahmen umzusetzen, so dass gesunde Wohn- und/oder Arbeitsverhältnisse gewähr-

leistet werden können. „Die Bauleitplan darf keine Nutzung vorsehen, die mit einer vorhandenen 

oder vermuteten Bodenbelastung auf Dauer unvereinbar und deshalb unzulässig ist.“ 

➢ Als Minimierungsmaßnahme sind für den Fall des Ausbaus der verdichtungsfähigen Sande und Ab-

transport von der Baustelle vorab Bodenuntersuchungen mit chemischen Analysen durchzuführen 

sowie ggf. weitere sich daraus ergebende Maßnahmen. Aus der Nutzung des Bodens darf keine 
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Gefahr für die Nutzer entstehen. Dies dient auch der Sicherstellung der allgemeinen Anforderun-

gen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse. Hierbei sind aus abfallrechtlicher Sicht die beson-

deren Anforderungen an die abfallrechtliche Probenahme zu beachten. Letztlich ist gemäß SG Ab-

fall „...belastetes Bodenmaterial aus dem Wirtschaftskreislauf aus zu schleusen oder gering belas-

tetes Material unter den notwendigen Sicherungsmaßnahmen wieder zu verwenden.“ (Stellung-

nahme des Kreises Segeberg, SG Bodenschutz und SG Abfall vom 20.08.2025). 

➢ Der anfallende unbelastete Boden ist soweit wie möglich im Baustellenbereich wiederzuverwerten 

(Abfallvermeidung gemäß § 6 im Kreislaufwirtschaftsgesetz). Bodenaushub, der nicht vor Ort wie-

der verwendet werden kann oder als Abfall einzuordnen ist, fällt unter die Regelungen des Kreis-

laufwirtschaftsgesetzes. 

 

➢ Ausgleichsmaßnahmen sind erforderlich (siehe unten). 
 

Ablagerungen, Befahren und Stoffeintrag 

Während der Bauphase werden durch das Befahren der Flächen mit Baufahrzeugen und durch die Ab-

lagerungen von Baumaterial Bodenverdichtungen und potenziell Stoffeintrag mit Störungen des Boden-

gefüges und Bodenhaushaltes erfolgen auch auf Flächen, die nicht überbaut werden (direkte, indirekte 

und sekundäre Auswirkungen, teilweise vorübergehend). Dies beeinträchtigt die gesamte ökologische 

Stabilität der Böden und verändert die Standorteigenschaften in Bezug auf den Bodenwasserhaushalt, 

das Bodenleben und die Vegetation. 

Dies betrifft hier neben den überbaubaren Baufeldern und Verkehrsflächen die gesamten betroffenen 

Grundstücke. Diese Auswirkungen sind soweit wie möglich zu minimieren (siehe unten), damit sie nicht 

nachhaltig wirksam werden. Die Bauphase ist insgesamt vorübergehend und nur kurzzeitig wirksam. 

Diese Auswirkungen werden daher unter Berücksichtigung von Minimierungsmaßnahmen als nicht er-

heblich eingeordnet.  

➢ Minimierungsmaßnahmen und Hinweise sind erforderlich. 
 

Erosionsgefahr 

Die Erosionsgefahr bei Starkregenereignissen ist aufgrund des geringen Gefälles (< 1%) als sehr gering 

einzuordnen. Besonderer Maßnahmen sind nicht erforderlich. 
 

Grundwasserstandsänderungen durch Wasserhaltemaßnahmen 

Laut geotechnischem Gutachten sind während der Bauphase keine umfangreichen Wasserhaltungs-

maßnahmen für Baugruben erforderlich. Es wird erwartet, dass das Niederschlagswasser zügig im Un-

tergrund versickert.  

Es sind daher keine relevanten nachteiligen Auswirkungen für das Schutzgut Wasser zu erwarten und 

keine Maßnahmen erforderlich. 

 

Betriebsbedingte Auswirkungen auf den Boden / die Fläche  

Schadstoffemissionen 

Bei ordnungsgemäßer Handhabung mit boden- und wassergefährdenden Stoffen sind keine erheblichen 

Auswirkungen durch Schadstoffemissionen durch die geplante Wohn- und Mischbebauung zu erwarten. 

➢ Hinweise zum Umgang mit bodengefährdenden Stoffen sind erforderlich. 
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5.4.4.6 Bewertung der Auswirkungen bei Plandurchführung auf das Schutzgut Boden  

Die Vollversiegelungen durch Überbauung u.a. führen regelmäßig zu einem Komplettausfall bezüglich 

aller Bodenfunktionen auf den betroffenen Flächen (direkte und ständige Auswirkungen) und auch die 

Teilversiegelungen mit offenporigen und wasserdurchlässigen Materialien bewirken erhebliche Auswir-

kungen für die Bodenfunktionen. 

Diese Eingriffe sind als erheblich einzustufen. Sie sind gemäß der naturschutzrechtlichen Eingriffs-/Aus-

gleichsregelung auszugleichen.  

Die sonstigen Auswirkungen auf den Bodenhaushalt sind durch Schutz- und Minimierungsmaßnahmen 

vermeid- und minimierbar. Bei Einhaltung der weiter unten aufgeführten Schutz- und Minimierungs-

maßnahmen sind dann keine weiteren negativen Auswirkungen auf das Schutzgut Boden zu erwarten.  

Insgesamt werden die Auswirkungen auf das Schutzgut Boden bei Durchführung der vorgesehenen 

Schutz-, Minimierungs- und Kompensationsmaßnahmen als nicht erheblich und weitgehend ausgleich-

bar eingestuft. 

Gleichzeitig geht hier eine landwirtschaftliche Fläche in einer Größenordnung von ca. 2,33 ha verloren 

(Flurstücksgröße insgesamt 32.334 m²). Dies wird aufgrund der geringen Bedeutung für die Landwirt-

schaft als nicht erheblich eingeordnet. 

 

Schutz- und Minimierungsmaßnahmen 

Zum Schutz des Bodens und zur Minimierung der Eingriffe sind folgende Maßnahmen erforderlich:  

➢ BV 1 Altlastenuntersuchung 

Bei Nutzungsänderungen sind im Bereich des Schießstandgeländes vorab notwendige orientierende 

Untersuchungen zu Bodenbelastungen (Altlastenuntersuchungen) zur Klärung des Altlastenver-

dachts durchzuführen und etwaige sich daraus ergebende Maßnahmen umzusetzen (Empfehlung 

der UBB Se: Durchführung des Gutachten durch einen Sachverständigen gem. §18 BBodSchG). 

➢ BV 2 Festsetzung von versickerungsfähigen Bodenbelägen 

Festsetzung von versickerungsfähigen Bodenbelägen (Teilversiegelungen) für neu geplante Stell-

plätze mit ihren Zufahrten auf den Baugrundstücken. 

➢ BV 3 Schutz des Oberbodens  

Die Oberböden sind als Baugrundträger für die Baugrundstücke, Verkehrsflächen und der Stellplätze 

grundsätzlich ungeeignet und sind daher zu Baubeginn abzuschieben. Nach § 202 BauGB ist bei der 

Errichtung und Änderung baulicher Anlagen der Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten 

und vor Vernichtung und Vergeudung zu schützen und ggf. auf geeignete Weise zwischenzulagern 

(nach DIN 19639 und 19731).   

➢ BV 4 Wiederverwertung anfallenden Bodens 

Der anfallende unbelastete Boden ist soweit wie möglich im Baustellenbereich wiederzuverwerten 

(Abfallvermeidung gemäß § 6 im Kreislaufwirtschaftsgesetz). Bodenaushub, der nicht vor Ort wie-

der verwendet werden kann oder als Abfall einzuordnen ist, fällt unter die Regelungen des Kreis-

laufwirtschaftsgesetzes. Insgesamt ist ein fachgerechter Umgang mit anfallendem Bodenaushub 

sicherzustellen. 

➢ BV 5 Bodenuntersuchungen für Bodenabtransport 
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Als Minimierungsmaßnahme sind für den Fall des Ausbaus und Abtransports der verdichtungsfähi-

gen Sande von der Baustelle vorab Bodenuntersuchungen mit chemischen Analysen durchzuführen 

sowie ggf. weitere sich daraus ergebende Maßnahmen. Dies dient der Sicherstellung der allgemei-

nen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse. Hierbei sind die besonderen Anfor-

derungen an die abfallrechtliche Probenahme zu beachten.  

➢ BV 6 Beseitigung von Verdichtungen 

Die Beseitigung von Verdichtungen im Unterboden durch den Baustellenbetrieb: Nach Beendigung 

der Bauphase sind die im Zuge der Arbeiten befahrenen Böden, die nicht versiegelt oder überbaut 

werden, wieder tiefgründig aufzulockern.  

➢ BV 7 Einhaltung der einschlägigen Gesetzesvorschriften 

Auf die Einhaltung der Vorgaben des Baugesetzbuches, der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenver-

ordnung, des Bundesbodenschutzgesetzes sowie des Kreislaufwirtschaftsgesetzes, der einschlägi-

gen DIN-Normen und Sicherheitsvorschriften ist hinzuweisen. 

 
 

5.4.4.7 Unvermeidbare Eingriffe in das Schutzgut Boden 

Mit der Planung werden bislang unversiegelte Fläche neu in Anspruch genommen. Hierbei kommt es zu 

erheblichen und unvermeidbaren Eingriffen in das Schutzgut Boden. Diese Eingriffe sind durch geeig-

nete Kompensationsmaßnahmen auszugleichen.  
 

Der Abriss von Gebäuden wird als Entsiegelungsmaßnahme angerechnet. 
 

Bei Durchführung der Planungen erfolgen neue dauerhafte Eingriffe in den Boden auf folgenden Flä-

chen (Ermittlung gemäß Runderlass):  

 
Tabelle 14: Eingriffe in den Boden  

Eingriff in den 

Boden durch 

Flächen 

gerundet 

in m² 

GRZ/überbau-

bare Fläche/ 

Faktor 

zulässige Über-

schreitung für 

Nebenflächen  

Eingriffsgröße Fak-

tor2 

Aus-

gleich 

Erforderli-

che Aus-

gleichs-

größe 

Gasthof Bestand 

(MI 1) 

Schießstand Be-

stand (MI 3) 

3.719  

   746 

 - 

- 

- 

- 

- 

- 

 

MI 2 (bereits ge-

nehmigt) 

1.046   - - -  

Gepl. Wohngebiete       

WA 1-5 

WA 6 

 16.556 

   2.752 

0,4 => 6.622 m² 

0,4 => 1.101 m² 

50% = 3.311 m² 

60% =    661 m² 

9.933 m² 

1.762 m² 

  

 

Summen 19.308 7.723 m² 3.972 m² 11.695 m² 0,5  5.848 m² 

Verkehrsflächen       

Bestand  

Dorfstraße/ 

Grüner Weg 

 

 

1.782 

  

- 

- 

 

- 

- 

 

- 

- 

 

 
2 Ausgleich bei Acker, bei anderen Biotoptypen erhöht sich der Ausgleichsbedarf gemäß Runderlaß/Ökokonto-VO 
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Planstraße 1 + 3 

Planstraße 2 

Fußweg Bestand 

Fußweg Planung 

2.824  

   335  

   212  

   228  

1 

1 

- 

1 

- 

- 

- 

- 

2.824 m² 

   335 m² 

   - 

   228 m² 

0,5 

0,5 

- 

0,3 

1.412 m² 

   168 m² 

          - 

     69 m² 

Summen    3.387 m²  1.649 m² 

     Gesamtsumme  7.479 m² 

 

Kompensationsmaßnahmen 

Die Kompensation der Eingriffe in einer Größenordnung von rund 7.479 m² ist hier durch das Ökokonto 
Az.: 67.20.35 – Österrönfeld – 4 im Naturraum Geest, Flurstück 16 der Flur 9 Gemarkung und Gemeinde 
Österronfeld auszugleichen. 

5.4.5 Schutzgut Wasser  

5.4.5.1 Ausgangszustand  

Oberflächengewässer 

Im Plangebiet gibt es keine Oberflächengewässer, abgesehen von einem künstlichen Zierteich im Garten 

des Gasthofes. Das Gebiet gehört zum Einzugsgebiet der Ricklinger Au/Obere Rothenmühlenau und 

liegt im Hoheitsgebiet des GPV Osterau. 
 

Schutzgebiete 

Das Plangebiet liegt im Einzugsbereich des Wasserwerkes Rickling in einem Trinkwassergewinnungsge-

biet (Ebene 1) und gehört damit zum Vorbehaltsgebiet für den Grundwasserschutz (keine rechtliche 

Bindung). 

Grundwasserpotenzial 

Bezüglich des Grundwasserpotenzials liegen laut Umweltportal SH folgende Verhältnisse vor (Quelle: 

Umweltportal Schleswig-Holstein, Themenkarten Boden, Wasser, Bodenkarte 1 : 25.000): 

Das Plangebiet gehört zum Hydrogeologischen Teilraum der Holsteiner Vorgeest im Hauptraum der 

Sander der Vorgeest. Der oberflächennahe Wasserleiter ist hier nicht abgedeckt. Die genutzten Grund-

wasserleiter bestehen aus den weichsel- bis saalezeitlichen Sanden. Darunter finden sich einer bis meh-

rere tiefere Wasserleiter. 

Der Grundwasserstand wird mit > 2m unter GOK anstehend angegeben. Laut Geotechnischem Bericht 

wurde im Gebiet Schichtenwasser in Tiefen zwischen 3,9 m und 4 m unter GOK angetroffen (entspricht 

NHN +33,5m bis NHN +33,6m). Als Bemessungswasserstand wurde in der Untersuchung +35,00m NHN 

festgesetzt. Der Grundwasserstand kann abhängig von Niederschlagsschwankungen stark variieren. 

Vorbelastungen sind nicht bekannt. 
 

Der potenziell natürliche Wasserhaushalt ist durch die vorhandene Bebauung dort bereits verändert. 

Im gesamten Gebiet wird das anfallende unbelastete Niederschlagswasser der bestehenden Gebäude, 

und der Hof- und Nebenflächen zur Zeit versickert und dem Grundwasser zugeführt. Dank der günstigen 

Versickerungsbedingungen erfolgt außer von der „Dorfstraße“ keine Ableitung von anfallendem Nieder-

schlagswasser. 
 

Im Zuge der Planaufstellung wurde eine „Bewertung der Wasserhaushaltsbilanz“ (Stand) als Fachbeitrag 

nach A-RW 1 erstellt (Stand 09.02.2026), bei dem der potenziell naturnahe Wasserhaushalt für das 
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Plangebiet ermittelt wurde. Für den potenziell natürlichen Wasserhaushalt wurden folgende a-g-v-

Werte ermittelt: 

Abflusswirksamer Anteil 

(a1) 

 Versickerungswirksamer Anteil 

(g1) 

 Verdunstungswirksamer Anteil 

(v1) 

 

1 % 0,036 ha 36,10 % 1,285 ha 62,90 % 2,239 ha 
 

Risiko bei Starkregenereignissen 

Das Risiko von Überflutungen ist bei Starregenereignissen wie folgt einzuordnen (Quelle: Umweltportal 

Schleswig-Holstein, Themenkarten Wasser): 

 
Abbildung 28: Überflutungstiefen bei extremen Starkregenereignissen 

(Quelle: Umweltportal S-H, Themenbereich Wasser, Wassergefahren) 

Hier ist ein gewisses Risiko vor allem für den östlichen Planungsraum vorhanden. Die Fließgeschwindig-

keit zuführenden Wassers ist dabei auf den versiegelten Straßenflächen des „Grüner Weges“ und des 

von Osten kommenden landwirtschaftlichen Weges besonders hoch sind. Die Fließrichtung erfolgt in 

westliche bis südwestliche Richtungen. 
 

Gesamtfilterwirkung 

Die Gesamtfilterwirkung der oberflächennahen Bodenschichten ist sehr gering bis gering (Stufe 1 bis 

1,5, sehr geringes Puffervermögen für Nährstoffe oder Schadstoffe), die Gefahr für Stoffeintrag ins 

Grundwasser ist entsprechend erhöht. Für den oberflächennahen Grundwasserleiter liegt damit eine 

Empfindlichkeit gegenüber Schadstoffeintrag vor.  

Sickerwasserrate und Schutzwirkung Deckschichten 

Die Sickerwasserrate ist hier aufgrund der Bodenart mittel bis hoch (320 bis 346 mm/a). Die Funktion 

der Böden zur Grundwasseranreicherung ist entsprechend mittel bis hoch und sie besitzen damit eine 

Bedeutung für die Grundwasserneubildungsfunktion.  

Der eiszeitliche Grundwasserleiter von >20-30 m Mächtigkeit ist nicht abgedeckt. Eine Schutzwirkung 

durch bindige Deckschichten für den eiszeitlichen Grundwasserleiterfehlt, und die Situation wird als un-

günstig eingestuft.  
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5.4.5.2 Vorbelastungen  

• Im Vorfeld des Gasthofgebäudes und der Hofflächen bestehen großflächige Teilversiegelungen der 

Flächen, teilweise auch im rückwärtigen Bereich, was dort eine reduzierte Versickerungsrate für 

Niederschlagswasser bewirkt.  

• Die ursprüngliche landwirtschaftliche Nutzung kann potenziell zu Stoffeinträgen ins Grundwasser 

geführt haben/führen.  

• Im Bereich des Schießstandes sind potenziell ebenfalls Bodenbelastungen durch Stoffeinträge vor-

handen (altlastenrelevante Nutzung), die bei weiterer Verlagerung potenziell auch zu Belastungen 

des Grundwassers führen können, da hier schützende bindige Deckschichten weitgehend fehlen 

und Stoffverlagerungen zu erwarten sind. Bislang sind diesbezüglich zu tatsächlichen Belastungs-

situationen keine Daten bekannt.  

• Bei extremen Starkregenereignissen besteht für den südöstlichen Teilbereich ein Risiko für Über-

flutung. Die Wasserzuflüsse erfolgen dabei vor allem von den vollversiegelten Oberflächen des 

„Grüner Weges“ aus und des dort von Osten zuführenden landwirtschaftlichen Nutzweges.  

 

5.4.5.3 Bewertung der Ausgangssituation 

Das Plangebiet hat für die Grundwasserneubildungsfunktion eine besondere Bedeutung. Im Übrigen 

besitzt es eine allgemeine Bedeutung für das Schutzgut Wasser, es ist jedoch gegenüber Stoffeintrag ins 

Grundwasser besonders empfindlich. 

Hier ist daher eine möglichst weitgehende Erhaltung natürlicher Wasserverhältnisse bei der Umsetzung 

der Planungen von Bedeutung verbunden mit einem besonderen Schutzbedürfnis gegenüber Stoffbe-

lastungen für den Untergrund. Das Risiko für Stoffeintrag und bei extremen Starkregenereignissen ist 

soweit möglich zu minimieren. 

 

5.4.5.4 Umweltzustand bei Nichtdurchführung der Planung 

Für das gesamte Plangebiet ist zu erwarten, dass bei Fortsetzung der bisherigen Nutzungen keine rele-

vanten Veränderungen für den Wasserhaushalt eintreten werden.  

 

5.4.5.5 Prognose zu den Auswirkungen bei Plandurchführung für das Schutzgut Wasser 

Bei Durchführung der Planungen sind Eingriffe vor allem durch Flächenversiegelungen in das Schutzgut 

Wasser (Minderung der Grundwasseranreicherungsfunktion und Versickerungsleistung, Erhöhung des 

Abflusses, Veränderungen für die Verdunstung) zu erwarten sowie ggf. durch Stoffeintrag.  

Tabelle 15: Übersicht/Checkliste zur Prognose zum Schutzgut Wasser gemäß Anlage 1 BauGB Abs. 2b 

Abs. 2b Aussagen zum Thema Einstufung der Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Wasser 

Nr. aa)  Abrissarbeiten und Entsiege-

lung, Neuversiegelungen 

- hier keine Abrissarbeiten 

- potenziell erheblich, wenn teilversiegelte und unversiegelte Flä-

chen vollversiegelt, werden und anfallendes Niederschlagswas-

ser nicht versickert wird/verdunsten kann 

→ Minimierungsmaßnahmen: durch offenporige Versiegelung 

der geplanten Stellplätze und Zufahrten wird die Versickerungs-

leistung für Niederschlagswasser erhöht und durch seitliche Mul-

den/Versickerungsflächen soll die Verdunstungsleistung  
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verbessert werden (Veränderung des Abflusses < 5% gegenüber 

natürlichem Wasserhaushalt)  

- minimierbar 

Nr. bb) Nutzung der natürlichen Res-

sourcen 

- Veränderung und Schädigung des natürlichen Wasserhaushal-

tes potenziell möglich 

→ Erhaltung des natürlichen Wasserhaushaltes durch Versicke-

rung und Verdunstung anfallenden Niederschlagswassers (wie 

vor).  

→ Minimierungsmaßnahmen: Anlage der Entwässerungseinrich-

tungen als Versickerungsmulden zur Maximierung der Verduns-

tungsfläche und Schaffung von zusätzlichem Rückhaltevolumen 

für den Überflutungsschutz. 

- minimierbar  

Nr. cc) Art und Menge an Emissionen 

u.a. 

nicht quantifizierbar im B-Plan, da die Art und Menge an entste-

henden Emissionen nicht bekannt sind. 

Nr. dd) Art und Menge der erzeugten 

Abfälle usw. 

nicht quantifizierbar im B-Plan,  

- qualifizierte und quantifizierbare Angaben zu noch nicht ge-

nauer bekannten Maßnahmen während der Bauphase, der Art 

und Menge erzeugter Abfälle und deren Auswirkungen auf die 

Umwelt können auf der Ebene des B-Plans nicht getroffen wer-

den.  

Nr. ee) Risiken für Gesundheit, Um-

welt und kulturelles Erbe 

hier nicht relevant 

Nr. ff) Kumulierende Auswirkun-

gen durch benachbarte Vor-

haben 

nicht erheblich  

- die Bebauung im südlich angrenzenden B-Plan Nr. 15 mit 1. Än-

derung, rechtskräftig seit 2019, ist bereits umgesetzt, 

- die hier vorliegende Planung löst durch Minimierung der Aus-

wirkungen keinen zusätzlichen erheblichen Eingriff aus.  

Nr. gg) Auswirkungen auf das Klima 

und Anfälligkeit im Klima-

wandel 

- ein gewisses Risiko besteht gegenüber Starkregenereignisse für 

den südöstlichen Bereich 

→ Minimierungsmaßnahmen: Anlage der Entwässerungseinrich-

tungen als Versickerungsmulden zur Maximierung der Verduns-

tungsfläche und Schaffung von zusätzlichem Rückhaltevolumen 

für den Überflutungsschutz. 

- durch Minimierungsmaßnahmen keine erheblichen Auswirkun-

gen. 

Nr. hh) eingesetzte Stoffe und 

Techniken 

nicht quantifizierbar im B-Plan,  

- es wird davon ausgegangen, dass im Rahmen der zukünftigen 

baulichen Maßnahmen nur rechtlich anerkannte und allgemein 

häufig verwendete Techniken und Stoffe angewandt beziehungs-

weise eingesetzt werden.  

 

Baubedingte Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser 

Stoffeintrag 

Bei Durchführung der Planungen sind während der Bauphase Auswirkungen durch Stoffeintrag vor al-

lem von Verkehrs- und Lagerflächen potenziell möglich (direkte, indirekte und vorübergehende Auswir-

kungen). Dies kann potenziell zu Eingriffen in das Schutzgut Wasser führen.  
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➢ Bei ordnungsgemäßer Handhabung mit boden- und wassergefährdenden Stoffen können diese po-

tenziellen Belastungen grundsätzlich vermieden werden. 

Wasserhaltemaßnahmen 

Laut geotechnischem Gutachten sind während der Bauphase keine umfangreichen Wasserhaltungs-

maßnahmen für Baugruben erforderlich. Es wird erwartet, dass das Niederschlagswasser zügig im Un-

tergrund versickert. Es sind daher keine relevanten nachteiligen Auswirkungen für das Schutzgut Wasser 

zu erwarten. 

 
Betriebsbedingte Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser 
Eine Veränderung des heutigen potenziell natürlichen Wasserhaushaltes gilt es durch die Planungen 

insgesamt möglichst zu vermeiden.  

Auswirkung auf die Wasserhaushaltsbilanz 

In der für das Plangebiet erstellten Wasserhaushaltsbilanz wurden die geplanten Veränderungen bezüg-

lich des potenziell natürlichen Wasserhaushaltes ermittelt und bewertet. Es wurden die drei Kompo-

nenten der Wasserhaushaltsgleichung (Abfluss, Versickerung und Verdunstung) ermittelt und mit dem 

Referenzzustand verglichen. Es ergeben sich laut Fachbeitrag folgende Werte, was eine Schädigung des 

Wasserhaushaltes bedeuten würde: 
 

Flächenart a g v 

Potenziell natürlicher Zustand 0,021 ha 0,745 ha 1,298 ha 

Summe veränderter Zustand 0,155 ha 1,664 ha 1,743 ha 

Abweichung + 0,134 ha + 0,919 ha - 0,445 ha 

Abweichung prozentual + 3,35 % + 10,64 % - 13,94 % 

 

Es sind daher Minimierungsmaßnahmen vorzusehen. Gemäß Geotechnischem Gutachten und A-RW 1 

Berechnung ist eine Versickerung von Niederschlagswasser hier sehr gut möglich. Laut Stellungnahme 

des Kreises Segeberg (20.08.2025) „...ist im Bebauungsgebiet nicht nur das anfallende Niederschlags-

wasser der Baugrundstücke zu versickern, sondern auch das der öffentlichen Flächen sofern die geomor-

phologischen Voraussetzungen gegeben sind. Das Niederschlagswasser der befahrenen Verkehrsflächen 

ist über die belebte Bodenzone in Form von straßenbegleitenden Sickermulden oder einer Flächenversi-

ckerung abzuleiten. Ausreichend Versickerungsfläche ist bereits im Zuge der B-Planaufstellung zu berück-

sichtigen. 

Auf den Einzelgrundstücken ist die flächenhafte Versickerung (Sickermulden / Sickerflächen) über die be-

lebte Bodenzone der Rigolen- oder Schachtversickerung vorzuziehen. Hofflächenwasser sowie Nieder-

schlagswasser von kupfer- und zinkgedeckten Dachflächen sollte grundsätzlich über die belebte Boden-

zone in Form von Sickermulden/ Sickerflächen versickert werden.“ 

Insgesamt wird durch die Planungen hier kein zusätzliches Oberflächenwasser in die Vorfluter oder öf-

fentliche Entwässerungssysteme eingeleitet. Lediglich das anfallende Oberflächenwasser der bestehen-

den Verkehrsanlagen wird weiterhin in die vorhandenen Entwässerungssysteme abgeführt.  

Das übrige anfallende Niederschlagswasser soll über Entwässerungseinrichtungen abgeleitet werden, 

die als Versickerungsmulden ausgebildet werden. Hierdurch wird die potenzielle Verdunstungsfläche 

maximiert und zusätzliches Rückhaltevolumen für den Überflutungsschutz bereitgestellt.“ Gemäß A-RW 

1 Gutachten sind zur Vermeidung einer Grundwasseraufhöhung die Versickerungseinrichtungen im 
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Rahmen der weiteren Genehmigungsplanung gemäß dem Arbeitsblatt DWA-A 138 zu bemessen, zu er-

richten und zu betreiben.  

Zur Verbesserung der Verdunstungsleistung werden im Zuge der Erschließung des Bebauungsplans Stra-

ßenbäume gepflanzt. Darüber hinaus können ergänzend weitere geeignete Maßnahmen zur Förderung 

der Verdunstung und Klimaanpassung umgesetzt werden.“ 

 

5.4.5.6 Bewertung der Auswirkungen bei Plandurchführung auf das Schutzgut Wasser  

Minimierungsmaßnahmen 

Das anfallende unbelastete Niederschlagswasser der Bauflächen und der Verkehrsflächen soll vor Ort 

verbleiben und versickert werden. „Eine Versickerung über Mulden im A-Horizont kann für den gesam-

ten Geltungsbereich des Bebauungsplanes vorgesehen werden. Die konkrete Ausgestaltung der Versi-

ckerung ist im Zuge der Genehmigungsplanung mit der zuständigen Behörde abzustimmen.“ 
 

➢ WV 1 Versickerung des unbelastetes Niederschlagswassers  

Das anfallende unbelastete Niederschlagswasser der Bauflächen und der Verkehrsflächen soll vor 

Ort verbleiben und versickert werden. Hierbei sind die Vorgaben des Arbeitsblattes DWA-A 138-1 

„Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser“ der Deutschen 

Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V. (DWA) zu beachten. 

1. Das Niederschlagswasser der befahrenen Verkehrsflächen ist über die belebte Bodenzone in 

Form von straßenbegleitenden Sickermulden oder einer Flächenversickerung abzuleiten.  

2.  Auf den Einzelgrundstücken ist eine flächenhafte Versickerung von unbelastetem Niederschlags-

wasser über die belebte Bodenzone (Sickermulden / Sickerflächen) festzusetzen.  

3. Hofflächenwasser sowie Niederschlagswasser von kupfer- und zinkgedeckten Dachflächen soll 

grundsätzlich über die belebte Bodenzone in Form von Sickermulden/ Sickerflächen versickert wer-

den.  

➢ WV 2 Offenporige Versiegelung Stellplätze  

Auf dem bestehenden Vorplatz vom Gasthof ist weiterhin eine offenporige Versiegelung zu erhal-

ten. Auch für die sonstigen privaten Stellplatzflächen und ihre Zufahrten ist eine Teilversiegelung 

vorzusehen. 

➢ WV 3  Erhöhung der Verdunstungsleistung  

Zur Erhöhung der Verdunstungsleistung im Gebiet werden Baumpflanzungen im Straßenraum vor-

gesehen. 

➢ WV 4 Einhaltung der einschlägigen Gesetzesvorschriften  

Einhaltung der einschlägigen Gesetzesvorschriften, DIN-Normen und Sicherheitsvorschriften zum 

Wasserhaushalt. 

5.4.6 Schutzgut Klima/Luft 

5.4.6.1 Ausgangszustand 

Das Plangebiet liegt im gemäßigt feucht-warmen, subozeanischen Bereich mit vorherrschenden Winden 

aus westlichen Richtungen. Insgesamt ist im Plangebiet von unbelasteten großklimatischen Verhältnis-

sen auszugehen. Vom Forschungszentrum „Helmholtz-Zentrum hereon GmbH“ mit der Einrichtung „Cli-

mate Service Center Germany (GERICS)“, die sich mit dem Klima beschäftigt, wird für den Kreis Segeberg 

ein Temperaturanstieg um bis zu 4,8 °C prognostiziert, was eine deutliche Verschiebung bedeutet. Auch 
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die Jahresniederschlagsmengen werden voraussichtlich deutlich zunehmen um bis zu 31,2 %, wobei sich 

gleichzeitig die Wahrscheinlichkeit zur Zunahme von Starkregenereignissen erhöht. 

Kaltluftentstehung/Frischluftquellgebiet und Luftaustausch 

Die Rasenflächen sind als Flächen mit mäßiger Kaltluftentstehungsfunktion auf insgesamt kleiner Fläche 

(geringe Einzugsgröße) anzusehen. Die eher trockene Ackerfläche besitzt lediglich eine geringe Funktion 

für die Kaltluftentstehung. Eine nennenswerte Kaltluft-/Frischluftbildung ist für das Gesamtgebiet daher 

insgesamt nicht zu erwarten. Ein Kaltluftabfluss in die Siedlungsflächen mit Luftaustauschfunktion findet 

aufgrund des unbedeutenden Gefälles (deutlich unter 1%) und der angrenzenden bremsend wirkenden 

Gehölzbestände und Gebäude ebenfalls nicht statt.  

Die versiegelten Flächen des Hofes und des Vorplatzes sowie der Straßen besitzen demgegenüber keine 

Funktion für die Kaltluftentstehung. Sie wirken insbesondere im Sommer als Wärmeinseln, während 

angrenzenden Großbäumen und Gehölzbeständen dann kühlende und ausgleichende Funktionen zu-

kommen.  

Eine Wärmeaustauschfunktion für die Siedlung besitzen die Flächen im Plangebiet damit nicht. 

Windschutzfunktion und Temperaturregelung 

Die Knicks und Gehölzflächen an den Rändern des Gebiets stellen Barrieren für den Kaltluftabfluss dar. 

Sie besitzen ebenso wie die Großbäume zusätzlich Windschutzfunktion und tragen zur Lufthygiene und 

Temperaturregelung für die Umgebungsluft bei. An heißen Sommertagen kühlen sie die Umgebung 

durch Schattenwurf und Transpiration signifikant gegenüber der Umgebung ab.  

 

5.4.6.2 Vorbelastungen 

Schadstoffbelastungen 

Es befinden sich keine landwirtschaftlichen und sonstigen Betriebe, die Luftschadstoffe emittieren in 

der näheren Umgebung. Diesbezügliche Geruchs- und Schadstoffemissionen, die möglicherweise auf 

das Plangebiet einwirken können, sind hier daher nicht vorhanden.  

 

Ob von der B 205 Schadstoffbelastungen in relevantem Umfang ausgehen, ist nicht bekannt. Daten 

hierzu liegen nicht vor. Die minimale Entfernung zur B 205 beträgt ca. 410 m und dazwischen befinden 

sich Ackerflächen, die durch Knicks gegliedert sind. Eine Schadstoffbelastung, die von der Bundes-

straße herrührt, ist als sehr gering einzuschätzen.  

Emissionen im Sinne von Luftverschmutzungen gehen von den Flächen nicht aus.  

 

5.4.6.3 Bewertung der Ausgangssituation 

Zur Bewertung des bioklimatischen Regenerationspotentials hinsichtlich Luftreinhaltung, zum Tempe-

raturausgleich, ggf. zum Immissionsschutz und zur Entstehung kleinräumig unterschiedlicher Lebens-

räume für die Pflanzen- und Tierwelt ist die Bedeutung und Funktion der Flächen für die klimatische 

Ausgleichsleistung für die Umgebung und den Landschaftshaushalt zugrunde zu legen. Die Regenerati-

onsfunktion ergibt sich aus dem Zusammenspiel von Vegetationsstrukturen, der Bodenfeuchte, der 

räumlichen Lage zu belasteten Gebieten und dem Relief.  

• Die Bedeutung der Flächen als Kaltluftluftentstehungs-/Frischluftgebiet ist hier sehr gering. Eine kli-

matische Ausgleichsleistung ergibt sich hierbei nicht. 

• Böden mit klimaschutzrelevanten Funktionen treten ebenfalls nicht auf.  
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• Emissionen im Sinne von Luftverschmutzungen gehen von den Flächen nicht aus.  

• Die vorhandenen Großbäume und die Knicks im Gebiet besitzen vor allem Funktionen für die Luft-

hygiene und zum Temperaturausgleich. 

Das Gebiet ist insgesamt von allgemeiner Bedeutung für die klimatischen Funktionen einzuordnen. Eine 

Bedeutung für den Klimaschutz besitzen die vorhandenen Knicks und Großbäume. Diese sind soweit 

möglich zu erhalten. Belastender Einflüsse liegen hier ebenfalls nicht vor, es ist lediglich potenziell eine 

geringe Schadstoffbelastung ausgehend von der B 205 denkbar (Daten hierzu liegen nicht vor).  

 

5.4.6.4 Prognose zum Umweltzustand bei Nichtdurchführung der Planung 

Es ist zu erwarten, dass keine Veränderungen für die wenigen klimatischen Ausgleichsleistungen durch 

die Großbäume und die Knicks eintreten werden, wenn die Flächen weiterhin so genutzt und gepflegt  

werden wie bislang.  

 

5.4.6.5  Prognose zu den Auswirkungen bei Plandurchführung auf das Schutzgut Klima/Luft 

Tabelle 16: Übersicht/Checkliste zur Prognose zum Schutzgut Klima/Luft gemäß Anlage 1 BauGB Abs. 2b 

Abs. 2b Aussagen zum Thema Einstufung der Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Klima / 

Luft 

Nr. aa)  Neuversiegelungen und 

Abrissarbeiten 

nicht erheblich, da nur geringe Bedeutung für klimatische Aus-

gleichsleistungen  

Nr. bb) Nutzung der natürlichen Res-

sourcen 

nicht erheblich, klimatischen Ausgleichsleistungen nur in geringem 

Umfang vorhanden  

→ Großbäume und Knicks sind als zu erhalten festzusetzen 
 

Nr. cc) Art und Menge an Emissionen 

u.a. 
nicht quantifizierbar im B-Plan, da die Art und Menge an entste-

henden Emissionen nicht bekannt sind 

Nr. dd) Art und Menge der erzeugten 

Abfälle usw. 
nicht quantifizierbar im B-Plan,  

- qualifizierte und quantifizierbare Angaben zu noch nicht genauer 

bekannten Maßnahmen während der Bauphase, der Art und 

Menge erzeugter Abfälle und deren Auswirkungen auf die Umwelt 

können auf der Ebene des B-Plans nicht getroffen werden  
 

Nr. ee) Risiken für Gesundheit, Um-

welt und kulturelles Erbe 

nicht erheblich 

Nr. ff) Kumulierende Auswirkungen 

durch benachbarte Vorhaben 

nicht erheblich  

- die Bebauung im südlich angrenzenden B-Plan Nr. 15 mit 1. Än-

derung, rechtskräftig seit 2019, ist bereits umgesetzt, 

- die hier vorliegende Planung löst keinen zusätzlichen erheblichen 

Eingriff aus  

Nr. gg) Auswirkungen auf das Klima 

und Anfälligkeit im Klimawan-

del 

nicht erheblich, da keine klimatisch relevanten Ausgleichsleistun-

gen vorliegen  

vorhanden durch Verschiebung in Richtung Wärmebildung/Tro-

ckenheit (Wärmespeicherung durch Bebauung) und Erhöhung der 

Luftschadstoffbelastung 

→ Minimierungsmaßnahmen durch Anpflanzungen von Großbäu-

men und Anlage von Entwässerungseinrichtungen als Verduns-

tungsflächen 

Nr. hh) eingesetzte Stoffe und nicht quantifizierbar im B-Plan,  
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Techniken - es wird davon ausgegangen, dass im Rahmen der zukünftigen 

baulichen Maßnahmen nur rechtlich anerkannte und allgemein 

häufig verwendete Techniken und Stoffe angewandt beziehungs-

weise eingesetzt werden.  

 

Baubedingte Auswirkungen auf das Schutzgut Klima / Luft 

Durch die Planung wird während der Bauphase die Vegetationsdecke abgetragen und anschließend wer-

den Flächen versiegelt. Hierdurch reduziert sich die ohnehin geringe Kalt- und Frischluftentstehungs-

funktion weiter. Gleichzeitig ist durch den Baustellenverkehr eine zeitlich begrenzte Erwärmung und 

partielle Schadstoffbelastung/Abgase zu erwarten. Anschließend wird auf einem Teil der betroffenen 

Flächen durch die Anlage von Gärten und kleinflächig Grünflächen eine Vegetationsdecke wiederherge-

stellt.  

Die Bauphase ist vorübergehend und nur kurzfristig wirksam. Diese Auswirkungen werden daher als 

nicht erheblich eingeordnet.  

Betriebs- und anlagebedingte Auswirkungen auf das Schutzgut Klima / Luft  

Durch die geplanten neuen Versiegelungen wird die Kaltluft-/Frischluftentstehung auf den betroffenen 

Flächen unterbunden und gleichzeitig die Erwärmung erhöht. Hierbei wirken sich das Wärmespeicher-

vermögen von Baustoffen oder ein hoher Versiegelungsgrad negativ aus. Durch die Überbauung und 

Nutzungsänderungen ist daher eine Verschiebung in Richtung Wärmebildung/Trockenheit potenziell zu 

erwarten. Die Anlage von Gärten auf den Grundstücken und die kleinflächigen Grünflächen mit einer 

Vegetationsdecke, Gehölzen und Baumpflanzungen wirkt diesem Prozess entgegen.  

Ein  zusätzlich hier neu entstehendes Verkehrsaufkommen in Kombination mit dem Grad der Versiege-

lung sorgt zudem für eine Zunahme an Luftbelastungen im betroffenen Bereich. Durch Minimierungs-

maßnahmen kann diesen Belastungen teilweise entgegengewirkt werden. 

 

5.4.6.6 Bewertung der Auswirkungen bei Plandurchführung auf das Schutzgut Klima/Luft 

Es erfolgen hier keine Eingriffe in klimatisch relevante Flächen und es sind keine nachhaltigen Störungen 

der Luftzirkulation durch die Bebauung zu erwarten. Insofern sind die unvermeidbaren Auswirkungen 

insgesamt als nicht erheblich einzuordnen. 

Die vorhandenen Knicks mit besonderer Bedeutung für das Kleinklima bleiben mit Ausnahme der Durch-

brüche für Zufahrten erhalten. Die Großbäume bleiben teilweise ebenfalls erhalten. 

Großklimatisch betrachtet reduziert jede Neuversiegelung die verdunstungswirksamen Flächen in der 

Umgebung und vermindert damit die Resilienz gegenüber den negativen Folgen des Klimawandels (hier-

bei insbesondere in Hitzeperioden). 
 

Dem ist hier durch eine umfassende Durchgrünung des Gebietes mit viel Großgrün entgegenzuwirken. 

Die potenziell möglichen Auswirkungen auf das Klima/Luft können durch eine Reihe von Minimierungs-

maßnahmen wirksam reduziert bzw. minimiert werden.  

 

Insgesamt werden die Auswirkungen auf das Schutzgut Luft/Klima bei Durchführung der vorgeschlage-

nen Maßnahmen als nicht erheblich und weitgehend ausgleichbar eingestuft. 
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Minimierungsmaßnahmen 

➢ LV 1 Pflanzung von verdunstungsfördernden Pflanzen/Anlage offener Verdunstungsmulden 

Durch die Pflanzung von verdunstungsfördernden Pflanzen und Großbäumen sowie die Anlage von 

offenen Verdunstungsmulden im Bereich der Grünflächen und entlang der Verkehrsflächen ist der 

stärkeren Wärmebildung entgegenzuwirken. 

➢ LV 2 Durchgrünung des Gebietes mit Großbäumen (Baumpflanzungen) 
1. entlang der Planstraße 1  

2. in den Grünflächen an Planstraße 3 

3. im Bereich von Stellplatzanlagen 

Geeignete Baumarten sind: Berg- und Spitzahorn (Acer pseudoplatanus und A. platanoides), Feld-

ahorn (Acer campestre), Roßkastanie (Aesculus hippocastanum), Hainbuche (Carpinus betulus), 

Feldulme (Ulmus carpinifolia Resista), Eiche (Quercus robur), Linde (Tilia cordata). 

Im Bereich von Stellplatzanlagen und entlang der neuen Erschließungsstraße sind auch die folgen-

der klimawandeltauglicher Arten gut geeignet: Silberlinde (Tilia tomentosa „Brabant“), Hopfen-

buche (Ostrya carpinifolia), Fraxinus ornus (Blumenesche), Amer. Rotesche (Fraxinus pensylvanica 

„Summit“), Spanische Eiche (Quercus hispanica „Wageningen“). 

5.4.7 Schutzgut Landschafts- / Ortsbild  

Nach § 1 Abs. 1 BNatSchG (3) sind die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von 

Natur und Landschaft auf Dauer zu schützen, zu pflegen, zu entwickeln und bei Bedarf wiederherzustel-

len. Die Qualität des Landschafts- sowie Ortsbildes ist wichtig für das Wohlbefinden des Menschen und 

die Erholungsfunktion der Landschaft. Es ergibt sich aus einem Zusammenspiel flächig, linienhaft und 

punktuell wirksamer, natürlicher und anthropogener Landschaftsstrukturen, vorhandener Reliefstruk-

turen und der Raumwirkung.  

Hierbei sind vielfache Wechselwirkungen insbesondere zum Schutzgut Mensch und zu den Schutzgü-

tern Pflanzenwelt (Lebensraumfunktion und ökologischer Zustand) und den Kultur- und Sachgütern 

(Landschaftsbild prägende Elemente und Kulturlandschaften) gegeben. 

5.4.7.1 Ausgangssituation 

Der Planungsraum liegt als Landschaftsfenster innerhalb der Siedlungsflächen im nördlichen Bereich des 

Ortes Rickling, der hier durch angrenzende Wohnbebauung im Norden, Westen und Süden geprägt ist. 

Nach Osten folgt die freie Landschaft mit kleinteilig durch Knicks gegliederten Acker- und Grünlandflä-

chen. In ca. 450 m Entfernung verläuft die B 205 mit erheblichem KFZ-Verkehr. 

Der Raum ist von außen nur entlang des „Grüner Weges“ bedingt einsehbar sowie am Gasthof von der 

„Dorfstraße“ aus. Die Fläche selbst teilt sich in den Bereich um den Gasthof an der „Dorfstraße“ sowie 

den Schießstand ein und in die freie Ackerfläche im Ostteil.  

Der Bereich um den Gasthof „Zur Doppeleiche“ weist die im dörflichen Raum typischen Strukturele-

mente auf mit teilversiegelten Flächen für Stellplätze einschließlich Kopfsteinpflaster und Feldstein-

mauer, mit Hofflächen und diversen Schuppen und einer ehemaligen Scheune, mit großen Rasen- und 

Gartenflächen, einem Obstgarten sowie einigen ortsbildprägenden Großbäumen und wenigen „verwil-

derten“, Gehölz bewachsenen Ecken. Am Südrand steht das Gebäude der Ricklinger Bürgerschützen mit 

Schießstand. Das Dach ist teilweise grasbewachsen. 
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Abbildung 29: Gasthof von der Dorfstraße aus gesehen und erhaltenswerter Baumbestand auf Rasenflächen hinter der 
Scheune am Gasthof 

Der Acker im Ostteil wird durch einen Erdwall mit Gras- und Krautbewuchs nach Westen zum Gelände 

des Gasthofes hin abgegrenzt und wird im Übrigen allseits von Knicks gesäumt.  

Auf den nach Norden anschließenden Flächen grenzen die weitere Wohnbebauung und ein Kinderspiel-

platz jenseits des Knicks unmittelbar an. Gleichermaßen folgen im Süden auf den benachbarten Flächen 

weitere Wohngebiete.  

Erschließung  

Das Gelände des Gasthofes ist von der „Dorfstraße“ aus gut erschlossen. Hier befinden sich auch groß-

räumige Stellplatzflächen für den Gasthof. Zum Schießstand des Bürgerschützenvereins besteht eine 

direkte fußläufige Verbindung von der „Dorfstraße“ aus und über eine Stichstraße von Süden von der 

Martin-Meiners-Straße aus.  

Die Ackerfläche ist vom „Grüner Weg“ im Osten über eine einfache Zufahrt erschlossen.  

Die Straße „Grüner Weg“ und die „Dorfstraße“ werden jeweils von Fußwegen im Plangebiet begleitet. 

Unmittelbar am nördlichen Rand außerhalb des Geltungsbereiches verläuft ein Erschließungsweg für 

die dort angrenzenden Anwohner vom Grundstück 192 und 193. 

Relief/Topografie 

Das Gebiet ist weitgehend eben und liegt auf einem Höhenniveau um rund +37 m NHN. Der Acker wird 

über einen unbepflanzten, ca. 1,5 m hohen Erdwall mit Gras- und Krautbewuchs zum Gasthofgelände 

hin abgegrenzt. Das Relief in der Umgebung ist ebenfalls weitgehend eben mit nur sehr geringen Hö-

henunterschieden.  

 

5.4.7.2 Bewertung der Ausgangssituation  

Dem Landschafts- und Ortsrandbild im Plangebiet sowie im weiteren Umfeld wird insgesamt eine allge-

meine Bedeutung beigemessen. Bezüglich der Kriterien Vielfalt, Eigenart und Schönheit der Landschaft 

liegt ein vergleichsweise einseitig strukturierter Landschaftsraum bzw. Siedlungsbereich vor. Das Gebiet 

selbst stellt sich als langgestrecktes Landschaftsfenster im Siedlungsraum dar. 

Im Rahmen der Naherholungsfunktion besitzt der Raum ebenfalls keine besondere Bedeutung, da er 

abseits der ausgewiesenen attraktiven Freizeitangebote in der Umgebung liegt und, abgesehen vom 

Gasthof und vom Schießstand, nur sehr begrenzt erlebbar ist. Lediglich zum nördlich angrenzenden 

Spielplatz bestehen aufgrund der räumlichen Nähe potenziell durch den Knick mögliche Sichtbeziehun-

gen.  
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Das B-Plangebiet wird durch einige ortsbildprägenden Einzelbäume sowie die kulissenhaften Gehölz-

strukturen der Knicks mit Überhältern an den Rändern bereichert, die das Gelände in die Landschaft 

einbinden. Diese Elemente besitzen eine besondere Bedeutung für das Landschafts- und Ortsbild und 

haben eine besondere Funktion zur Eingrünung des Geländes.  

Geplante Maßnahmen im Wurzel- und Kronenbereich orts- und landschaftsbildprägender Großbäume 

bedürfen der Genehmigung durch die Untere Naturschutzbehörde. 

 

5.4.7.3 Prognose zu den Auswirkungen auf das Landschaftsbild bei Nichtdurchführung der Pla-
nung 

Bei Nichtdurchführung der Planungen werden keine nennenswerten Veränderungen für das Land-

schaftsbild und den Ortsrand zu erwarten sein, wenn die Flächen wie bislang weiter genutzt werden.  

 

5.4.7.4 Prognose zu den Auswirkungen bei Plandurchführung für das Landschafts- und Ortsbild 
und das natürliche Erholungspotential 

Tabelle 17: Übersicht/Checkliste zur Prognose zum Schutzgut Landschafts-/Ortsbild gemäß Anlage 1 BauGB Abs. 2b 

Abs. 2b Aussagen zum Thema Einstufung der Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Land-

schaftsbild und das natürliche Erholungspotential 

Nr. aa)  Überbauung und Abrissarbeiten potenziell erheblich 

→ Erhaltung der eingrünenden Gehölzstrukturen  

→ Erhaltung der ortsbildprägenden Großbäume 

→ Neugestaltung mit Durchgrünung  
Nr. bb) Nutzung der natürlichen Res-

sourcen 

kleinflächig erheblich, ortsbildprägende Einzelbäume und 

Durchbruch in Gehölzrandkulissen 

im Übrigen nicht erheblich, da Flächen mit einer allgemeinen 

Bedeutung für das Landschafts- und Ortsbild und das natürliche 

Erholungspotenzial  

→ die übrigen ortsbildprägenden Einzelbäume und Gehölzku-

lissen sind als zu erhalten festzusetzen 

Nr. cc) Art und Menge an Emissionen - nicht relevant für das Landschafts- und Ortsbild 

Nr. dd) Art und Menge der erzeugten 

Abfälle usw. 
- nicht quantifizierbar im B-Plan,  

qualifizierte und quantifizierbare Angaben zu noch nicht ge-

nauer bekannten Maßnahmen während der Bauphase, der Art 

und Menge erzeugter Abfälle und deren Auswirkungen auf die 

Umwelt können auf der Ebene des B-Plans nicht getroffen wer-

den   
Nr. ee) Risiken für Gesundheit, Umwelt 

und kulturelles Erbe 

nicht erheblich 

Nr. ff) Kumulierende Auswirkungen 

durch benachbarte Vorhaben 

nicht erheblich  

- die Bebauung im südlich angrenzenden B-Plan Nr. 15 mit 

1. Änderung, rechtskräftig seit 2019, ist bereits umgesetzt, 

- die hier vorliegende Planung löst keinen zusätzlichen erhebli-

chen Eingriff ins Landschaftsbild aus (Schließung eines schma-

len Landschaftsfensters im Siedlungsraum) 

Nr. gg) Auswirkungen auf das Klima und 

Anfälligkeit im Klimawandel 

keine Relevanz bezüglich des Landschafts-/Ortsbildes  

Nr. hh) eingesetzte Stoffe und Techni-

ken 

nicht quantifizierbar im B-Plan,  

- es wird davon ausgegangen, dass im Rahmen der zukünftigen 
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baulichen Maßnahmen nur rechtlich anerkannte und allgemein 

häufig verwendete Techniken und Stoffe angewandt bezie-

hungsweise eingesetzt werden.  

 

Baubedingte Auswirkungen auf das Landschafts-/Ortsbild 

Baustellenverkehr, Baustelle 

Die Flächen werden während der Bauphase vorübergehend durch das Aussehen einer Baustelle geprägt 

sein und die Naherholungsfunktion angrenzender Bereiche (Spielplatz) wird durch den Baustellenver-

kehr gestört sein. Der ursprünglich von Osten gesehene Charakter eines Landschaftsfensters im Sied-

lungsraum geht dabei bereits vollständig verloren.  

Auf den zuführenden Straßen wird es während der Bauphase ebenfalls vorübergehend zu Mehrbelas-

tungen und Störungen des Erholungspotentials durch den Baustellenverkehr kommen, was sich vor al-

lem am „Grüner Weg“ als störend auswirken kann. Die Bauphase ist jedoch insgesamt vorübergehend 

und nur kurzzeitig wirksam und die betroffenen Bereiche werden anschließend neugestaltet. Diese Aus-

wirkungen werden daher als nicht erheblich eingeordnet. 

Beeinträchtigung von ortsbildprägenden Einzelbäumen und Knicks 

Der vorhandene Großbaum- und Knickbestand soll teilweise erhalten werden. Durch die Baumaßnah-

men kann es potenziell im Wurzel- und Kronenraum der erhaltenswerten Bäume und entlang der Knicks 

zu Beeinträchtigungen  z.B. durch die Baufahrzeuge und Materialablagerungen kommen. Diese poten-

ziell möglichen Auswirkungen sind durch geeignete Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen zu vermei-

den. 

➢ Hinweis auf Beachtung der Vorschriften der DIN 18920, der RAS- LG4 und der ZTV- Baumpflege bei 

der Bauausführung zum Schutz der Gehölzstrukturen während der Bauarbeiten.  

➢ Hier  ist ggf. ein fachgerechter Rückschnitt vor Baustellenbeginn zur Vermeidung von Beschädigun-

gen im Kronenraum durchzuführen. Gleichzeitig ist eine Lagerung von Material und ein Abstellen 

von Baufahrzeugen im Wurzel- und Kronenraum + umlaufend 1,5 m um die zu erhaltenden Einzel-

bäume unzulässig.  

➢ Entlang der entwidmeten Knicks ist ein mind. 3m breiter Schutzstreifen während der Bauphase von 

Ablagerungen und vom Befahren freizuhalten und zur Vermeidung von Beeinträchtigungen durch 

einen Bauzaun von mind. 0,8 m Höhe abzuzäunen.  

➢ Geplante Maßnahmen im Bereich orts- und landschaftsbildprägender Großbäume bedürfen der Ge-

nehmigung durch die Untere Naturschutzbehörde. 

 

Fällung von Bäumen 

Im westlichen Bereich des Gebietes werden einige Bäume für die Umsetzung der Planungen gefällt. Dies 

betrifft die folgenden Bäume (Hinweis: Bäume mit Umfang < 50 cm / Ø < 15 cm werden nicht berück-

sichtigt): 
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Abbildung 30: Fällung eines erhaltenswerten und ortsbildprägenden 
Großbaumes im Plangebiet 

 

Diese Eingriffe treten bereits während der Bauphase ein. Sie sind als erheblich einzustufen und daher 

durch Neupflanzungen gemäß Runderlass zu ersetzen (siehe auch Kap. 5.4.3).  

 

Nr. Baumart Stamm-Ø, Kronen-Ø / Stammumfang 

2 Stieleiche, ortsbildprägend 50 cm / 12 m / 157 cm 

3 Bergahorn, ortsbildprägend 26 cm / 8 m / 81 cm 

9 Stieleiche, ortsbildprägend 23 cm / 7 m / 72 cm 

10 Stieleiche 17 cm / 5 m / 53 cm 

11 Buche, ortsbildprägend 32 cm / 7 m / 101 cm 

 

In die Knicks wird durch die Planungen lediglich für die Zufahrten auf das Gelände eingegriffen (Hinweis: 

hierfür sind sowohl eine Genehmigung durch die UNB als auch Ersatzpflanzungen erforderlich). Sie blei-

ben in ihren heutigen Ausprägungen im Übrigen erhalten. Bezüglich des Landschaftsbildes ergibt sich 

hierdurch keine erhebliche Veränderung. 

 

Anlage- und nutzungsbedingte Auswirkungen auf das Landschafts-/Ortsbild   

Die Flächen besitzen  nur eine allgemeine Bedeutung für das Landschaftsbild und das natürliche Erho-

lungspotential des Raumes und sind zugleich für die Allgemeinheit z.Zt. nur sehr begrenzt erlebbar.  

Die Fläche  stellt eine Art „Landschaftsfenster“ im Siedlungsraum dar, das mit Durchführung der Planung 

verloren geht. Dies bewirkt hier eine Veränderung, die sich erheblich auf das Landschaftsbild am Orts-

rand auswirken kann. Dies gilt es insbesondere durch die Erhaltung der einbindenden Gehölzstrukturen 

zu vermeiden  (Erhaltung der Knicks/Gehölzstrukturen und der ortsbildprägenden Großbäume) und 

durch weitere Maßnahmen zu minimieren. 

Zur Minimierung der Auswirkungen sind die wesentlichen Gehölzstrukturen zu erhalten: 

➢ die Knicks werden als Gehölzstreifen innerhalb von linearen Grünflächen entlang der Grundstücke 

mit Ausnahme der erforderlichen Zufahrten als zu erhalten festgesetzt, 
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➢ die ortsbildprägenden Großbäume mit besonderer Bedeutung sind als zu erhalten festzusetzen. 

➢ Zur weiteren Minimierung der Auswirkungen ist der Charakter des Neubaugebietes an die bebaute 

Umgebung anzupassen. Hier sind daher entlang der Verkehrswege und auch auf den Baugrundstü-

cken ausreichend Großbäume neu zu pflanzen. Vorgesehen ist daher für jedes Grundstück die Pflan-

zung eines Laubbaumes zur Durchgrünung des Gebietes. Entlang der Planstraßen sind an geeigne-

ten Stellen Ersatzbäume für die geplanten Baumfällungen zu pflanzen. 

 

5.4.7.5 Bewertung der Auswirkungen bei Plandurchführung für das Landschafts- und Ortsbild und 
das natürliche Erholungspotential 

Die erheblichen Veränderungen für das Landschafts-/Ortsbild und die Ortsrandsituation sind durch Ver-

meidungs- und Minimierungsmaßnahmen (diverse Erhaltungsmaßnahmen und die Neupflanzung von 

Großgehölzen) wirksam zu reduzieren bzw. zu minimieren. Bei Durchführung der vorgesehenen Maß-

nahmen können die verbleibenden Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaftsbild/Erholungspoten-

zial als weitgehend ausgleichbar und damit als nicht erheblich eingestuft werden. 

5.4.8 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

5.4.8.1 Ausgangssituation Kulturgüter 

Archäologische Kulturgüter  

Der Bereich liegt in einem großräumigen Archäologischen Interessensgebiet (Nr. 1 und Nr. 4, Amt 

Boostedt-Rickling) und besitzt damit hierfür eine besondere Bedeutung. „Diese Fläche befindet sich im 

Umfeld mehrerer Objekte der Archäologischen Landesaufnahme (u.a. Grabhügel, Brunnen und Einzel-

funde) und zweier archäologischer Kulturdenkmale gem. § 2 Abs. 2 DSchG SH 2015, die gem. § 8 Abs. 1 

DSchG SH in die Denkmalliste eingetragen sind (aKD-ALSH-4515 und -4516; vorgeschichtliche Grabhü-

gel). Es liegen daher deutliche Hinweise auf ein hohes archäologisches Potenzial dieser Planfläche 

vor.....Erdarbeiten in diesen Bereichen bedürfen demnach der Genehmigung des Archäologischen Lan-

desamtes.“ (Stellungnahme des ALSH vom 05.08.2025) 

 

 
Abbildung 31: Lage in einem Archäologischen Interessensgebiet 

(Quelle: DANord, Archäologie-Atlas SH) 
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Historische Kulturlandschaft 

Der überwiegende Bereich insbesondere die Fläche des Ackerlandes ist als Historische Kulturlandschaft 

– hier Knicklandschaft ausgewiesen (vgl. Abbildung 19). Die wertgebenden Elemente und Strukturen 

sind hierbei die Knicks.  

 

5.4.8.2 Bewertung der Ausgangssituation 

Der Planungsraum besitzt aufgrund der oben dargestellten Ausgangssituation eine besondere Bedeu-

tung für Archäologische Kulturgüter und als historische Kulturlandschaft. 

 

5.4.8.3 Prognose zu den Auswirkungen bei Plandurchführung 

Die Auswirkungen der Planungen sind erheblich, da hier „....im Verlauf der weiteren Planung in ein Denk-

mal eingegriffen werden wird“ und gleichzeitig der typische Charakter der historischen Kulturlandschaft 

mit Knicks grundlegend verändert und durch Siedlungsstrukturen ersetzt wird.  

 

Hier sind vorab gem. § 14 DSchG archäologische Untersuchungen erforderlich. Das Archäologische Lan-

desamt ist daher frühzeitig im weiteren Planungsprozess zu beteiligen und die wertgebenden Knicks der 

historischen Knicklandschaft sind zu erhalten (mit Ausnahme von Durchbrüchen für die Zufahrten). 

 

Minimierungs- und Kompensationsmaßnahmen  

➢ Das Archäologische Landesamt SH stimmt den Planungen unter der Auflage zu, dass „vor dem Be-

ginn von Erdarbeiten die Fläche durch das Archäologische Landesamt Schleswig-Holstein untersucht 

und vorhandene Denkmale geborgen und dokumentiert werden.“ Es weist darauf hin, eine diesbe-

zügliche Absprache möglichst frühzeitig zu treffen, um Verzögerungen im sich anschließenden Bau-

ablauf zu vermeiden.  

➢ Erdarbeiten innerhalb des Archäologischen Interessensgebietes bedürfen gem. § 12 Abs. 2 S. 6 

DSchG SH der Genehmigung des Archäologischen Landesamtes Schleswig-Holstein. „Nach Abwä-

gung der Belange des Verursachers mit denen des Denkmalschutzes stehen aus Sicht des Archäolo-

gische Landesamt Schleswig-Holstein an dieser Stelle keine Gründe des Denkmalschutzes einer Ge-

nehmigung entgegen. Sie ist daher gem. § 13 Abs. 2 DSchG SH zu erteilen.“ 

➢ Des Weiteren wird auf die Beachtung von § 15 DSchG SH zu Funden von Kulturdenkmalen hinge-

wiesen. Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie 

Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit. 

➢ Die Knicks sind hier das wertgebende Landschaftselement der historischen Kulturlandschaft. Die 

Eingriffe in das Knicknetz sind daher auf das zwingend erforderliche Maß zu beschränken (Durch-

brüche für die Erschließung) und im Übrigen vollständig zu erhalten und mit Schutzzonen zu verse-

hen.  

➢ Für die Durchbrüche in den Knicks sind vorab Ausnahmen bei der Unteren Naturschutzbehörde des 

Kreises einzuholen und Knickneuanlagen im Umfang gemäß Runderlass als Ersatzmaßnahme durch-

zuführen. 
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5.4.8.4 Sonstige Sachgüter 

Im Planungsraum liegen keine Leitungen und sonstigen Schutzgüter vor.  

5.4.9 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

Tabelle 18: Wechselwirkungen 

Schutzgut  Wechselwirkungen mit anderen Schutzgütern  

Menschen - Arten und Lebensgemeinschaften, Boden, Wasser, Klima/Luft bilden die Lebensgrundlage 
des Menschen, das Landschaftsbild ist insbesondere Grundlage für die landschaftsgebun-
dene Erholung 

Arten- und Lebens-
gemeinschaften 

- Abhängigkeit der Vegetation von den abiotischen Standorteigenschaften (Bodenart und -
typ, Grundwasserflurabstand) 

- Bestandteile/Strukturelemente des Landschaftsbildes  
- anthropogene Vorbelastungen von Pflanzen/ Biotopstrukturen (Überbauung, Standortver-

änderungen) 
- Abhängigkeit der Tierwelt von der biotischen und abiotischen Lebensraumausstattung (Ve-

getation/ Biotopstruktur, Biotopvernetzung, Boden, Wasserhaushalt u.a.) 
- anthropogene Vorbelastungen von Tieren und Tierlebensräumen (Störung, Verdrängung) 

Boden/Fläche - Abhängigkeit der Bodeneigenschaften von den geologischen, geomorphologischen, vege-
tationskundlichen Verhältnissen und denen des Wasserhaushaltes 

- Boden als Lebensraum für Tiere und Menschen, als Standort für Biotope u. Pflanzengesell-
schaften sowie in seiner Bedeutung für den Landschaftswasserhaushalt  

- anthropogene Vorbelastungen (Bearbeitung, Stoffeinträge, Verdichtung, Versiegelung) 

Grundwasser - Abhängigkeit der Grundwasserneubildung, der Retentionsfunktion, des Grundwasser-
schutzes und der Grundwasserdynamik von bodenkundlichen, vegetationskundlichen und 
nutzungsbezogenen Faktoren 

- anthropogene Vorbelastungen des Grundwassers (Nutzung, Stoffeintrag)  

Klima / Luft - Lebensgrundlage für Menschen sowie Arten und Lebensgemeinschaften 
- Bedeutung von Vegetationsflächen für die lufthygienische Ausgleichsfunktion 
- Anthropogene Vorbelastungen (Stoffeinträge, Wärmebildung, Lufthygiene) 

Landschaftsbild - Abhängigkeit des Landschaftsbildes von den Landschaftsfaktoren Relief und Vegeta-
tion/Nutzung 

- Grundlage für die naturnahe Erholung des Menschen 
- anthropogene Vorbelastungen des Landschaftsbildes und Landschaftsraumes (Überfor-

mung) 

 

Die für die Planung relevanten Wechselwirkungszusammenhänge und funktionalen Beziehungen inner-

halb von Schutzgütern und zwischen Schutzgütern wurden im Rahmen der schutzgutbezogenen Aus-

wirkungsprognose berücksichtigt. Voraussichtlich treten keine weiteren erheblichen nachteiligen Aus-

wirkungen infolge der Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern durch Addition oder Potenzieren 

der Wirkungen auf.  
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5.5 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Aus-

wirkungen bei Realisierung der Planung 

(gemäß Nr. 2c) der Anlage 1 (zu § 2(4) und den §§ 2a und 4c) BauGB) 

5.5.1 Schutz-, Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen    

Schutzgut Mensch 

Es sind keine besonderen Maßnahmen zum Schallschutz erforderlich.  

 

Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften, Pflanzen und Tiere und Biodiversität 

Bei Durchführung des Vorhabens kann ein Eintreten von Verbotstatbeständen für die potenziell be-

troffene Tierwelt vermieden werden durch die Festsetzung und Umsetzung einer Reihe von Schutz- und 

Vermeidungsmaßnahmen.  

➢ AV 13 Besatzkontrolle und ökologische Baubegleitung bei Abrissarbeiten  

Durchführung einer Besatzkontrolle bezüglich Fledermausvorkommen und Brutvögeln vor Abriss 

von Gebäuden (ökologische Baubegleitung). Ggf. resultieren daraus weitere geeignete Schutz-, Ver-

meidungs- und Ausgleichsmaßnahmen (Bedarf einer Einzelfallbetrachtung) oder Negativnachweis 

von Brutvorkommen/Wochenstubenquartieren. 

➢ AV 2 Besatzkontrolle und ökologische Baubegleitung vor Fällung von Großbäumen/Obstbäumen  

Die Großbäume und die Obstbäume (jeweils Bäume mit einem Stammdurchmesser von mehr als 20 

cm) sind vor einer Fällung auf Besatz mit Fledermäusen zu kontrollieren/Endoskopie. Dies ist mittels 

Endoskopie vor der beginnenden Wochenstubenzeit (01.03. bis 15.05.) oder vor der beginnenden 

Winterruhe (01.08. bis 30.11.) durchzuführen. Sollte ein Besatz festgestellt werden, sind weitere 

Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen notwendig (Bedarf einer Einzelfallbetrachtung).  

➢ AV 3 Bauzeitenregelung zu Baumfällungen (Brutvögel (Gehölzbrüter) und Fledermäuse) 

Alle Fällungen von Bäumen einschließlich der Obstbäume sind in einem Zeitraum durchzuführen, in 

dem sich nachweislich keine Brutvögel und/oder Fledermäuse in den Gehölzen aufhalten (Winter-

ruhe). Dieser Zeitraum erstreckt sich vom 01.12. bis zum 28./29.02. des Folgejahres.  

➢ AV 4 Bauzeitenregelung zur Baufeldfreimachung/Knickrodung 

Alle übrigen Arbeiten zur Baufeldfreimachung (Fällung und Rodung der sonstigen Gehölze, Knicks-

trecken, Beseitigung der Vegetationsstrukturen) sind nur im Zeitraum zwischen dem 01.10. und 

dem 28./29.02. des jeweiligen Folgejahres (d.h. außerhalb der Vogelbrutzeit) durchzuführen.  

Abweichungen vom Bauzeitenfenster sind nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der zustän-

digen UNB zulässig. Sofern aus belegbaren Gründen die Einhaltung der Bauzeitenregelungen nicht 

möglich ist, sind der UNB zum einen die betriebsbedingten Gründe durch den Antragsteller darzu-

legen, zum anderen ist durch eine Umweltbaubegleitung fachlich darzustellen, wie Besatzkontrollen 

und Vergrämungsmaßnahmen durchzuführen sind. 

➢ AV 5 Vermeidung von Baustellenbeleuchtungen und nächtlichen Arbeiten  

Zum Schutz von lichtempfindlichen Fledermausarten sind nächtliche Arbeiten bzw. ist eine nächtli-

che Baustellenausleuchtung unzulässig. 

 
3 AV = Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahme 
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➢ AV 6 Fledermaus- und insektenfreundliche Beleuchtung der Planstraßen 

Lampen der Außen- und Straßenbeleuchtung sind aus Gründen des Fledermaus- und Insektenschut-

zes mit LED-Lampen auszustatten, deren Lichtfarbtemperatur maximal 2700 Kelvin und eine Wel-

lenlänge unter 540 nm aufweist. Der Abstrahlwinkel der Lampen soll maximal 80° betragen (bezo-

gen auf die Senkrechte zur Geländeoberfläche). Im Bereich der Knicks sollen die Lampen von diesen 

abgewandt ausgerichtet werden. 

 

Schutzgut Pflanze     

➢ PV 1 Einrichtung von Schutzstreifen 

Einrichtung von 3m breiten Schutz- und Pufferzonen ab Knickfuß entlang der zu entwidmenden 

Knicks (Schutzstreifen). Die Schutzstreifen sind während der Bauphase von Ablagerungen und vom 

Befahren freizuhalten und abzuzäunen.  

Die Schutz- und Pufferzonen werden in der Planzeichnung als Grünflächen mit der Zweckbestim-

mung Schutzstreifen (S) festgesetzt und sind als unversiegelte Grünflächen zu entwickeln. Bauliche 

Anlagen, Versiegelungen jeder Art, Aufschüttungen und Abgrabungen sind dort unzulässig. 

➢ PV 2 Entwidmung von Knickstrecken  

Für alle Knickstrecken im Geltungsbereich des B-Plangebietes ist vorgesehen, sie als geschützte 

Biotope im Sinne des § 30 BNatSchG zu entwidmen. Hierfür ist eine Genehmigung bei der UNB des 

Kreises Segeberg einzuholen und gleichwertiger Ersatz durch Knickneuanlagen im Verhältnis 1 : 1 

zu schaffen – hier in der näheren Umgebung. Zum Knickausgleich siehe unten (Kap. 5.5.2). 

Die entwidmeten Knickstrecken werden in der Planzeichnung als Gehölzstreifen und zu erhaltende 

Einzelbäume innerhalb von Grünflächen entlang der Grundstücksgrenzen festgesetzt. Sie sind 

dauerhaft zu erhalten und bei Ausfall zu ersetzen. 

➢ PV 3 Erhaltungsbindung für Einzelbäume 

Die gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB zur Erhaltung festgesetzten Bäume sind dauerhaft zu erhalten. 

Während der Baumaßnahmen sind sie gemäß den Bestimmungen der DIN 18920 zu schützen. Hier  

ist ggf. ein fachgerechter Rückschnitt vor Baustellenbeginn zur Vermeidung von Beschädigungen im 

Kronenraum durchzuführen. Gleichzeitig ist eine Lagerung von Material und ein Abstellen von Bau-

fahrzeugen im Wurzel- und Kronenraum + umlaufend 1,5 m um die zu erhaltenden Einzelbäume 

unzulässig. Eingriffe in ortsbildprägende Einzelbäume sind grundsätzlich genehmigungspflichtig und 

sind gesondert bei der Unteren Naturschutzbehörde zu beantragen. 

Bei Abgang von Bäumen, für die der Bebauungsplan eine Erhaltungsbindung festsetzt, ist gleichar-

tiger Ersatz (Hochstamm, mind. 3xv.m.B., Stammumfang mind. 16-18 cm) zu pflanzen.  

➢ PV 4 Beachtung der Vorschriften der DIN 18920/ der RAS- LG4/ ZTV- Baumpflege (Baum- und Ge-

hölzschutz) 

Zum Schutz des zu erhaltenden Baumbestandes insbesondere während der Bauarbeiten sind die 

Vorschriften der DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei 

Baumaßnahmen“, der RAS- LG4, „Richtlinie für die Anlage von Straßen, Teil Landschaftsgestaltung, 

Abschnitt 4 Schutz von Bäumen und Sträuchern im Bereich von Baustellen“ und der ZTV- Baum-

pflege „Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Baumpflege“ bei der Bau-

ausführung zu beachten. 
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Schutzgut Boden 

➢ BV 1 Altlastenuntersuchung 

Bei Nutzungsänderungen sind im Bereich des Schießstandgeländes vorab notwendige orientierende 

Untersuchungen zu Bodenbelastungen (Altlastenuntersuchungen) zur Klärung des Altlastenver-

dachts durchzuführen und etwaige sich daraus ergebende Maßnahmen umzusetzen (Durchführung 

des Gutachtens durch einen Sachverständigen gem. §18 BBodSchG). 

➢ BV 2 Festsetzung von versickerungsfähigen Bodenbelägen 

Festsetzung von versickerungsfähigen Bodenbelägen (Teilversiegelungen) für neu geplante Stell-

plätze mit ihren Zufahrten auf den Baugrundstücken. 

➢ BV 3 Schutz des Oberbodens  

Die Oberböden sind als Baugrundträger für die Baugrundstücke, Verkehrsflächen und der Stellplätze 

grundsätzlich ungeeignet und sind daher zu Baubeginn abzuschieben. Nach § 202 BauGB ist bei der 

Errichtung und Änderung baulicher Anlagen der Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten 

und vor Vernichtung und Vergeudung zu schützen und ggf. auf geeignete Weise zwischenzulagern 

(nach DIN 19639 und 19731).   

➢ BV 4 Wiederverwertung anfallenden Bodens 

Der anfallende unbelastete Boden ist soweit wie möglich im Baustellenbereich wiederzuverwerten 

(Abfallvermeidung gemäß § 6 im Kreislaufwirtschaftsgesetz). Bodenaushub, der nicht vor Ort wie-

der verwendet werden kann oder als Abfall einzuordnen ist, fällt unter die Regelungen des Kreis-

laufwirtschaftsgesetzes. Insgesamt ist ein fachgerechter Umgang mit anfallendem Bodenaushub 

sicherzustellen. 

➢ BV 5 Bodenuntersuchungen bei Bodenabtransport 

Als Minimierungsmaßnahme sind für den Fall des Ausbaus und Abtransports der verdichtungsfähi-

gen Sande von der Baustelle vorab Bodenuntersuchungen mit chemischen Analysen durchzuführen 

sowie ggf. weitere sich daraus ergebende Maßnahmen. Dies dient der Sicherstellung der allgemei-

nen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse. Hierbei sind die besonderen Anfor-

derungen an die abfallrechtliche Probenahme zu beachten.  

➢ BV 6 Beseitigung von Verdichtungen 

Die Beseitigung von Verdichtungen im Unterboden durch den Baustellenbetrieb: Nach Beendigung 

der Bauphase sind die im Zuge der Arbeiten befahrenen Böden, die nicht versiegelt oder überbaut 

werden, wieder tiefgründig aufzulockern.  

➢ BV 7 Einhaltung der einschlägigen Gesetzesvorschriften 

Auf die Einhaltung der Vorgaben des Baugesetzbuches, der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenver-

ordnung, des Bundesbodenschutzgesetzes sowie des Kreislaufwirtschaftsgesetzes, der einschlägi-

gen DIN-Normen und Sicherheitsvorschriften ist hinzuweisen. 
 

Schutzgut Wasser 

➢ WV 1 Versickerung des unbelastetes Niederschlagswassers  

Das anfallende unbelastete Niederschlagswasser der Bauflächen und der Verkehrsflächen soll vor 

Ort verbleiben und versickert werden. Hierbei sind die Vorgaben des Arbeitsblattes DWA-A 138-1 

„Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser“ der Deutschen 

Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V. (DWA) zu beachten. 
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1. Das Niederschlagswasser der befahrenen Verkehrsflächen ist über die belebte Bodenzone in 

Form von straßenbegleitenden Sickermulden oder einer Flächenversickerung abzuleiten.  

2.  Auf den Einzelgrundstücken ist eine flächenhafte Versickerung von unbelastetem Niederschlags-

wasser über die belebte Bodenzone (Sickermulden / Sickerflächen) festzusetzen.  

3. Hofflächenwasser sowie Niederschlagswasser von kupfer- und zinkgedeckten Dachflächen soll 

grundsätzlich über die belebte Bodenzone in Form von Sickermulden/ Sickerflächen versickert wer-

den.  

➢ WV 2 Offenporige Versiegelung Stellplätze  

Auf dem bestehenden Vorplatz vom Gasthof ist weiterhin eine offenporige Versiegelung zu erhal-

ten. Auch für die sonstigen privaten Stellplatzflächen mit ihren Zufahrten ist eine Teilversiegelung 

vorzusehen. 

➢ WV 3  Erhöhung der Verdunstungsleistung  

Zur Erhöhung der Verdunstungsleistung im Gebiet werden Baumpflanzungen im Straßenraum vor-

gesehen und offene Versickerungsmulden angelegt. 

➢ WV 4 Einhaltung der einschlägigen Gesetzesvorschriften  

Einhaltung der einschlägigen Gesetzesvorschriften, DIN-Normen und Sicherheitsvorschriften zum 

Wasserhaushalt. 
 

Schutzgut Klima/Luft 

➢ LV 1 Pflanzung von verdunstungsfördernden Pflanzen/Anlage offener Verdunstungsmulden 

Durch die Pflanzung von vielen verdunstungsfördernden Pflanzen und Großbäumen sowie die An-

lage von offenen Verdunstungsmulden im Bereich der Grünflächen und entlang der Verkehrsflä-

chen ist der stärkeren Wärmebildung entgegenzuwirken. 

 

Schutzgut Landschafts-/Ortsbild 

➢ LV 2 Durchgrünung des Gebietes mit Großbäumen (Baumpflanzungen) 

− entlang der Planstraße 1  

− in den Grünflächen an Planstraße 3 

− im Bereich von Stellplatzanlagen (je 1 Baum pro 4 Stellplätze) 
 

Pflanzliste A. Großbäume: 
Geeignete Baumarten sind: Berg- und Spitzahorn (Acer pseudoplatanus und A. platanoides), Feld-

ahorn (Acer campestre), Roßkastanie (Aesculus hippocastanum), Hainbuche (Carpinus betulus), 

Feldulme (Ulmus carpinifolia Resista), Eiche (Quercus robur), Linde (Tilia cordata).  

Im Bereich von Stellplatzanlagen, entlang der neuen Erschließungsstraße  und auf den Privatgrund-

stücken ist auch die Pflanzung folgender klimawandeltauglicher Arten zulässig: Silberlinde (Tilia 

tomentosa „Brabant“), Hopfenbuche (Ostrya carpinifolia), Fraxinus ornus (Blumenesche), Amer. Ro-

tesche (Fraxinus pensylvanica „Summit“), Spanische Eiche (Quercus hispanica „Wageningen“). Im 

Bereich der privaten Grundstücke ist zusätzlich eine Obstbaumpflanzung zulässig. 

Pflanzgut: Hochstamm, mind. 3xv.m.B., Stammumfang mind. 16-18 cm. 
 

Schutzgut Kulturgüter (nur Hinweise) 

➢ Das Archäologische Landesamt SH stimmt den Planungen unter der Auflage zu, dass „vor dem Be-

ginn von Erdarbeiten die Fläche durch das Archäologische Landesamt Schleswig-Holstein untersucht 
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und vorhandene Denkmale geborgen und dokumentiert werden.“ Es weist darauf hin, eine diesbe-

zügliche Absprache möglichst frühzeitig zu treffen, um Verzögerungen im sich anschließenden Bau-

ablauf zu vermeiden.  

➢ Erdarbeiten innerhalb des Archäologischen Interessensgebietes bedürfen gem. § 12 Abs. 2 S. 6 

DSchG SH der Genehmigung des Archäologischen Landesamtes Schleswig Holstein. „Nach Abwä-

gung der Belange des Verursachers mit denen des Denkmalschutzes stehen aus Sicht des Archäolo-

gische Landesamt Schleswig-Holstein an dieser Stelle keine Gründe des Denkmalschutzes einer Ge-

nehmigung entgegen. Sie ist daher gem. § 13 Abs. 2 DSchG SH zu erteilen.“ 
 

➢ Des Weiteren wird auf die Beachtung von § 15 DSchG SH zu Funden von Kulturdenkmalen hinge-

wiesen. Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie 

Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit. 
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5.5.2 Ausgleichsmaßnahmen  

Schutzgut Tier- und Pflanzenarten und Biodiversität  

Die unvermeidbaren Beeinträchtigungen durch den Abriss von Gebäuden, die Fällung/Rodung von Ge-

hölzen und die genannten dauerhaften Auswirkungen durch die veränderte Nutzung der Flächen (ins-

besondere die Entwertung von Knicks) sind zwingend auszugleichen. Zur Kompensation der Eingriffe 

sind vorgesehen: 

➢ AA 1 / PA 1 Ausgleichpflanzung durch Knickneuanlage  

1. Zum Ausgleich der Knickverluste durch Knickrodung sind orts- und zeitnahe Knickneuanlagen 

durch Neupflanzung von Ersatzknicks in räumlicher Nähe zum Vorhabengebiet (im selben 

Naturraum, hier: Geest) im Verhältnis 1 : 2 in einer Größenordnung von 64 lfm vorzunehmen.  

Hierfür ist folgendes Knickökokonto vorgesehen: Az.: 661.5.01.002-18/23 im Naturraum Geest, 

Flurstück 33 der Flur 5 Gemarkung und Gemeinde Alt Bennebek. 

 

Dies ist in einem Durchführungsverstrag nach § 12 BauGB zwischen der Gemeinde und den 

Vorhabenträgern festzuhalten. Die Eintragung der Grunddienstbarkeit für die untere Natur-

schutzbehörde des Kreises Segeberg zugunsten des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

an erstrangiger Stelle wird bis zum Satzungsbeschluss durch die Gemeinde Rickling notariell auf 

den Weg gebracht. Sollte die Erstrangigkeit nicht möglich sein, wird dies begründet. 

 
Abbildung 32: Lage der Ausgleichsfläche im Knick-Ökokonto Az.: 661.5.01.002-18/23 

 

2. Zum Ausgleich der Knickentwidmung und Knickentwertung im Plangebiet sind orts- und 

zeitnahe Knickneuanlagen durch Neupflanzung von Ersatzknicks in räumlicher Nähe zum 

Vorhabengebiet (im selben Naturraum, hier: Geest) im Verhältnis 1 : 1 vorzunehmen. 

 

Leider stehen z.Zt. in der Gemeinde hierfür keinerlei Flächen zur Verfügung. Auch diesbezügli-

che Anfragen bei ecodots oder über die Landwirtschaftskammer SH haben für den Raum Geest 

diesbezüglich keine ausreichenden Knickersatzstrecken von 580 lfm über Knickökokonten er-

bracht, lediglich der Ausgleich für die Knickbeseitigung ist momentan über Knickökokonten 

leistbar.  
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In Rücksprache mit der unteren Naturschutzbehörde wird im weiteren Verfahren noch einmal 

vertieft geprüft, ob der verbleibende Knickausgleich in Höhe von 580 lfm durch geeignete Aus-

gleichsmaßnahmen erbracht werden kann. Hierzu erfolgen Anfragen bei mindestens drei Öko-

kontobetreibern sowie bei den umliegenden Gemeinden (einschließlich der Gemeinde Rick-

ling). Ergänzend wird eine Veröffentlichung im Bauernblatt zur Akquise entsprechender Aus-

gleichsmaßnahmen vorgenommen.  

 

Sollten diese Bemühungen nicht erfolgreich sein bzw. kein ausreichender Knickausgleich bis 

zum Satzungsbeschluss nachgewiesen werden können, wird der verbleibende Knickausgleich 

über eine Ersatzzahlung erfolgen. 

 

Auch dies ist in einem Durchführungsverstrag nach § 12 BauGB zwischen der Gemeinde und 

den Vorhabenträgern festzuhalten. Die Details hierzu sind durch die untere Naturschutzbe-

hörde des Kreises Segeberg zu bestimmen. 

➢ AA 2 Bedarfsposition zu AV 1 und AV 2: Schaffung künstlicher Nisthilfen  

Für den potenziell möglichen Verlust von Wochenstubenquartieren von Fledermäusen und Brut-

möglichkeiten für Vogelarten ist durch Ausgleichsmaßnahmen Ersatz zu schaffen (Schaffung von 

Ersatzquartieren durch künstliche Nisthilfen) u.a. an geeigneten Großbäumen in der weiteren Um-

gebung. Der Verlust einer Wochenstube ist im Verhältnis 1:3 auszugleichen.  

Die erforderliche Menge und Art an Ersatzquartieren ergibt sich nach Durchführung der Vermei-

dungsmaßnahmen AV 1 und AV 2. 

➢ PA 3 Kompensationspflanzung Großbäume 

Zum Ausgleich der Baumverluste von Einzelbäumen sind entlang der Planstraßen an geeigneten 

Stellen Neupflanzungen von Bäumen im Verhältnis gemäß Runderlass/Knickerlass abhängig vom 

Stammumfang vorzunehmen. Hier sind mind. 8 Großbäume an geeigneter Stelle zum öffentlichen 

Raum hin als Ersatzpflanzung vorzusehen. 

Zur weiteren Minimierung der Auswirkungen ist auch für jedes Grundstück die Pflanzung eines 

Laubbaumes zur Durchgrünung des Gebietes festzusetzen (geeignete Arten wie Pflanzliste A. 

Großbäume). 

Schutzgut Boden 

Für die geplante Bebauung und Erschließung mit Voll- und Teilversiegelungen usw. werden Bodenflä-

chen dauerhaft verändert bzw. gehen verloren. Diese Eingriffe sind unvermeidbar und daher auszuglei-

chen. 

Zur Kompensation der Eingriffe sind folgende Flächen vorgesehen: 

• Lage im Kreis Rendsburg-Eckernförde mit dem Az.: 67.20.35 - Osterrönfeld -  4 im Naturraum 
Geest, Anerkennungsbescheid der UNB des Kreises Rendsburg-Eckernförde vom 22.05.2025 

• Fläche für den Ausgleich zum B-Plan Nr. 24 der Gemeinde Rickling im Wert von 7.479 
Ökopunkten  

• Es handelt sich um einen Teilbereich des Flurstücks 16 der Flur 9, Gemarkung und Gemeinde 
Osterrönfeld mit dem Entwicklungsziel Entwicklung eines Gewässerrandstreifens und mäßig 
artenreiches Feuchtgrünland. Vorgesehene Maßnahmen sind die Extensivierung, Vernässung 
und Aushagerung der Dauergrünlandflächen hin zu einem mesophilen Grünland frischer bis 
feuchter Standorte/Feuchtgrünland (GMm/f und GF). 
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Abbildung 33: Lage der Ausgleichsfläche im Ökokonto Az.: 67.20.35 - Osterrönfeld - 4 

 

Schutzgut Landschaftsbild  

Für die Fällung der ortsbildprägenden und erhaltenswerten Großbäume sind Ausgleichspflanzungen 

vorzusehen (siehe hierzu Kompensationspflanzung Großbäume oben). 

 

Für die Schutzgüter Klima und Kulturgüter werden keine Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. 

5.5.3 Empfehlungen 

➢ Anlage von Gründächern  
Empfohlen wird darüber hinaus die Anlage von Gründächern auch für die bestehenden Gebäude 
zur Verbesserung der klimatischen Bedingungen.  

➢ Schallschutz  
Aus schalltechnischer Sicht wird ein asphaltierter Fahrbahnbelag für die Fahrgassen der Pkw-Stell-
plätze im WA 6 empfohlen. 

5.5.4 Bilanzierung 

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan werden unvermeidbare Eingriffe in den Naturhaushalt vorberei-

tet, die Kompensationsmaßnahmen zur Einbindung der Planungen in die Landschaft bzw. den Ortsteil 

und zum Ausgleich bzw. Ersatz betroffener Funktionen des Naturhaushalts erfordern.  
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Die Ermittlung erfolgt gemäß dem gemeinsamen Runderlass zum“ Verhältnis der naturschutzrechtli-

chen Eingriffsregelung zum Baurecht“ des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und 

ländliche Räume und des Innenministeriums (gültig bis 31.12.2028). Hier sind gemäß Runderlass für die 

Eingriffe die ermittelten Ausgleichsgrößen durch Maßnahmen zur Wiederherstellung der gestörten 

Funktionen und Werte für den Boden vorzusehen, der potenziell natürliche Wasserhaushalt durch ge-

eignete Maßnahmen zu schützen und zu erhalten, die Knickdurchbrüche und die Entwertung der Knicks 

durch Neuanlagen zu ersetzen und die gefällten Bäume durch Neupflanzungen zu ersetzen. 
 

Zum Ausgleich der Eingriffe in den Boden können hier lediglich in geringem Umfang Flächen durch Ge-

bäudeabriss entsiegelt werden.  
 

Tabelle 19: Bilanzierung 

Art des Eingriffs 

Verlust / Beseitigung 

Umfang des Ein-

griffs  

Umfang des erforderlichen 

Ausgleichs  

Ausgleichsfläche/ 

Maßnahme im Gebiet 

1. Rodung von Knickstrecken 

- Planstraße 1 

- Planstraße 3 

- Fußweg zum Spielplatz 

- Fußweg zum Anschluss an 

das B-Plangebiet Nr. 15 
 

 

15 ldm 

7 ldm 

5 ldm 

5 ldm 

Summe 32 ldm 

Neuanlage Knick 

30 ldm  

14 ldm 

10 ldm 

10 ldm 

Summe 64 ldm 

Knick-Konto:  

Az.: 661.5.01.002-18/23 im 

Naturraum Geest, Flur-

stück 33 der Flur 5 Gemar-

kung und Gemeinde Alt 

Bennebek. 

2. Entwertung von Knickstrecken 

- Knick am Nordrand 

- Knick am „Grüner Weg“ 

- Knick am Südrand 

 

237 ldm 

  95 ldm 

248 ldm 

Summe 580 ldm 

Neuanlage Knick 

237 ldm 

  95 ldm 

248 ldm 

Summe 580 ldm 

Wird derzeit geprüft und 

im weiteren Verfahren er-

gänzt. 

 

-> Evtl. nur durch Ersatz-

zahlung möglich 

3. Fällung von erhaltenswerten 

Bäumen (vgl. Kap. 5.4.3)  

5 Stück 8 Stück, Hochstamm 

3xv.m.B. StU mind. 16-18 

8 Baumneupflanzungen im 

Plangebiet 

4. Eingriffe in den Boden 

- gepl. Wohngebiete 

- geplante Verkehrsflächen 

 

11.695 m² 

  3.387 m² 

 

5.848 m² 

1.649 m² 

Summe 7.479 m² 

Ökokonto Az.: 67.20.35 - 

Osterrönfeld -  4 im Natur-

raum Geest, 

7.479 Ökopunkte 

5. Veränderung des Wasser-

haushaltes 

  - Minimierungsmaßnah-

men (offene Versicke-

rungsmulden und Baum-

pflanzungen im Straßen-

raum) 

6. Schaffung von Nisthilfen   AA 2 und AV 1 und AV 2 

7. Artenschutzrechtliche Ver-

meidungs und Ausgleichsmaß-

nahmen 

  AV 1 - AV 6 und AA 1,  

AA 2 und PA 3 
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5.6 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

(gemäß Nr. 2d der Anlage 1 zu § 2(4) und den §§ 2a und 4c BauGB) 

Im Vorlauf zur jetzt vorliegenden Planung haben bereits diverse Abstimmungsgespräche zwischen den 

Vorhabenträgern und der Gemeindevertretung stattgefunden, die letztlich zu dem vorliegenden Ergeb-

nis geführt haben. Hierbei wurden auch verschiedenste andere Erschließungsvarianten besprochen inkl. 

Sackgassenregelungen und Grünachsen durch das Gebiet, die alle mittlerweile von der Gemeinde ver-

worfen wurden.  

Die Alternativenprüfung mit Standortvergleichen für das gesamte Gemeindegebiet wurde in der parallel 

laufenden 24. F-Planänderung detaillierter dargelegt. Dem gemeindeweiten Standortvergleich wurden 

dabei insbesondere die Inhalte des Landschaftsplanes der Gemeinde Rickling und das Gemeindeent-

wicklungskonzept von 2025 zugrunde gelegt. 

Im Ergebnis wurde der hier überplante Bereich, der noch als Restfläche (Landschaftsfenster) innerhalb 

der bereits überbauten Siedlungsflächen verblieben ist, im Landschaftsplan als gut geeignet für eine 

bauliche Entwicklung dargestellt.  

Die Ausweisungen für die geplanten Wohnbauflächen wurden im Zuge der diversen Varianten mehrfach 

verändert. Insbesondere die Größe der Baugrundstücke für Einzel- und Doppelhäuser wurde gegenüber 

anderweitigen Varianten reduziert und stattdessen die Möglichkeit zum Bau von Mehrfamilienhäusern 

geschaffen. Hierbei wird insbesondere dem Grundsatz des sparsameren Umgangs mit Grund und Boden 

Rechnung getragen. 

Die Planstraße 2 wurde zur Erhaltung zweier ortsbildprägender Bäume verlegt. Die Planstraße 3 war 

zunächst als Fußweg gedacht. Vorgesehen ist hier mittlerweile eine Einbahnstraßenregelung, die insbe-

sondere den Abfluss des Verkehrs aus der Martin-Meiners-Straße Richtung „Dorfstraße“ verbessern soll. 

Auch der geplante Fußweg zum Kinderspielplatz wurde zur Berücksichtigung einer mächtigen Eiche im 

Knick verlegt. 

Weitere potenziell mögliche Planungsvarianten zur weiteren Minimierung der Eingriffe blieben in der 

vorliegenden Planung unberücksichtigt (z.B. Änderung des Straßenverlaufs zur Erhaltung weiterer er-

haltenswerter Großbäume und zur Nutzung der vorhandenen Knickzufahrt vom „Grünen Weg“ aus).  

Letztlich hat sich die Gemeinde für die nun vorliegende Planungsvariante entschieden. 

 

5.7 Störfall- und Katastrophenrelevanz    

(gemäß Nr. 2e der Anlage 1 (zu § 2(4) und den §§ 2a und 4c) BauGB) 

Gemäß Artikel 13 der Seveso-III-Richtlinie (2012) ist dem Erfordernis Rechnung zu tragen, dass zwischen 

störfallrelevanten Betriebsbereichen und schutzbedürftigen Umgebungsnutzungen ein angemessener 

Sicherheitsabstand gewahrt bleibt, um der Zunahme einer Gefährdung der menschlichen Gesundheit 

und der Umwelt entgegenzuwirken. Dieser Abstand ist sowohl bei der Planung von störfallrelevanten 

Betriebsbereichen als auch im Rahmen der Bauleitplanung für schutzbedürftige Nutzungen im Umfeld 

vorhandener störfallrelevanter Anlagen zu berücksichtigen.  

 

Schutzbedürftige Nutzungen sind u.a. Wohngebiete, öffentlich genutzte Gebäude und Anlagen, Erho-

lungsgebiete und Stätten mit erhöhtem Publikumsverkehr. Im Umfeld des Vorhabens sind keine Be-

triebsbereiche, die unter die Störfall-Verordnung fallen, vorhanden. Das Vorhaben selbst sieht keine 

vor. 
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5.8 Zusätzliche Angaben 

(gemäß Nr. 3 der Anlage 1 (zu § 2(4) und den §§ 2a und 4c) BauGB) 

5.8.1 Methodik der Umweltprüfung und Hinweis auf Schwierigkeiten / Kenntnislücken  

(gemäß Nr. 3a) der Anlage 1 (zu § 2(4) und den §§ 2a und 4c) BauGB) 

Die zur Untersuchung der Umweltauswirkungen verwendeten Quellen wurden in den entsprechenden 

Abschnitten genannt bzw. beschrieben. Technische Verfahren wurden bei der Durchführung der Um-

weltprüfung nicht angewandt. 

Gemäß der Anlage 1 Punkt 2 des BauGB umfasst der Umweltbericht u.a. eine Beschreibung und Bewer-

tung der Umwelt und ihrer Bestandteile, die jeweils schutzgutbezogen erfolgt. Die Beurteilung sowohl 

des Ausgangszustandes auf der Grundlage der Potentialanalyse als auch der vorhandenen Beeinträch-

tigungen erfolgt dabei verbal argumentativ, wobei ein besonderes Gewicht auf die Herausstellung der 

Wert- und Funktionselemente mit besonderer Bedeutung gelegt wird. Im Rahmen der Bestandsbe-

schreibung und -bewertung werden des Weiteren Vorbelastungen berücksichtigt.  
 

Es werden die folgenden Schutzgüter betrachtet: Mensch, Tiere, Pflanzen und Biodiversität, Boden, 

Wasser, Luft und Klima, Landschaftsbild und Erholungsfunktion und Kultur- sowie Sachgüter, ggf. wer-

den Wechselwirkungen mit betrachtet.  
 

Die Bewertung des heutigen Zustandes erfolgt in zwei Stufen: Bereiche/Strukturen mit allgemeiner und 

Bereiche/Strukturen mit besonderer Bedeutung für das jeweilige Schutzgut.  
 

Tabelle 20: Bewertungskriterien 

Schutzgut Bewertungskriterien 

Mensch • Bedeutung für die Wohnfunktion der ansässigen Bevölkerung, 

• für die menschliche Gesundheit (hier vor allem Berücksichtigung von Lärm)  

• für die Erholungsfunktion 

• vorhandene Ausstattung mit Erholungsinfrastruktur 

Tiere • die Seltenheit und Gefährdung des Lebensraums 

• die landesweite oder regionale Bedeutung für die Tierwelt 

• Vorkommen gefährdeter Tierarten (soweit bekannt), ggf. Indikatorfunktion 

Pflanzen • Naturnähe, Alter und Ersetzbarkeit des Biotoptyps 

• Seltenheit des Biotoptyps sowie ggf. gesetzlicher Schutzstatus  

• Vorkommen seltener Arten (soweit Daten vorhanden), ggf. Indikatorfunktion 

• Vielfalt biotoptypenspezifischer Arten und Ausstattungsmerkmale 

Boden u. Fläche • Naturnähe und Seltenheit  

• ggf. natur- und kulturhistorische Bedeutung, 

• natürliche Ertragsfähigkeit/Bedeutung als landwirtschaftlicher Produktions-

standort   

• Wasserhaltefähigkeit, ggf. besondere Standortverhältnisse 

• Filter- und Pufferfunktionen des Bodens 

Wasserhaushalt • Bedeutung des Grundwasserkörpers für die Trinkwassergewinnung 

Das Plangebiet liegt innerhalb eines Trinkwassergewinnungsgebietes.  

• Anreicherungspotential und Versickerungsfähigkeit des Bodens  
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• Empfindlichkeiten gegenüber Stoffbelastungen, Verdichtungen u.a. 

• Retentionsfunktion 

Luft/Klima • raumbedeutsame lufthygienische Funktionen (Frischluftproduktion, 

Kaltluftentstehung, Kaltluftleitbahnen, Abfluss von Kaltluft) 

• Klimafunktionen (kleinklimatische Besonderheiten und Brandgefahr) 

• Großklimatische Wirksamkeit 

Landschaftsbild und 

Erholungsfunktion 

• Reichhaltigkeit, Ausstattung und Strukturvielfalt der Landschaft 

• Erlebbarkeit und Erreichbarkeit 

• Erholungspotential durch natürliche Faktoren 

Kultur- und Sachgüter • Vorkommen von Archäologische Denkmalen und Baudenkmalen, historischen 

Kulturlandschaften und  -elementen  

Das Plangebiet liegt innerhalb einer Historischen Knicklandschaft und in einem 

Archäologischen Interessensgebiet. 

• Vorkommen sonstiger Sachgüter 

 

Wirkungsprognose zur Ermittlung der Eingriffe und deren Auswirkungen 

Der Umweltbericht ermittelt gem. Anlage 1 Pkt. 2.b) zum BauGB eine Prognose über die Entwicklung 

des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung (Nullvariante) und bei Durchführung der Pla-

nung (Prognose über die Auswirkung).  
 

Zur Ermittlung der Eingriffe/Auswirkungsprognose bei Durchführung der Planungen werden jeweils 

schutzgutbezogen die erheblichen Umweltauswirkungen benannt und bewertet. Grundsätzlich betrach-

tet, führt nicht jeder Wirkfaktor zu einer erheblich nachteiligen Umweltauswirkung. Es ist davon auszu-

gehen, dass dies abhängig ist von der Bedeutung und der Empfindlichkeit des betroffenen Schutzgu-

tes/Bereiches und andererseits von der Intensität des negativen Wirkfaktors. 

Die Bewertung der geplanten Eingriffe wird wie beim Ausgangszustand in zwei Stufen unterteilt: in eine 

geringe und in eine erhebliche Beeinträchtigung für das jeweilige Schutzgut. 
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Wirkfaktoren 

Bei der Ermittlung und Beschreibung der Wirkfaktoren wird, soweit sinnvoll, zwischen bau- und anlage-

/betriebsbedingte Wirkfaktoren und deren Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter einschließlich 

möglicher Wechselwirkungen unterschieden. 

Bauphasenbedingte Wirkfaktoren 

• Geländenivellierung, Abgrabungen, Aufschüttungen 

• Vorübergehende Inanspruchnahme derzeit und künftig nicht überbauter Flächen (Lagerung von 
Stoffen und Befahren, Arbeitsflächen) 

• Lärm-, Licht- und Schadstoffemissionen, Staubentwicklung, Erschütterungen 

• Schädigung/Störung/Beeinträchtigung/Verlust von Lebensräumen und Artenvorkommen 

• Abwasser/Abfälle 

• Störung der Umgebung/zuführenden Straßen durch Baustellenverkehr, Lieferverkehr 

• Wasserhaltemaßnahmen u.a. 
 
Anlage- und betriebsbedingte Wirkfaktoren (Betriebsphase) 

• Überbauung, Flächenversiegelung, ggf. Stoffeintrag  

• Veränderung des potenziell natürlichen Wasserhaushaltes, ggf. Stoffeintrag 

• Lärm-, Licht- und Schadstoffemissionen 

• Störungen des Orts- und Landschaftsbildes und ggf. der Naherholungsfunktion (Einbindung, 
Dimensionierungen, Anpassung an Siedlungsstrukturen u.a.), Fernwirkung 

• Verlust/Beeinträchtigung von Lebensräumen für die Pflanzen- und Tierwelt 

• Veränderungen der kleinklimatischen Bedingungen/ggf. Auswirkungen auf das Großklima. 
 

Hinweis auf Schwierigkeiten oder Kenntnislücken  

Im Rahmen des Verfahrens wurden einige Gutachten und gebietsbezogene Untersuchungen durchge-

führt. Hierzu zählen ein geotechnischer Bericht für einen Teilbereich des Gebietes, ein Schalltechnisches 

Gutachten, eine Biotoptypenkartierung, eine Bewertung der Wasserhaushaltsbilanz nach A-RW1 für 

den Wasserhaushalt und Datenabfragen zur Tierwelt beim Landesamt für Umwelt des Landes Schles-

wig-Holstein. Daneben wurde auf Informationen aus den diversen Daten des DANord, den Themenbe-

reichen des Umweltportals Schleswig-Holstein, die Biotopkartierung des Landes Schleswig-Holstein und 

vorhandene Unterlagen zum Schallschutz, zu Lärmkarten und zur Tierwelt zurückgegriffen. Des Weite-

ren fanden Ortsbesichtigungen und -begehungen statt. Für die Beurteilung des Vorhabens wurde dies 

weitgehend als ausreichend erachtet.  
 

Untersuchungen zur Altlastenrelevanz für den Schießstand wurden nicht durchgeführt, da für den Be-

reich auf absehbare Zeit keine Nutzungsänderung vorgesehen ist. Weitere Untersuchungen zum Boden-

haushalt für die bislang nicht untersuchten Bereiche sind ebenfalls nicht durchgeführt worden. 

5.8.2 Geplante Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen (Monitoring) 

(gemäß Nr. 3b der Anlage 1 (zu § 2(4) und den §§ 2a und 4c) BauGB) 

Die Gemeinde hat gemäß § 4c BauGB und Anlage 1 Nr. 3b des BauGB die erheblichen Umweltauswir-

kungen zu überwachen, die auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, um insbesondere 

unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu erkennen und ggf. geeignete Maßnahmen 

zur Abhilfe zu veranlassen (Monitoring der planerischen Aussagen zu den prognostizierten Auswirkun-

gen). Ggf. sind dann Korrekturen bei der Planung oder der Umsetzung vorzunehmen. Die Gemeinde 
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regelt die Überwachung und Durchführung der festgesetzten Maßnahmen. Zur Zeit liegen zum Monito-

ring durch die Gemeinde bzw. von ihr beauftragte Dritte noch keine konkreten Angaben vor. 

5.9 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

(gemäß Nr. 3c der Anlage 1 (zu § 2(4) und den §§ 2a und 4c) BauGB) 

Mit dem vorliegenden 24. B-Plan der Gemeinde Rickling schafft die Gemeinde die planungsrechtlichen 

Voraussetzungen zur Ausweisung eines neuen Wohngebietes. Der Umweltbericht ermittelt und be-

schreibt die Umweltauswirkungen bei Durchführung und Nichtdurchführung der Planungen. Er dient 

der Gemeinde als Entscheidungshilfe für die Konkretisierungen der Planung. 

Das Plangebiet ist ca. 3,56 ha groß und liegt zwischen der „Dorfstraße“ und dem „Grüner Weg“ südlich 

der Rosenwegsiedlung. An der „Dorfstraße“ befindet sich innerhalb des Geltungsbereiches die vorhan-

dene Bebauung des Gasthofes „Zur Doppeleiche“ und der Schießstand der Ricklinger Bürgerschützen. 

Im Norden, Westen und Süden schließt die Wohnbebauung des Ortes unmittelbar an.  

Das Gebiet ist im Landschaftsplan der Gemeinde Rickling bereits als geeignet für eine baulichen Ent-

wicklung ausgewiesen. 

Es wird hier im Wesentlichen eine Ackerfläche in Anspruch genommen, die als Landschaftsfenster in die 

Siedlung hineinragt und durch Knicks zur Landschaft und zu den angrenzenden Wohngebieten hin ein-

gebunden ist. Der westliche Bereich ist durch das Gelände des Gasthofes „Zur Doppeleiche“ mit ihren 

Nebenflächen und den vorhandenen Schießstand des Ricklinger Bürgerschützenvereins gekennzeich-

net. 

Die Fläche liegt innerhalb des Trinkwassergewinnungsgebietes um das Wasserwerk Rickling und gleich-

zeitig in einem Archäologischen Interessensgebiet sowie einer historischen Knicklandschaft. Diese Fak-

toren gilt es bei der Planung besonders zu berücksichtigen. Gleichzeitig sind auch die potentiellen Lär-

mimmissionen aufgrund der Nähe zur B 205, zum Gasthof „Zur Doppeleiche“ und dem Gebäude der 

Ricklinger Bürgerschützen zu beachten. Es wurde daher ein schalltechnisches Gutachtenbezüglich Ge-

werbelärm erstellt. Gleichermaßen sind vorhandene Knicks und ortsbildprägende Großbäume mit be-

sonderer Bedeutung für den Naturhaushalt und das Ortsbild zu berücksichtigen.  

Die Flächen haben im Wesentlichen eine allgemeine Bedeutung für die Schutzgüter (Mensch, Pflanzen-

welt, Boden, Wasserhaushalt, Klima, Ortsbild und Erholungsfunktion sowie Kultur- und Sachgüter). 

Einer besonderen Beachtung für die Pflanzen- und Tierwelt bedürfen hier die vorhandenen Knicks, z.T. 

mit Überhältern, einige ortsbildprägende Großbäume und für die Tierwelt zusätzlich potenziell die zum 

Abriss/Fällung vorgesehenen Gebäude und Altbäume. Die Knicks sollen als geschützte Biotope im Gel-

tungsbereich des B-Planes entwidmet werden und durch Knickneuanlagen an anderer Stelle im gleichen 

Naturraum ersetzt werden. Die Erhaltung der Knicks als Gehölzgürtel soll hier über Grünflächen entlang 

der Privatgrundstücke mit Festsetzung der Knicks als Gehölzstreifen gesichert werden, mit der Pflicht 

zur Erhaltung der Gehölze inkl. Schutzzonen.  

Für die entwidmeten Knicks und die Knickdurchbrüche sind Ausgleichsmaßnahmen (alternativ eine Er-

satzzahlung) vorzunehmen, sowie Ersatzbaumpflanzungen für die gefällten Großbäume vorzusehen.   
 

Auch durch die Lage in einem Archäologischen Interessensgebiet besteht eine besondere Bedeutung 

für historische Kulturgüter, die es zu berücksichtigen gilt. Hier sind daher in Absprache mit dem Archä-

ologischen Landesamt vorab diesbezügliche Bodenuntersuchungen durchzuführen. 
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Bezüglich des Habitatpotenzials der vorhandenen Gebäude und Altbäume für Vogel- und Fledermaus-

arten sowie zum Schutz und zur Vermeidung von Schädigungen und Beeinträchtigungen von Tieren 

werden diverse Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen incl. einer Besatzkontrolle vor Gebäudeabriss 

und Baumfällungen berücksichtigt. 

Positiv wirkt sich bezüglich der Entwässerungsfrage für die anfallenden Niederschläge die gute Durch-

lässigkeit des anstehenden Bodens aus. Hier ergeben sich keine besonderen Schwierigkeiten.  

 

Vorbelastungen bestehen hier durch die im Osten verlaufende, stark befahrene B 205. Für die Ge-

meinde Rickling gibt es hierzu eine Lärmaktionsplanung gem. § 47d Bundes-Immissionsschutzgesetz, in 

der die Situation erfasst ist und geeignete Maßnahmen zur Reduzierung negativer Auswirkungen abge-

leitet sind. Die Frage des Umgebungslärms wurde für das Gebiet jedoch nicht näher untersucht. 
 

Zu berücksichtigen sind ferner die Vorbelastungen durch den vorhandenen Schießstand, der als Altlast 

eingeordnet wird und ggf. Auffälligkeiten im vorhandenen Boden. Für den Schießstand liegt auf abseh-

bare Zeit keine Nutzungsänderung vor (langfristige Verpachtung) und für Unregelmäßigkeiten im anste-

henden Boden sind Hinweise zum Umgang aufgenommen.   
 

Als erhebliche Umweltauswirkungen, die eine Vermeidung, Minimierung oder Kompensation erfordern, 

sind zu nennen: 

• Eingriffe in den Boden durch Versiegelungen, hierfür ist ein Ausgleich zu schaffen. Der Ausgleich 

erfolgt auf dem Ökokonto Az.: 67.20.35 - Osterrönfeld - 4 im Naturraum Geest. 

• Verlust von Teillebensräumen für Flora und Fauna durch die Knickdurchbrüche für die Verkehrs-

wege und für die ökologische Entwertung der Knicks durch das Heranrücken der Bebauung. Hierfür 

sind neben den oben bereits genannten Grünflächen auf den Grundstücken zum Erhalt der Gehölze 

zusätzlich Ersatzknicks neu anzulegen bzw. über ein Knick-Ökokonto auszugleichen.  

-> Der Ausgleich für Knickdurchbrüche über 64 lfm erfolgt über ein Knick-Ökokonto (Az.: 

661.5.01.002-18/23). 

-> Die Möglichkeiten des Ausgleiches für die Knickentwertung über 580 lfm werden derzeit vertieft 

geprüft. Sollten trotz Bemühungen kein ausreichender Knickausgleich gefunden werden, ist der ver-

bleibende Knickausgleich über eine Ersatzzahlung zu leisten. 

• Verlust von einigen ortsbildprägenden Einzelbäumen, die durch Neupflanzungen im Gebiet ersetzt 

werden. Zusätzlich ist für jedes Grundstück die Pflanzung eines Laubbaumes zur weiteren Durch-

grünung des Gebietes vorgesehen. 

• Potenziell der Habitatverlust für Vogel- und Fledermausarten. Durch Festsetzungen und Hinweisen 

zur Besatzkontrolle vor Gebäudeabriss und Baumfällung, durch Bauzeitenregelungen, durch Ver-

meidung von nächtlichen Baustellenbeleuchtungen und Festsetzung von Fledermaus- und Insek-

tenfreundlichen Beleuchtungen sowie ggf. Anbringung von Ersatznisthilfen werden potenzielle Ein-

griffe vermieden bzw. falls erforderlich ausgeglichen. 

• Der Flächenverlust für die landwirtschaftliche Nutzung betrifft eine Größenordnung von rund 2,33 

ha.  

• Im Zuge des Verfahrens wurden diverse Maßnahmen zur Vermeidung bzw. Minimierung der Ein-

griffe in Natur und Landschaft festgesetzt. Die verbleibenden unvermeidbaren Eingriffe werden 

durch die entsprechende Größenordnung von rund 7.479 Ökopunkten auf dem Ökokonto Az.: 

67.20.35 - Osterrönfeld -  4 im Naturraum Geest und 64 lfm Knickersatz sowie 8 Baumpflanzungen 

kompensiert. Die Möglichkeiten über den verbleibenden Kompensationsbedarf von 580 lfm 
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Knickausgleich werden derzeit vertieft geprüft. Ggf. muss der Knickausgleich über eine Ersatzzah-

lung erfolgen. 

 

Zusammenfassend bedeutet dies, dass unter Berücksichtigung der erforderlichen Maßnahmen zur Ver-

meidung, Minimierung und zur Kompensation der zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft 

keine erheblichen Umweltauswirkungen verbleiben. 
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6 Ver- und Entsorgung 

Stromversorgung 
Die Stromversorgung wird durch die E.ON Energie Deutschland GmbH sichergestellt 

 

Wasserversorgung 
Die Wasserversorgung wird durch die Gemeinde Rickling (Wasserwerk Rickling) sichergestellt. 

 

Schmutz- und Niederschlagswasserbeseitigung 

Schmutzwasser: 

Die Abwasserbeseitigung im Plangebiet erfolgt im Bestand im Trennsystem mit Ableitung zur vorhande-

nen gemeindlichen Kläranlage. Die vorgesehenen Neubauten sind entsprechend an das bestehende 

Trennsystem anzuschließen. 

Niederschlagswasser:  

Aufgrund der vorhandenen Bodenverhältnisse ist eine Versickerung des anfallenden Niederschlagswas-
sers sehr gut möglich. Die Entwässerungseinrichtungen sollen vorzugsweise als Versickerungsmulden 
ausgebildet werden, um die potenzielle Verdunstungsfläche zu maximieren und zusätzliches Rückhalte-
volumen für den Überflutungsschutz bereitzustellen.  

Aufgrund der sehr guten Versickerungsfähigkeit des Bodens wird kein zusätzliches Oberflächenwasser 
in Vorfluter oder öffentliche Entwässerungssysteme eingeleitet. Lediglich das anfallende Oberflächen-
wasser der bestehenden Verkehrsanlagen wird weiterhin in die vorhandenen Entwässerungssysteme 
abgeführt.  

Es wird textlich festgesetzt:  

Im Plangebiet anfallendes Dachflächenwasser sowie unbelastetes Oberflächenwasser von Baugrundstü-
cken und neu herzustellenden Verkehrsflächen sind über die belebte Bodenzone mittels Versickerungs-
mulden zu versickern. Bestehende Verkehrsanlagen sind hiervon ausgenommen. 

Sofern die örtlichen Gegebenheiten eine Versickerung über Versickerungsmulden nicht zulassen, ist eine 
alternative Versickerungseinrichtung in Abstimmung mit der unteren Wasserbehörde zu wählen. 

Zur Vermeidung einer Grundwasseraufhöhung sind die Versickerungseinrichtungen im Rahmen der 
weiteren Genehmigungsplanung gemäß dem Arbeitsblatt DWA-A 138 zu bemessen, zu errichten und 
zu betreiben.  

Ein hydrologischer Nachweis ist aufgrund der vorgesehenen vollständigen Versickerung vor Ort nicht 
erforderlich.  

Löschwasserversorgung 

Die Löschwasserversorgung wird durch die Gemeinde Rickling in Höhe des Grundschutzes sichergestellt. 

Abfallbeseitigung 

Die Abfallbeseitigung wird durch den Wege-Zweckverband der Gemeinden des Kreises Segeberg gere-

gelt. 

Telekommunikation 

Die Telekommunikation wird durch die Telekom Deutschland GmbH gesichert. 

  



Gemeinde Rickling, B-Plan 24, Stand Mai 2026   

 

116/116 

 

7 Verfahrensvermerk 

  

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rickling hat die Begründung am ……………………………… gebilligt. 

 

 

Rickling, Datum       - Bürgermeister Keno Jantzen - 


